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VORWORT

V

Das Werk ist in einem Zeitraum von 20 Jahren entstanden. Wesentliches Leitmotiv war dabei
der Versuch, die einzelnen Bereiche der Erbfolge und vorweggenommenen Erbfolge (kurz: Ver-
mÇgensnachfolge) mit ihren steuerlichen BezÅgen Åbersichtlich strukturiert darzustellen. Dabei
wurde die Idee verfolgt, die unterschiedlichen Erscheinungsformen der VermÇgensnachfolge in
ein Gesamtsystem einzuordnen, um das „Navigieren im Rechtsgebiet“ bei kÅnftigen ProblemlÇ-
sungen zu erleichtern. Entstanden sind daraus zun�chst drei Teilb�nde, die 2005 erstmals ver-
Çffentlicht und die nunmehr zu einem einheitlichen Werk zusammengefasst wurden. Die Be-
zeichnung als „Komplettdarstellung“ ist als Programmsatz zu verstehen, der bislang nicht in al-
len Bereichen verwirklicht wurde. Soweit nach Einsch�tzung des Verfassers keine �nderung der
Rechtslage eingetreten ist, wurde im Zuge der laufenden �berarbeitung jeweils davon abge-
sehen, in den Fußnoten eine Aktualisierung der Quellenangaben vorzunehmen. Auch wurde der
Fußnotenapparat fÅr das vorliegende Werk komprimiert. Der Verfasser dankt seiner langj�h-
rigen Mitarbeiterin, der Rechtsanwaltsfachangestellten Frau Heike Schneider, fÅr ihre sorgf�lti-
ge, genaue und umsichtige Arbeit, ohne die das Werk nicht entstanden w�re. Auf Grund des
steten Wandels von Gesetzgebung und Rechtsprechung kann keinerlei Haftung fÅr die Richtig-
keit der in dieser Abhandlung getroffenen Aussagen Åbernommen werden. FÅr etwaige Anre-
gungen und Hinweise ist der Verfasser dankbar (dr.ivens@t-online.de).

Hamburg, im August 2012 Michael Ivens
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A. Gesetzliche Erbfolge

1

Teil 1: Grundlagen der Erbfolge
Die Erbfolge erlangt in der Bundesrepublik Deutschland eine immer grÇßere Bedeutung. In den
kommenden Jahren rÅckt eine Generation auf den Tod zu, die in mehr als sechzig Jahren ein
VermÇgen aufbauen konnte, ohne hieran durch Krieg oder schwere Wirtschaftskrisen gehindert
worden zu sein1. Fast 10 BillionenA umfasst inzwischen der VermÇgensbestand der privaten
Haushalte und nach Sch�tzungen sollen im Zeitraum von 2011 bis 2020 ca. 2,6 BillionenA in
5,7 Mio. Erbf�llen vererbt werden2.

Grundlagen der Erbfolge sind dabei die Bestimmungen Åber die gesetzliche Erbfolge sowie die
Vorschriften Åber die Erbschaftsteuer, die 2011 ein Aufkommen von 4,2 MilliardenA gehabt
hat3.

A. Gesetzliche Erbfolge
Basis der gesetzlichen Erbfolge sind die §§ 1922 ff. des BÅrgerlichen Gesetzbuches (BGB). Ver-
stirbt jemand, so gehen seine VermÇgenswerte und Schulden, sein sogenannter Nachlass, mit
dem Tod automatisch auf den oder die Erben Åber, ohne dass es hierfÅr noch einer behÇrdlichen
Entscheidung bedarf, sog. Universalsukzession4 (§ 1922 Abs. 1 BGB). Der Verstorbene wird als
Erblasser bezeichnet. Hat er kein Testament (oder Erbvertrag) hinterlassen, so tritt die sog. ge-
setzliche Erbfolge ein.

1 Die Zeit v. 19.7.2012, S. 19

2 Presseinformation v. 15.6.2011 des Deutsches Institut fÅr Altersvorsorge; vgl. auch Welker, NWB-EV 2012, 6; Apel, NWB-EV
2012, 24

3 Die Zeit v. 19.7.2012, S. 20

4 Mayer, ZEV 2010, 445, 446
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I. Verwandtenerbrecht
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A. Gesetzliche Erbfolge

3

Kern der gesetzlichen Erbfolge ist das Verwandtenerbrecht, das auf der Blutsverwandtschaft in
gerader und in Seitenlinie beruht5. § 1589 BGB bestimmt hierzu: Personen, deren eine von der
anderen abstammt, sind in gerader Linie verwandt. Personen, die nicht in gerader Linie ver-
wandt sind, aber von derselben dritten Person abstammen, sind in der Seitenlinie verwandt. Der
Grad der Verwandtschaft bestimmt sich nach der Zahl der sie vermittelnden Geburten. Der Ehe-
gatte und dessen Verwandte sind mithin nicht Verwandte des Erblassers. Das Verwandten-
erbrecht ist dadurch gekennzeichnet, dass die Verwandten des Erblassers in Gruppen eingeteilt
werden, die man auch Ordnungen oder Parentelen nennt. Zur ersten Verwandtengruppe gehÇ-
ren die AbkÇmmlinge des Erblassers, also insbesondere seine Kinder, Enkel und Urenkel (§ 1924
Abs. 1 BGB): die sog. Verwandten bzw. Erben der ersten Ordnung.

Die zweite Verwandtengruppe setzt sich zusammen aus den Eltern des Erblassers und deren
AbkÇmmlingen, also vor allem aus seinen Geschwistern, Neffen und Nichten: die sog. Verwand-
ten bzw. Erben der zweiten Ordnung (§ 1925 Abs. 1 BGB). Ferner wird eine dritte Verwandten-
gruppe gebildet durch die Großeltern und deren AbkÇmmlinge: die Onkel, Tanten, Cousins und
Cousinen - die sog. Verwandten bzw. Erben der dritten Ordnung (§ 1926 Abs. 1 BGB). Die Urgroß-
eltern des Erblassers und deren AbkÇmmlinge bilden ferner die Verwandten bzw. Erben der vier-
ten Ordnung (§ 1928 Abs. 1 BGB), w�hrend die entfernteren Voreltern des Erblassers und deren
AbkÇmmlinge die Verwandten bzw. Erben der fÅnften Ordnung und der ferneren Ordnungen
darstellen (§ 1929 Abs. 1 BGB).

Zu jeder Verwandtengruppe gehÇren alle AbkÇmmlinge, die von derselben Person (Parens) ab-
stammen, einschließlich dieser Person selbst6.

Man bezeichnet die Verwandtengruppen daher auch als Parentele oder Ordnungen und spricht
von dem sog. Parentel- oder auch Ordnungssystem.

FÅr die gesetzliche Erbfolge gilt, dass in erster Linie die Verwandten der ersten Ordnung Erben
sind. Sofern beim Erbfall auch nur ein Mitglied dieser Verwandtengruppe lebt, sind alle anderen
Verwandten von der Erbfolge ausgeschlossen (§ 1930 BGB). Nur wenn alle Verwandten der ers-
ten Ordnung zur Zeit des Erbfalls bereits verstorben sind, kommt die zweite Verwandtengruppe
zum Zuge. Und auch hier gilt: Lebt zur Zeit des Erbfalls nur ein Verwandter der zweiten Ord-
nung, so sind die dritte und weitere Verwandtengruppen von der Erbfolge ausgeschlossen. Die
einzelnen Verwandtengruppen sind mithin gestuft nach dem Subsidiarit�tsprinzip zur Erbfolge
berufen7: Mitglieder einer Verwandtengruppe schließen Mitglieder entfernterer Verwandten-
gruppen jeweils von der Erbfolge aus8.

Besonders geregelt ist auch, wer innerhalb der einzelnen Verwandtengruppe zur Erbfolge beru-
fen ist. Keineswegs erben alle Mitglieder einer zur Erbfolge berufenen Verwandtengruppe. Viel-
mehr gilt, dass ein zur Zeit des Erbfalls lebendes Mitglied einer Verwandtengruppe alle seine
AbkÇmmlinge von der Erbfolge ausschließt (§§ 1924 Abs. 2, 1925 Abs. 2, 1926 Abs. 2 BGB). Man
spricht insofern vom Repr�sentationssystem: Jedes Mitglied einer Verwandtengruppe ist Repr�-
sentant seiner AbkÇmmlinge und schließt diese damit von der Erbfolge aus9.

5 Groll, in: Groll, Praxis-Handbuch Erbrechtsberatung, 2001, CI Rz 9

6 Brox, Erbrecht, 18. Aufl. 2000, Rz 44

7 Hennicke, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 4 Rz 27

8 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 74

9 Frank, Erbrecht, 2000, Rz 12
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F�llt dieser Repr�sentant jedoch als Erbe weg, so treten die von ihm abstammenden Personen in
sein Erbrecht ein. Das ist das sog. Eintrittsprinzip10. Dieses Eintrittsrecht kommt nicht nur beim
Tod des entsprechenden Repr�sentanten zum Zuge, sondern auch dann, wenn dieser die Erb-
schaft ausschl�gt (§ 1953 Abs. 2 BGB) oder erbunwÅrdig ist (§ 2344 Abs. 2 BGB); ein Erbverzicht
des Repr�sentanten wirkt dagegen grunds�tzlich auch zu Lasten seiner AbkÇmmlinge (§ 2349
BGB)11.

Innerhalb der Verwandtengruppe erster Ordnung bildet ferner jedes Kind des Erblassers einen
eigenen Stamm, dem ein gleicher Erbteil zugewiesen wird (sog. Stammesprinzip)12. Das hat
beim Eintritt von Enkeln und Urenkeln in die gesetzliche Erbfolge zur Konsequenz, dass die Erb-
schaft nach der Zahl der St�mme und nicht nach der Zahl der vorhandenen Verwandten bzw.
KÇpfe verteilt wird13. Innerhalb eines Stammes erÇffnen die AbkÇmmlinge wiederum Unter-
st�mme14.

In der Verwandtengruppe zweiter und dritter Ordnung, die durch die Eltern und Großeltern des
Erblassers repr�sentiert werden, erfolgt eine Aufteilung der Erbschaft nach der v�terlichen und
mÅtterlichen Linie, wobei der Vater und die Mutter sowie jede Großmutter und jeder Großvater
jeweils einen eigenen Stamm repr�sentiert, fÅr den das dargestellte Repr�sentationsprinzip so-
wie das Eintrittsrecht gilt15. Mit diesem Liniensystem soll erreicht werden, dass die v�terliche
und die mÅtterliche Linie bei der Nachlassteilung gleich viel erhalten, wenn die zweite oder drit-
te Verwandtengruppe mangels Verwandten der ersten Ordnung zum Zuge kommt. Bedeutung
erlangt das Liniensystem insbesondere, wenn AbkÇmmlinge eines vorverstorbenen Elternteils
aus anderen Verbindungen vorhanden sind16.

Ab der Verwandtengruppe vierter Ordnung wird das Liniensystem und das Eintrittsrecht nach
St�mmen durch das sog. Gradualsystem ersetzt17, um eine starke Zersplitterung des Nachlasses
zu vermeiden: Es erbt nur derjenige, der mit dem Erblasser am n�chsten verwandt ist18, wobei
gleich nahe Verwandte gleiche Anteile erhalten19. Eine Erbfolge nach der vierten Ordnung
kommt in der Praxis jedoch eher selten vor20.

Das Parentel- bzw. Ordnungssystem, das in der Praxis ganz Åberwiegend zur Anwendung
kommt, bevorzugt im Vergleich zum Gradualsystem die jÅngere vor der �lteren Generation21.
Denn nach dem Parentelsystem erbt beim Vorversterben der Kinder des Erblassers die Enkelge-
neration, w�hrend die Erbschaft nach dem Gradualsystem an die Eltern des Erblassers fallen
wÅrde22; denn die Verwandtschaft zu den Eltern wird durch eine einzige Geburt vermittelt, wo-
hingegen die Verwandtschaft zum Enkel durch zwei Geburten vermittelt wird. Dadurch wird

10 Brox, Erbrecht, 18. Aufl. 2000, Rz 47

11 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 74

12 Frank, Erbrecht, 2000, Rz 9 f.

13 Hennicke, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 4 Rz 28

14 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 73

15 Groll, in: Groll, Praxis-Handbuch Erbrechtsberatung, 2001, CI Rz 10, 16

16 Tschichoflos, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 5 Rz 443

17 Brox, Erbrecht, 18. Aufl. 2000, Rz 45

18 Groll, in: Groll, Praxis-Handbuch Erbrechtsberatung, 2001, CI Rz 10

19 Tschichoflos, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 5 Rz 469

20 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 75

21 Tschichoflos, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 5 Rz 436

22 Brox, Erbrecht, 18. Aufl. 2000, Rz 44
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tendenziell erreicht, dass die Erbschaften weniger h�ufig ihren Inhaber wechseln und dass die
jÅngere Generation einen Beitrag zum Aufbau einer eigenen Existenzgrundlage erh�lt23.

Zur Verdeutlichung der vorstehenden Grunds�tze sollen die folgenden Schemata und Erl�ute-
rungen dienen:

1) Erbrecht der Verwandten erster Ordnung

In der ersten Verwandtengruppe erben prim�r die Kinder des Erblassers, und zwar zu gleichen
Teilen (§ 1924 Abs. 4 BGB):

ABB. 2:

Erblasser Ehegatte² †

Sohn A
B/e

Sohn B
B/e

Tochter C
B/e

Tochter D
B/e

Etwaige Enkelkinder sind nach dem Repr�sentationssystem von der Erbfolge ausgeschlossen.

Ist ein Kind bereits verstorben, so treten nach dem Eintrittsrecht seine AbkÇmmlinge an dessen
Stelle (§ 1924 Abs. 3 BGB):

ABB. 3:

Erblasser Ehegatte² †

Sohn A
=B/e D/bc

Sohn B †

B/e

Tochter C
B/e D/bc=

Tochter D
B/e D/bc=

Enkelkind X
B/bc

Enkelkind Y
B/bc

Enkelkind Z
B/bc

Die Aufteilung der Erbschaft erfolgt nach der Anzahl der St�mme (hier: vier) und nicht nach der
Anzahl der zur Erbfolge berufenen Verwandten (hier: sechs).

23 Tschichoflos, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 5 Rz 436
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2) Erbrecht der Verwandten zweiter Ordnung

In der zweiten Verwandtengruppe gilt: Die Eltern des Erblassers erben nur dann, und zwar nach
dem Liniensystem zu je ein Halb, wenn weder Kinder noch Enkel, Urenkel oder Ururenkel des
Erblassers vorhanden sind (§ 1925 Abs. BGB):

ABB. 4:

Mutter
B/c

Erblasser

Vater
B/c

Sind auch beide Elternteile verstorben bzw. erbrechtlich weggefallen (z. B. durch Ausschlagung),
so steht das Erbrecht den Geschwistern des Erblassers zu gleichen Teilen zu (§ 1925 Abs. 3 BGB):

ABB. 5:

Mutter Vater² ††

Bruder A
B/d

Erblasser Schwester B
B/d

Schwester C
B/d

An die Stelle einer verstorbenen Schwester oder eines verstorbenen Bruders treten nach dem
Stammes- und Eintrittsprinzip ebenfalls deren AbkÇmmlinge, also vornehmlich die jeweiligen
Nichten und Neffen des Erblassers (§§ 1925 Abs. 3, 1924 BGB):

ABB. 6:

Mutter Vater² ††

Bruder A
( )B/d

† Erblasser Schwester B
B/d

Schwester C
B/d

Nichte X
B/j

Neffe Y
B/j

Neffe Z
B/j
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Lebt noch ein Elternteil des Erblassers, so erwirbt dieser nach dem Liniensystem einen h�lftigen
Erbteil neben den Geschwistern des Erblassers bzw. deren AbkÇmmlingen (§§ 1925 Abs. 2, 3,
1924 BGB):

ABB. 7:

Mutter Vater² B/c†

Bruder A
( )

†

B/g

Erblasser Schwester B
B/g

Schwester C
B/g

Nichte X
B/bi

Neffe Y
B/bi

Neffe Z
B/bi

Sofern beide Elternteile verstorben sind und vollbÅrtige mit halbbÅrtigen Geschwistern des Erb-
lassers zusammentreffen, wirkt sich das Liniensystem aus: HalbbÅrtige Geschwister erben nur
in der Linie desjenigen Elternteils, der ihnen mit dem Erblasser gemeinsam ist, w�hrend vollbÅr-
tige Geschwister in beiden Linien ein Erbe erlangen24.

3) Erbrecht der Verwandten dritter Ordnung

Die Großeltern des Erblassers als Mitglieder der dritten Verwandtengruppe kommen schließlich
zum Zuge, wenn die Eltern des Erblassers bereits verstorben sind und auch keine Geschwister,
Neffen und Nichten bzw. deren AbkÇmmlinge mehr leben. Jeder Großvater und jede Großmut-
ter erben nach dem Linien-, Stammes- und Repr�sentationssystem zu ein Viertel (§ 1926 Abs. 2
BGB):

ABB. 8:

Großmutter X Großvater X²

Erblasser

Mutter Vater²† †

B/e B/e

Großmutter Y Großvater Y²

B/e B/e

24 Hennicke, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 4 Rz 31
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An die Stelle eines verstorbenen Großvaters bzw. einer verstorbenen Großmutter treten nach
dem Eintrittsprinzip deren AbkÇmmlinge, also vordringlich die jeweiligen Onkel und Tanten des
Erblassers (§ 1926 Abs. 3 BGB):

ABB. 9:

Großmutter X Großvater X² †

Onkel M
B/i

Tante N
B/i

Mutter Vater† ² †

B/e

Großmutter Y Großvater Y²

Onkel S Tante T

B/e

(B/c) (B/c)

Erblasser

B/e

Sind die jeweiligen Onkel und Tanten bereits verstorben, so wird deren Erbteil von ihren Ab-
kÇmmlingen erworben, also von den entsprechenden Cousinen und Cousins des Erblassers oder,
anders ausgedrÅckt, von den jeweiligen Vettern und Basen (§§ 1926 Abs. 3, Abs. 5, 1924 BGB):

ABB. 10:

Großmutter X Großvater X² †

Onkel M
( )

†

B/i

Tante N
B/i

Mutter Vater† ² †

B/e

Großmutter Y Großvater Y²

Onkel S Tante T

B/e

Erblasser

B/e

Cousine G
B/bg

Cousine H
B/bg

Der Anteil eines vorverstorbenen Großelternteils wird also in seinem Stamm nach den Prinzi-
pien der ersten Ordnung vererbt (§ 1926 Abs. 5 BGB)25.

Ist ein Großelternteil vorverstorben, ohne dass er AbkÇmmlinge hinterl�sst, so f�llt sein Erbteil
dem anderen Teil des betreffenden Großelternpaares bzw., wenn auch dieser vorverstorben ist,
dessen AbkÇmmlingen zu (§ 1926 Abs. 3 BGB). Lebt zur Zeit des Erbfalls ein Großelternpaar nicht
mehr und sind auch keine AbkÇmmlinge der Verstorbenen vorhanden, so erben die anderen
Großeltern bzw. deren AbkÇmmlinge allein (§ 1926 Abs. 4 BGB)26.

25 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 94

26 N�her OLG DÅsseldorf, ZEV 2011, 77
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4) Erbrecht der Verwandten fernerer Ordnungen

Ist zur Zeit des Erbfalls kein Mitglied der ersten, zweiten oder dritten Verwandtengruppe vor-
handen, erben die Urgroßeltern zu gleichen Teilen (§ 1928 BGB). Deren AbkÇmmlinge sind von
der Erbfolge ausgeschlossen, solange nur ein Urgroßelternteil, gleich welcher Linie, den Erbfall
erlebt (§ 1928 Abs. 2 BGB).

Leben zur Zeit des Erbfalls keine Urgroßeltern mehr, so erbt derjenige, welcher mit dem Erblas-
ser dem Grade nach am n�chsten verwandt ist; mehrere gleichnahe Verwandte erben zu glei-
chen Teilen (§§ 1928 Abs. 3, 1929 BGB). Der Grad der Verwandtschaft wird gem. § 1589 S. 3 BGB
durch die Zahl der vermittelnden Geburten bestimmt.

5) Abstammungsstreit

Sofern strittig ist, ob eine geltend gemachte verwandtschaftliche Beziehung besteht, kann eine
derartige Abstammungsfrage gegebenenfalls in einem Erbrechtsstreit gekl�rt werden27. Soweit
es zur Feststellung der Abstammung erforderlich ist, hat jede Person Untersuchungen, insbeson-
dere die Entnahme von Blutproben zu dulden, es sei denn, dass die Untersuchung dem zu Un-
tersuchenden nicht zugemutet werden kann (§ 372 a Abs. 1 ZPO). Hiervon ist auch eine DNA-
Analyse (genetischer Fingerabdruck) im Rahmen eines Erbstreits umfasst28.

II. Erbrecht des Ehegatten

Unerw�hnt blieb bislang das gesetzliche Erbrecht des Ehegatten gem. § 1931 BGB. Sein Erbteil
h�ngt davon ab, in welchem GÅterstand die Eheleute gelebt haben und wer neben dem Ehegat-
ten erbt29.

1) Bedeutung des GÅterstandes

ABB. 11:

Erbrecht des Ehegatten/Lebenspartners neben Erben 1. Ordnung

neben Erben 2. Ordnung

Zugewinngemeinschaft: + Erhöhung =
Gütergemeinschaft:
Gütertrennung: bei einem Kind

bei zwei Kindern
bei drei Kindern

Zugewinngemeinschaft: + Erhöhung =
Gütergemeinschaft:
Gütertrennung: bei einem Kind

B/e B/e B/c

B/e

B/c

B/d

B/e

B/c B/e B/c

B/c

B/c

27 BVerfG, NJW 1956, 986

28 ZÇller, ZPO, 25. Aufl. 2005, § 372 a Rz 2; Musielak, ZPO, 6. Aufl. 2008, § 372 a Rz 2

29 Stenger, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 11 Rz 1
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a) Zugewinngemeinschaft

Es soll zun�chst von dem h�ufigsten GÅterstand ausgegangen werden: dem der Zugewinn-
gemeinschaft. Die Eheleute leben in Zugewinngemeinschaft, wenn sie nichts anderes notariell
vereinbart haben (§ 1363 Abs. 1 BGB).

Neben den Verwandten der ersten Ordnung, also vor allem den Kindern, Enkeln und Urenkeln
des Erblassers erbt der Ehegatte zu ein Viertel, w�hrend er zu ein Halb erbt, wenn nur noch Ver-
wandte der zweiten Ordnung, also insbesondere die Eltern, Geschwister, Nichten und Neffen
des Erblassers am Leben sind (§ 1931 Abs. 1 S. 1 BGB)30. Auch neben den Großeltern des Erblas-
sers gebÅhrt dem Ehegatten ein h�lftiger Erbteil (§ 1931 Abs. 1 S. 1 BGB). Treffen dagegen mit
Großeltern AbkÇmmlinge von Großeltern zusammen, so erh�lt der Ehegatte auch von der ande-
ren Nachlassh�lfte den Anteil, der nach § 1926 BGB den AbkÇmmlingen zufallen wÅrde (§ 1931
Abs. 1 S. 2 BGB)31. Sind die Eltern und Großeltern des Erblassers vorverstorben und sind auch kei-
ne Geschwister des Erblassers oder deren AbkÇmmlinge vorhanden, so erbt der Ehegatte allein
(§ 1931 Abs. 2 BGB)32.

Dies ist aber nur die Ausgangsregelung. Infolge der Zugewinngemeinschaft wird der gesetzliche
Erbteil alsdann um ein Viertel der Erbschaft erhÇht (§§ 1931 Abs. 1, 1371 Abs. 1 BGB)33. Damit
soll zur Vermeidung streittr�chtiger Zugewinnberechnungen ein pauschaler Ausgleich gew�hrt
werden, vÇllig unabh�ngig davon, ob vom Erblasser Åberhaupt ein Zugewinn erzielt worden ist
(sog. erbrechtlicher LÇsung)34. Praktisch bedeutet dies, dass ein Ehegatte im Endergebnis neben
Kindern des Erblassers und deren AbkÇmmlingen ein Halb des Nachlasses erlangt35:

ABB. 12:

Erblasser Ehegatte²

Sohn A
B/g

Sohn B
B/g

Tochter C
B/g

B/e + =B/e B/c

30 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 101

31 Vgl. auch Keller/v. Schrenck, NWB-EV 2010, 86; Frank, Erbrecht, 2000, Rz 29

32 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 101

33 Tschichoflos, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 5 Rz 483

34 Stenger, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 11 Rz 7

35 Tschichoflos, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 5 Rz 485
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Neben den Eltern des Erblassers bzw. deren AbkÇmmlingen oder den Großeltern stehen dem
Ehegatten dagegen gem. §§ 1931 Abs. 1, 1371 Abs. 1 BGB drei Viertel des Nachlasses zu36:

ABB. 13:

Bruder
( )

†

B/i

Mutter Vater² †

Nichte A
B/ce

Nichte B
B/ce

Neffe C
B/ce

B/i (B/i)

Erblasser Ehegatte²

B/c + B/e = D/e

Sofern der Ehegatte gem. § 1931 Abs. 1 S. 2 BGB neben Großeltern bereits 3/4 des Nachlasses
erbt, ist zweifelhaft, ob ihm auf Grund des pauschalen Zugewinnausgleiches gem. § 1371 Abs. 1
BGB die gesamte Erbschaft zuf�llt37.

Anzumerken ist, dass bei einer Zugewinngemeinschaft am Ende der Ehe verglichen wird, in wel-
chem Umfang das VermÇgen jedes Ehegatten w�hrend der Ehe zugenommen hat (§§ 1372 ff.
BGB). Wer den grÇßeren Zuwachs hat, muss die H�lfte des �berschusses an den anderen Ehe-
gatten herausgeben (§ 1378 BGB)38. Meint nun der l�ngerlebende Ehegatte, dass er nach dieser
konkreten Berechnung mehr zu bekommen h�tte als die pauschale ErhÇhung seines Erbteils um
ein Viertel der Erbschaft, so kann er einen solchen Anspruch geltend machen (sog. gÅterrecht-
liche LÇsung)39, er muss dann aber vorher die Erbschaft ausschlagen (§§ 1371 Abs. 2, 3 BGB). Mit
der Ausschlagung verliert er seine Erbenstellung; er kann dann nur noch seinen Pflichtteil for-
dern, der die H�lfte des nicht erhÇhten gesetzlichen Erbteils ausmacht: Das sind ein Achtel der
Erbschaft neben Kindern des Erblassers und ein Viertel der Erbschaft neben dessen Eltern und
Großeltern40. Da der l�ngerlebende Ehegatte bei der erbrechtlichen LÇsung mit 1/2 am Gesamt-
nachlass beteiligt ist, stellt sich die gÅterrechtliche LÇsung idR allenfalls dann als vorteilhaft
dar, wenn der l�ngerlebende Ehegatte keinen erheblichen Zugewinn erzielt hat und der Zuge-
winn des Erblassers den wesentlichen Teil des Gesamtnachlasses ausmacht41, ganz abgesehen
von der Streittr�chtigkeit, die tendenziell mit der Geltendmachung einer konkreten Zugewinn-
ausgleichsforderung verbunden ist42.

36 Frank, Erbrecht, 2000, Rz 33

37 dafÅr: Brox, Erbrecht, 18. Aufl. 2000, Rz 65; SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 105; Tschichoflos, in: Frieser u. a., Handbuch
Erbrecht, 2002, Kap. 5 Rz 486; dagegen: Frank, Erbrecht, 2000, Rz 34; Leipold, in: MÅnchner Kommentar, BGB, 3. Aufl. 1997,
§ 1931 Rz 24

38 Vgl. zur Berechnung Keller/v. Schrenck, NWB-EV 2010, 86, 88

39 Tschichoflos, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 5 Rz 489

40 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 106

41 Vgl. das Berechnungsbeispiel bei Keller/v. Schrenck, NWB-EV 2010, 86, 93

42 Kasper, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 36 Rz 81
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b) GÅtertrennung

Bestand beim Erbfall GÅtertrennung und sind als gesetzliche Erben neben dem l�ngerlebenden
Ehegatten ein oder zwei Kinder des Erblassers berufen, so erben der l�ngerlebende Ehegatte
und jedes Kind (bzw. deren AbkÇmmlinge) zu gleichen Teilen (§ 1931 Abs. 4 BGB). Danach erh�lt
der Ehegatte neben einem Kind (bzw. dessen AbkÇmmlingen) die H�lfte und neben zwei Kin-
dern (bzw. deren AbkÇmmlingen) ein Drittel der Erbschaft43. Erbt der Ehegatte neben drei und
mehr Kindern des Erblassers, bleibt es bei einem Viertelanteil an der Erbschaft44. Mit dieser Son-
derregelung fÅr die GÅtertrennung soll vermieden werden, dass der Erbteil des Ehegatten gerin-
ger als der eines Kindes ist45.

c) GÅtergemeinschaft

Haben die Ehepartner GÅtergemeinschaft (§ 1415 BGB) vereinbart, so greifen die eingangs iZm
Zugewinngemeinschaft dargestellten Grunds�tze der Erbfolge ein, ohne dass es jedoch zur pau-
schalen ErhÇhung der Erbschaft um ein Viertel kommt; denn damit soll im Falle der Zugewinn-
gemeinschaft ein pauschaler Ausgleich des Zugewinns erfolgen. DafÅr f�llt aber neben dem
Sondergut (§ 1417 BGB) und dem Vorbehaltsgut (§ 1418 BGB) des Erblassers auch dessen Anteil
am Gesamtgut mit in den Nachlass (§ 1482 S. 1 BGB), so dass der Ehegatte hieran partizipiert46.

Haben die Ehegatten eine fortgesetzte GÅtergemeinschaft vereinbart, so wird die GÅtergemein-
schaft beim Tode des Erstversterbenden zwischen dem l�ngerlebenden Ehegatten und den ge-
meinschaftlichen Kindern fortgesetzt, so dass der Anteil des Erblassers am Gesamtgut nicht zu
seinem Nachlass gehÇrt (§ 1483 Abs. 1 BGB)47. Das Sondergut und Vorbehaltsgut des Erblassers
wird dagegen nach den allgemeinen Grunds�tzen vererbt48.

2) AuflÇsung der Ehe

Zu erg�nzen ist, dass das Ehegattenerbrecht selbstverst�ndlich nur dann gegeben ist, wenn die
Ehe zur Zeit des Erbfalls wirksam bestand. Hieran fehlt es – abgesehen vom Fall der Nichtehe
(§ 1310 Abs. 1 BGB) –, wenn die Ehe zu diesem Zeitpunkt bereits rechtskr�ftig aufgehoben
(§§ 1313 ff. BGB) oder geschieden war (§ 1564 BGB)49. DarÅber hinaus wird das Ehegattenerb-
recht bereits versagt, wenn im Todeszeitpunkt die Scheidungsvoraussetzungen vorlagen und
wenn der Erblasser zus�tzlich die Scheidung beantragt oder ihr zugestimmt hatte (§ 1933 Abs. 1
S. 1 BGB)50. Dabei muss der Scheidungsantrag nach der herrschenden Meinung nicht nur bei Ge-
richt eingereicht, sondern auch zugestellt sein51. Entsprechendes gilt, wenn der Erblasser be-
rechtigt war, die Aufhebung der Ehe (z. B. wegen T�uschung) zu beantragen und er den Antrag
gestellt hatte (§ 1933 S. 2 BGB)52.

43 Frank, Erbrecht, 2000, Rz 37

44 Tschichoflos, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 5 Rz 490

45 Brox, Erbrecht, 18. Aufl. 2000, Rz 63

46 Hennicke, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 4 Rz 37

47 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 111

48 Stenger, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 11 Rz 6

49 Brox, Erbrecht, 18. Aufl. 2000, Rz 55

50 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 99

51 BGHZ 111, 329; Hennicke, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 4 Rz 35; Frank, Erbrecht, 2000, Rz 27;
SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 99; aA Brox, Erbrecht, 18. Aufl. 2000, Rz 56; Groll, in: Groll, Praxis-Handbuch Erbrechts-
beratung, 2001, CI Rz 39

52 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 99
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Im Einzelfall kann das Ehegattenerbrecht fortbestehen, obwohl die Scheidung beantragt ist und
die Lebensgemeinschaft der Ehegatten nicht mehr besteht. Denn die Scheidung setzt nach
§ 1565 Abs. 1 S. 2 BGB auch voraus, dass nicht erwartet werden kann, dass die Ehegatten die
Lebensgemeinschaft wieder herstellen werden. Vor diesem Hintergrund kann der l�ngerlebende
Ehegatte im Einzelfall den Fortbestand seines Erbrechts mit dem Argument geltend machen,
dass sich die Parteien wieder „zusammengerauft“ und gemeinsam entschieden haben, die ge-
richtlichen Schritte zur AuflÇsung der Ehe nicht weiter zu verfolgen53. Wird ein Scheidungsver-
fahren Åber die Dauer von 21 Jahren nicht betrieben, so ist dies als RÅcknahme des Scheidungs-
antrags zu werten54.

Außerdem kann auch der geschiedene Ehegatte des Erblassers indirekt an dessen Nachlass teil-
haben; dann n�mlich, wenn der Erblasser ihm zur Unterhaltsleistung verpflichtet war. § 1586 b
Abs. 1 BGB bestimmt insoweit, dass mit dem Tod des Verpflichteten die Unterhaltspflicht auf
den Erben als Nachlassverbindlichkeit Åbergeht. Der Erbe haftet jedoch nicht Åber den Betrag
hinaus, der dem Pflichtteil entspricht, welcher dem Berechtigten zust�nde, wenn die Ehe nicht
geschieden worden w�re (§ 1586 b Abs. 1 S. 3 BGB). FÅr die Berechnung des Pflichtteils bleiben
Besonderheiten auf Grund des GÅterstandes, in dem die geschiedenen Ehegatten gelebt haben,
außer Betracht (§ 1586 b Abs. 2 BGB). Hatte der geschiedene Ehegatte auf den Pflichtteil verzich-
tet, so fÅhrt dies nicht zum Wegfall der UnterhaltsansprÅche55.

Sofern jedoch der unterhaltsberechtigte Ehegatte selbst in ehe�hnlicher Gemeinschaft mit ei-
nem Dritten zusammenlebt, ist eine Verwirkung des Unterhaltsanspruchs wegen grober Unbil-
ligkeit nach § 1579 Nr. 7 BGB anzunehmen56.

3) Ehegattenvoraus

Sofern der l�ngerlebende Ehegatte neben Verwandten der zweiten Ordnung oder neben Groß-
eltern gesetzlicher Erbe ist, gebÅhren ihm außer dem Erbteil auch die zum ehelichen Haushalt
gehÇrenden Gegenst�nde, soweit sie nicht ZubehÇr eines GrundstÅcks sind, und die Hochzeits-
geschenke als Voraus (§ 1932 Abs. 1 S. 1 BGB)57. Zu den Haushaltsgegenst�nden gehÇren Sachen
des Erblassers (auch gemietete), die dem gemeinsamen Haushalt gedient haben, wie z. B. MÇ-
bel, Teppiche, W�sche, Geschirr, Haushaltsger�te, das private Kfz, aber auch reine Luxusgegen-
st�nde, wie teure Teppiche, wertvolle Gem�lde oder Antiquit�ten58.

Keine Haushaltsgegenst�nde sind demgegenÅber:

" Gegenst�nde, die dem persÇnlichen Gebrauch des Erblassers dienten (Kleidung, Schmuck),

" Sachen, die ausschließlich zur BerufsausÅbung des Erblassers bestimmt waren,

" Gegenst�nde ohne Bezug zum gemeinsamen Haushalt, wie z. B. eine Briefmarken- oder
MÅnzsammlung59.

53 BGH, NJW-Spezial 2008, 679

54 Saarl. OLG, ZErb 2011, 21

55 MÅnch, ZEV 2008, 571, 578

56 OLG Koblenz, BeckRS 2001, 30206576

57 Frank, Erbrecht, 2000, Rz 40

58 Grziwotz, NWB 2012, 2008; Tschichoflos, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 5 Rz 497

59 Groll, in: Groll, Praxis-Handbuch Erbrechtsberatung, 2001, CI Rz 46
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Ist der l�ngerlebende Ehegatte neben Verwandten der ersten Ordnung gesetzlicher Erbe, so ge-
bÅhren ihm diese Gegenst�nde, soweit er sie zur FÅhrung eines angemessenen Haushalts benÇ-
tigt (§ 1932 Abs. 1 S. 2 BGB)60. Darin liegt eine erhebliche Einschr�nkung: An der Angemessen-
heit fehlt es regelm�ßig, wenn der l�ngerlebende Ehegatte selbst Åber eine genÅgende Anzahl
der betroffenen Gegenst�nde verfÅgt oder wenn es ihm zumutbar ist, die Gegenst�nde aus ei-
genen Mitteln anzuschaffen61. Bei der Interessenabw�gung ist zu berÅcksichtigen, dass sich
durch den Tod des Erblassers der Bedarf und der Haushalt des l�ngerlebenden Ehegatten redu-
ziert hat62.

Der Ehegattenvoraus selbst vermittelt noch kein Eigentum des l�ngerlebenden Ehegatten an
den betreffenden Sachen. Gem. § 1932 Abs. 2 BGB steht dem Ehegatten lediglich ein schuld-
rechtlicher Anspruch auf Vornahme der �bereignung zu63. Wesentliche Voraussetzung des An-
spruchs ist es dabei, dass der l�ngerlebende Ehegatte gesetzlicher Erbe geworden ist. Ist der l�n-
gerlebende Ehegatte durch Testament des Erblassers als Erbe eingesetzt worden oder umge-
kehrt enterbt worden, so scheidet ein Anspruch auf den Voraus aus64.

4) Erbrecht des verwandten Ehegatten

GehÇrt der l�ngerlebende Ehegatte zu den erbberechtigten Verwandten, so erbt er zugleich als
Verwandter. Der Erbteil, der ihm auf Grund der Verwandtschaft zuf�llt, gilt als besonderer Erb-
teil.

III. Erbrecht des eingetragenen Lebenspartners
Eine Neuerung hat das „Gesetz zur Beendigung der Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Ge-
meinschaften: Lebenspartnerschaften“ v. 16. 2. 200165 fÅr gleichgeschlechtliche Lebensgemein-
schaften geschaffen. Durch § 10 LPartG wird die erbrechtliche Stellung des Partners einer einge-
tragenen Lebenspartnerschaft derjenigen eines Ehegatten angeglichen66.

1) Ausgangsregelung

Gem. § 10 Abs. 1 S. 1 LPartG ist der Åberlebende Lebenspartner des Erblassers neben Verwand-
ten der ersten Ordnung (Kinder, Enkel) zu einem Viertel, neben Verwandten der zweiten Ord-
nung (Eltern, Geschwister, Neffen, Nichten) oder neben Großeltern zur H�lfte der Erbschaft ge-
setzlicher Erbe. Treffen mit Großeltern AbkÇmmlinge von Großeltern zusammen, so erh�lt der
Lebenspartner auch von der anderen H�lfte den Anteil, der nach § 1926 BGB den AbkÇmmlingen
zufallen wÅrde (§ 10 Abs. 1 S. 2 LPartG). Sind weder Verwandte der ersten noch der zweiten Ord-
nung und auch keine Großeltern vorhanden, so erh�lt der Åberlebende Lebenspartner gem. § 10
Abs. 2 S. 1 LPartG die ganze Erbschaft67. Diese Regelung ist mit derjenigen des Ehegattenerb-
rechts deckungsgleich68.

60 Frank, Erbrecht, 2000, Rz 41

61 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 113

62 Tschichoflos, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 5 Rz 498

63 Frank, Erbrecht, 2000, Rz 42

64 BGHZ 73, 29; Frank, Erbrecht, 2000, Rz 41

65 BGBl. I 2001, 266; BGBl. I 2004, 3396; zur Verfassungsm�ßigkeit: BVerfG, NJW 2002, 2543

66 Wellenhofer, NJW 2005, 705; J. Mayer, ZEV 2005, 175, 178; Mayer, ZEV 2001, 169 ff., 173

67 Krause, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 3 Rz 515

68 Leipold, ZEV 2001, 218, 219
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GehÇrt der Åberlebende Lebenspartner zu den erbberechtigten Verwandten, so erbt er zugleich
als Verwandter. Der Erbteil, der ihm auf Grund der Verwandtschaft zuf�llt, gilt als besonderer
Erbteil (§ 10 Abs. 1 S. 6 u. 7 LPartG).

2) Bedeutung des GÅterstandes

Der GÅterstand erlangt fÅr das Erbrecht des eingetragenen Lebenspartners die gleiche Bedeu-
tung wie fÅr das Ehegattenerbrecht. Ebenso wie Ehepartner leben die eingetragenen Lebens-
partner im GÅterstand der Zugewinngemeinschaft, wenn Sie nicht durch Lebenspartnerschafts-
vertrag eine GÅtergemeinschaft oder GÅtertrennung vereinbart haben (§§ 6, 7 LPartG). Die
§§ 1363 Abs. 2 BGB und die §§ 1364 bis 1390 BGB gelten entsprechend (§ 6 S. 2 LPartG), so dass
insbesondere die pauschale ErbteilserhÇhung um 1/4 im Fall der Zugewinngemeinschaft (§ 1371
Abs. 1 BGB) zur Anwendung kommt69. Bestand beim Erbfall GÅtertrennung und sind als gesetz-
liche Erben neben dem Åberlebenden Lebenspartner ein oder zwei Kinder des Erblassers beru-
fen, so erben der Åberlebende Lebenspartner und jedes Kind zu gleichen Teilen; § 1924 Abs. 3
BGB gilt auch in diesem Fall (§ 10 Abs. 2 S. 2 LPartG).

3) Voraus

Der Anspruch des Åberlebenden Lebenspartners auf den sog. Voraus ist ebenfalls entsprechend
dem Ehegattenerbrecht geregelt70. Gem. § 10 Abs. 1 S. 3 LPartG stehen dem Åberlebenden Le-
benspartner die zum lebenspartnerschaftlichen Haushalt gehÇrenden Gegenst�nde (soweit sie
nicht ZubehÇr eines GrundstÅcks sind) und die Geschenke zur BegrÅndung der Lebenspartner-
schaft zus�tzlich zum Erbteil als Voraus zu71. Allerdings gilt dies neben AbkÇmmlingen des Erb-
lassers nur insoweit, als er die Gegenst�nde zur FÅhrung eines angemessenen Haushalts benÇ-
tigt72.

4) Aufhebung der Lebenspartnerschaft

Gem. § 10 Abs. 3 LPartG ist das Erbrecht des Åberlebenden Lebenspartners ausgeschlossen,
wenn zur Zeit des Todes des Erblassers

1. die Voraussetzungen fÅr die Aufhebung der Lebenspartnerschaft nach § 15 Abs. 2 Nr. 1 oder
2 LPartG gegeben waren und der Erblasser die Aufhebung beantragt oder ihr zugestimmt
hatte oder

2. der Erblasser einen Antrag nach § 15 Abs. 2 Nr. 3 LPartG gestellt hatte und dieser Antrag be-
grÅndet war73.

DarÅber hinaus schließt selbstverst�ndlich auch die rechtskr�ftige Aufhebung der Lebenspart-
nerschaft das Erbrecht des Åberlebenden Partners aus74.

69 Wellenhofer, NJW 2005, 705, 706

70 Leipold, ZEV 2001, 220

71 Stenger, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 11 Rz 11

72 Krause, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 3 Rz 520

73 Langenfeld, Testamentsgestaltung, 3. Aufl. 2002, Rz 65

74 Stenger, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 11 Rz 24
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IV. Erbrecht sonstiger Lebenspartner

An einem Erbrecht des l�ngerlebenden Partners fehlt es dagegen bei allen anderen Ehen ohne
Trauschein, den sogenannten nichtehelichen Lebensgemeinschaften75. Verstirbt der Partner, so
wird der gesamte Nachlass des Verstorbenen von dessen gesetzlichen Erben erworben, auch
wenn darin erhebliche wirtschaftliche Werte des l�ngerlebenden Partners enthalten sind76. Der
l�ngerlebende Partner wird erbrechtlich wie ein Fremder behandelt, selbst wenn die Partner 20
oder 30 Jahre zusammengelebt haben. In einer solchen Situation ist ein Testament von besonde-
rer Bedeutung.

V. Erbrecht von Adoptivkindern

Adoptivkinder werden bei der gesetzlichen Erbfolge genauso behandelt wie die leiblichen Kinder
des Erblassers, wenn die Adoption nach Inkrafttreten des AdoptionsG am 1. 7. 1977 erfolgte und
das Adoptivkind bei der Adoption noch minderj�hrig war (§ 1754 BGB)77. Dagegen scheidet eine
gesetzliche Erbfolge des Adoptivkindes nach seinen leiblichen Eltern und deren Vorfahren aus,
weil das Verwandtschaftsverh�ltnis zu diesen mit der Adoption als erloschen gilt (§ 1755 BGB)78.
Von diesem Prinzip werden nach § 1756 BGB aber zwei Ausnahmen gemacht: Sofern die Anneh-
menden mit dem Kind im zweiten oder dritten Grad verwandt oder verschw�gert sind, erlischt
gem. § 1756 Abs. 1 BGB nur das Verwandtschaftsverh�ltnis des Kindes und seiner AbkÇmmlinge
zu den leiblichen Eltern des Kindes79. Dahinter steht die Zielsetzung, das angenommene Kind im
Falle einer solchen Verwandtenadoption nicht vÇllig aus der Familie, zu der es Kraft Abstam-
mung gehÇrt, herauszureißen80.

Obwohl das angenommene Kind mit seinen leiblichen Geschwistern verwandt bleibt (§ 1756
Abs. 1 BGB), gehÇren diese aber ebenso wie die leiblichen Eltern nicht mehr zu den Erben zwei-
ter Ordnung des angenommenen Kindes (§ 1925 Abs. 4 BGB); die leiblichen Geschwister kÇnnen
das angenommene Kind nur als Erben dritter Ordnung beerben81.

Die zweite Ausnahme betrifft den Fall, dass ein Ehegatte ein Kind annimmt, das aus einer frÅhe-
ren Ehe seines Ehegatten stammt. Auch in diesen F�llen erlischt das Verwandtschaftsverh�ltnis
nicht in Beziehung zu den Verwandten des anderen Elternteils, wenn dieser die elterliche Sorge
hatte und verstorben ist (§ 1756 Abs. 2 BGB)82.

Wird das Adoptivkind erst als Vollj�hriger adoptiert, so ist es zwar gesetzlicher Erbe des Adop-
tierenden, nicht aber der Verwandten sowie des Ehegatten des Adoptierenden; denn die Wir-
kungen der Adoption erstrecken sich gem. § 1770 Abs. 1 BGB nicht auf die Verwandten und den
Ehegatten des Adoptierenden83. Umgekehrt bleibt das Verwandtschaftsverh�ltnis des adoptier-
ten Erwachsenen zu seinen leiblichen Eltern und deren Vorfahren bestehen (§ 1770 Abs. 2 BGB),

75 Ritter, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 12 Rz 3

76 Palandt-Diederichsen, BGB, 62. Aufl. 2003, Einl v § 1297 Rz 29 ff., 32

77 Krause, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 3 Rz 419

78 Hennicke, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 4 Rz 21

79 Groll, in: Groll, Praxis-Handbuch Erbrechtsberatung, 2001, CI Rz 33

80 Brox, Erbrecht, 18. Aufl. 2000, Rz 40

81 Hennicke, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 4 Rz 21

82 Groll, in: Groll, Praxis-Handbuch Erbrechtsberatung, 2001, CI Rz 33

83 Krause, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 3 Rz 433
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so dass sich an der gesetzlichen Erbfolge im Verh�ltnis zu diesen durch die Adoption nichts �n-
dert84. Unter den engen Voraussetzungen des § 1772 Abs. 1 BGB kann das Vormundschafts-
gericht allerdings auf Antrag die erbrechtlichen Wirkungen der Minderj�hrigenadoption anord-
nen; wenn n�mlich

a) ein minderj�hriger Bruder oder eine minderj�hrige Schwester des Anzunehmenden von dem
Annehmenden als Kind angenommen worden ist oder gleichzeitig angenommen wird oder

b) der Anzunehmende bereits als Minderj�hriger in die Familie des Annehmenden aufgenom-
men worden ist oder

c) der Annehmende das Kind seines Ehegatten annimmt oder

d) der Anzunehmende in dem Zeitpunkt, zu dem der Antrag auf Annahme bei dem Vormund-
schaftsgericht eingereicht wird, noch nicht vollj�hrig ist.

War die Adoption auf Grund einer gerichtlichen Entscheidung im Ausland erfolgt, ist zus�tzlich
zu prÅfen, ob diese nach deutschem Recht anzuerkennen ist; bejahendenfalls ist weiter zu kl�-
ren, ob die Verwandtschaft zwischen dem Erblasser und dem Kind nach dem sog. Adoptionssta-
tut so stark sein soll, wie dies in dem fÅr die Erbfolge maßgebenden Recht verlangt wird85.

VI. Erbrecht nichtehelicher Kinder

ABB. 14:

Erbrecht nichtehelicher Kinder nach Vater
Geburt des Kindes Eintritt des Erbfalls Status
nach 30. 6. 1949 nach 31. 3. 1998 Gleichstellung
nach 30. 6. 1949 vor 1. 4. 1998 prinzipiell Erbersatzanspruch
vor 1. 7. 1949 nach 28. 5. 2009 Gleichstellung
vor 1. 7. 1949 vor 29. 5. 2009 prinzipiell kein Erbrecht

1) Geburt nach dem 30. 6. 1949

Nichteheliche Kinder werden seit dem Erbrechtsgleichstellungsgesetz v. 16. 12. 1997 grunds�tz-
lich wie eheliche Kinder des Erblassers behandelt, sofern der Erblasser nach dem 31. 3. 1998 ver-
storben, der Erbfall also ab dem 1. 4. 1998 eingetreten ist86.

Die bis zum 1. 4. 1998 geltenden Bestimmungen Åber das Erbrecht des nichtehelichen Kindes
(§§ 1934 a bis 1934 d BGB) sind jedoch weiter anzuwenden, wenn vor dem 1. 4. 1998 entweder
der Erblasser gestorben ist oder Åber den Erbausgleich eine wirksame Vereinbarung getroffen
oder der Erbausgleich durch rechtskr�ftiges Urteil zuerkannt ist (Art. 227 Abs. 1 EGBGB)87.

Finden danach die §§ 1934 a ff. BGB Anwendung, weil der Erbfall vor dem 1. 4. 1998 eingetreten
ist, so steht dem nichtehelichen Kinde beim Tode des Vaters nur ein sog. Erbersatzanspruch zu,
wenn zu den Hinterbliebenen Ehefrau oder eheliche Kinder gehÇren (§ 1934 a Abs. 1 BGB)88. Das

84 Palandt-Edenhofer, BGB, 62. Aufl. 2003, § 1924 Rz 21

85 Palandt-Edenhofer, BGB, 62. Aufl. 2003, §1924 Rz 15

86 Groll, in: Groll, Praxis-Handbuch Erbrechtsberatung, 2001, CI Rz 30

87 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 82 f.

88 Ritter, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 12 Rz 40
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bedeutet, dass das nichteheliche Kind kein Miterbe geworden ist, sondern anstelle seines ge-
setzlichen Erbteils einen Geldanspruch in entsprechender HÇhe gegen die Erben erlangt (§ 1934
a Abs. 1 BGB)89. Neben anderen Verwandten des Vaters sowie beim Tode der Mutter ist das
nichteheliche Kind dagegen genauso wie ein eheliches Kind gesetzlicher Erbe geworden
(§ 1934 a BGB).

Ist vor dem 1. 4. 1998 eine wirksame Vereinbarung Åber einen vorzeitigen Erbausgleich gem.
§ 1934 d BGB getroffen worden (Erfordernis notarieller Beurkundung!) oder ein solcher Erbaus-
gleich durch rechtskr�ftiges Urteil zuerkannt worden, so ist das nichteheliche Kind beim sp�te-
ren Tode des Vaters weder erb- noch pflichtteilsberechtigt (§ 1934 e BGB).

2) Geburt bis zum 30. 6. 1949

Die vorstehenden Regelungen betreffend die ErbansprÅche nichtehelicher Kinder haben alle-
samt zur Grundlage, dass das betreffende Kind nach dem 30. 6. 1949 geboren wurde. Nichtehe-
liche Kinder, die vor dem 1. 7. 1949 geboren wurden, haben dagegen bis zum 15. 4. 2011 weder
nach § 1934 a BGB noch nach der heutigen Regelung erbrechtliche AnsprÅche gegen ihren leib-
lichen Vater (Art. 12 § 10 Abs. 1 Nichtehelichengesetz) gehabt90.

Die vorstehende Benachteiligung nichtehelicher Kinder, die vor dem 1. 7. 1949 geboren wurden,
resultierte aus der bisherigen Fassung des am 1. 7. 1970 in Kraft getretenen Art. 12 § 10 Abs. 2
Nichtehelichengesetz, der wie folgt lautete:

„FÅr die erbrechtlichen Verh�ltnisse eines vor dem 1. Juli 1949 geborenen nichtehelichen
Kindes und seiner AbkÇmmlinge zu dem Vater und dessen Verwandten bleiben die bisher
geltenden Vorschriften auch dann maßgebend, wenn der Erblasser nach dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes (1. 7. 1970) stirbt.“

Nach den bis zum 1. 7. 1970 geltenden Vorschriften, hatte das nichteheliche Kind weder Erb-
noch PflichtteilsansprÅche und die Rechtslage wurde nicht rÅckwirkend ge�ndert91. Hiervon ab-
weichend hatte ein vor dem 1. 7. 1949 geborenes nichteheliches Kind allerdings auch vor dem
15. 4. 2011 schon das gleiche Erbrecht wie bei ehelicher Abstammung, wenn der Vater am
2. 10. 1990 seinen gewÇhnlichen Aufenthalt in der ehemaligen DDR hatte (Art. 235 EGBGB
§ 1)92.

Durch das am 15. 4. 2011 verkÅndete Zweite Gesetz zur erbrechtlichen Gleichstellung nichtehe-
licher Kinder93 wurde der vorstehende § 10 Abs. 2 aufgehoben, und zwar gem. Art. 5 des Geset-
zes rÅckwirkend zum 29. 5. 2009. Dahinter steht die Zielsetzung des Gesetzgebers, die ab
1. 4. 1998 bestehende erbrechtliche Gleichstellung ehelicher und nichtehelicher Kinder auch fÅr
die vor dem 1. 7. 1949 geborenen nichtehelichen Kinder zu erreichen, wobei dies rechtstechnisch
geschehen soll, indem die in § 10 Abs. 2 Nichtehelichengesetz aF enthaltene Stichtagsregelung
(1. 7. 1949) rÅckwirkend aufgehoben wird, allerdings wiederum nur einschr�nkt, n�mlich hin-
sichtlich solcher Erbf�lle, die nach dem 28. 5. 2009 eingetreten sind94.

89 Ritter, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 12 Rz 33

90 Leipold, in: MÅnchner Kommentar, BGB, 3. Aufl. 1997, Einl v. §§ 1922 Rz 61; BÇhm, NJW 1998, 1043

91 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 85

92 Ritter, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 12 Rz 40

93 BGBl. I, 615

94 BT-Drs. 17/3305
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Ein vor dem 1. 7. 1949 geborenes nichteheliches Kind und seine AbkÇmmlinge sind in bis zum
28. 5. 2009 eingetretenen Erbf�llen weiterhin vom Erbrecht nach dem Vater und dessen Ver-
wandten ausgeschlossen95.

FÅr die vor dem 29. 5. 2009 eingetretenen Erbf�lle wird dem nichtehelichen Kind lediglich ein
Ersatzanspruch gegen den Fiskus zugewiesen, wenn dieser nach § 1936 BGB Erbe geworden ist
(Art. 12 § 10 Abs. 2 Nichtehelichengesetz).

Wichtig ist, dass § 2079 BGB (Testamentsanfechtung wegen �bergehung eines Pflichtteils-
berechtigten) nicht anzuwenden ist, wenn ein Pflichtteilsrecht eines nichtehelichen Kindes oder
seiner AbkÇmmlinge durch das zweite Gesetz zur erbrechtlichen Gleichstellung nichtehelicher
Kinder entstanden ist (Art. 12 § 2 Abs. 3 Nichtehelichengesetz).

Sofern eine erbrechtliche Streitigkeit ab dem 29. 5. 2009 und vor dem 15. 4. 2011 rechtskr�ftig
entschieden wurde, kann der Rechtskrafteinwand in einem neuen Rechtsstreit Åber das Erbrecht
des nichtehelichen Kindes nicht eingewandt werden, wenn die Entscheidung auf dem bisher
geltenden Art. 12 § 10 Abs. 2 S. 1 Nichtehelichengesetz aF beruht (Art. 12 § 24 Abs. 3 Nichtehe-
lichengesetz).

VII. Erbrecht in den neuen Bundesl�ndern

Bis zur Wiedervereinigung am 3. 10. 1990 war das Erbrecht im Gebiet der frÅheren DDR in den
§§ 362 bis 427 des Zivilgesetzbuches der DDR (ZGB) v. 19. 6. 1975 geregelt96.

Seit dem Beitritt der frÅheren DDR zur Bundesrepublik Deutschland ist in den neuen Bundesl�n-
dern grunds�tzlich das Erbrecht des BGB anwendbar (Art. 230 EGBGB)97. Allerdings gilt dies prin-
zipiell nur, wenn der Erbfall ab dem 3. 10. 1990 eingetreten ist (sog. Neuf�lle)98. Ist der Erblasser
vor dem 3. 10. 1990 verstorben, so findet das bisherige Recht auf den Erbfall Anwendung (sog.
Altfall)99.

Das ist nach dem maßgeblichen interlokalem Privatrecht das Erbrecht des ZGB, sofern der Erb-
lasser im Todeszeitpunkt seinen gewÇhnlichen Aufenthalt im Gebiet der frÅheren DDR hatte100.
�berdies ist bei Altf�llen das Erbrecht des ZGB auf GrundstÅcke auch dann anzuwenden, wenn
zwar der Erblasser seinen gewÇhnlichen Aufenthalt außerhalb der frÅheren DDR hatte, wenn
sich aber das GrundstÅck in diesem Gebiet befindet101.

Ferner sind zwei weitere Grunds�tze erw�hnenswert:

Einem nichtehelichen Kind, das gem. § 365 Abs. 1 ZGB dem ehelichen Kind erbrechtlich gleich-
gestellt war, bleibt die Gleichstellung auch dann erhalten, wenn der Erbfall ab dem 3. 10. 1990
eingetreten ist (Art. 235 § 1 Abs. 2 EGBGB)102. Das ist – wie dargelegt – bedeutsam, wenn das

95 BGH, ZEV 2012, 32

96 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 1289; n�her dazu de Leve, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 67
Rz 14 ff.; Beil, in: Groll, Praxis-Handbuch Erbrechtsberatung, 2001, E Rz 16 ff.

97 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 1289

98 Beil, in: Groll, Praxis-Handbuch Erbrechtsberatung, 2001, E Rz 59

99 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 1289

100 BGHZ 124, 270

101 de Leve, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 67 Rz 6

102 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 1289, 1298
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nichteheliche Kind vor dem 1. 7. 1949 geboren ist, so dass es nach dem BGB weder erb- noch
pflichtteilsberechtigt w�re.

Ist eine VerfÅgung von Todes wegen vor dem 3. 10. 1990 errichtet oder aufgehoben worden, so
muss die Wirksamkeit der Errichtung oder Aufhebung auch dann nach dem bisherigen Recht
beurteilt werden, wenn der Erbfall ab dem 3. 10. 1990 eintritt (Art. 235 § 2 EGBGB)103. Das ist
nach dem interlokalen Privatrecht das Erbrecht des ZGB, wenn der Erblasser zur Zeit der Errich-
tung oder Aufhebung der VerfÅgung seinen gewÇhnlichen Aufenthalt in der ehemaligen DDR
hatte oder wenn GrundvermÇgen betroffen ist, das sich im Gebiet der ehemaligen DDR befin-
det. Ebenso bleibt das bis zum 3. 10. 1990 geltende Recht fÅr die Bindung des Erblassers an ein
gemeinschaftliches Testament maßgeblich, sofern das Testament vor dem 3. 10. 1990 errichtet
worden ist (Art. 235 § 2 S. 2 EGBGB)104.

VIII. Erbrecht des Fiskus

Ist zur Zeit des Erbfall kein Verwandter, Ehegatte oder Lebenspartner des Erblassers vorhanden,
erbt das Land, in dem der Erblasser zur Zeit des Erbfalls seinen letzten Wohnsitz oder, wenn ein
solcher nicht feststellbar ist, seinen gewÇhnlichen Aufenthalt hatte (§ 1936 S. 1 BGB). Im �bri-
gen erbt der Bund (§ 1936 S. 2 BGB)105.

IX. Ausblick

Entspricht die gesetzliche Erbfolge nicht dem Willen des Erblassers, so bietet das Gesetz zahlrei-
che MÇglichkeiten, durch sog. gewillkÅrte Erbfolge ein abweichendes Ergebnis zu erlangen. Zu
nennen sind insoweit die Erbeinsetzung durch Testament (§ 1937 BGB), die Enterbung (§ 1938
BGB), das Verm�chtnis (§ 1939 BGB), die Auflage (§ 1940 BGB) und der Erbvertrag (§ 1941 BGB).

Auf der anderen Seite kann sich der Erbe durch Ausschlagung (§§ 1942 ff. BGB) von einer unge-
wollten Erbschaft befreien, wie auch nahe Verwandte durch das Pflichtteilsrecht (§§ 2303 ff.
BGB) davor geschÅtzt werden, dass der Erblasser ihre gesetzlichen ErbansprÅche zu weitgehend
einschr�nkt. Hierauf wird an anderer Stelle n�her eingegangen.

Die Nachfolge in unternehmerisches VermÇgen soll demgegenÅber in dieser Schrift nur am Ran-
de behandelt werden; die Unternehmensnachfolge ist ein so komplexer Regelungsgegenstand,
dass er eine eigenst�ndige Abhandlung erfordert.

B. Erbschaftsteuer
Das Erbrecht des BÅrgerlichen Gesetzbuches wird erg�nzt durch das Erbschaftsteuer- und
Schenkungsteuergesetz (ErbStG), das den Erwerb von Todes wegen der Erbschaftsteuer unter-
wirft (§ 1106)107. Besondere Bedeutung fÅr die Auslegung des ErbStG erlangen die Erbschaftsteu-
errichtlinien 2011 (ErbStR 2011)108 und die dazugehÇrigen Hinweise (ErbStH 2011), die Bin-

103 Beil, in: Groll, Praxis-Handbuch Erbrechtsberatung, 2001, E Rz 49

104 de Leve, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 67 Rz 12

105 Zum Ganzen Mayer, ZEV 2010, 445, 447

106 Paragraphen ohne Angabe sind solche des ErbStG

107 zur Verfassungswidrigkeit des Erbschaftsteuergesetzes 2009 vgl. Piltz, DStR 2010, 1913

108 Vgl. auch Wenhardt, NWB-EV 2012, 43
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dungswirkung gegenÅber der Finanzverwaltung entfalten, nicht aber gegenÅber den Gerich-
ten109. Sie gelten fÅr alle Erwerbsf�lle, die nach dem 2. 11. 2011 entstanden sind, sowie fÅr Er-
werbsf�lle, fÅr die die Steuer vor dem 3. 11. 2011 entstanden ist, soweit sie ge�nderte Vorschrif-
ten des ErbStG und des BewG betreffen, die vor dem 3. 11. 2011 anzuwenden sind110. Soweit
bisher ergangene Anweisungen der Finanzverwaltung mit den ErbStR 2011 oder den ErbStH
2011 in Widerspruch stehen, sind sie nicht mehr anzuwenden111.

Gem�ß § 1 Abs. 1 Nr. 1 unterliegt der Erbschaftsteuer der Erwerb von Todes wegen112, und zwar
gem�ß § 3 Abs. 1 insbesondere der Erwerb durch Erbanfall113. Hiervon sind alle Nachlassgegen-
st�nde umfasst, die nach § 1922 BGB auf den Erben Åbergehen, selbst wenn dieser sie auf
Grund eines Verm�chtnisses oder einer Auflage an einen anderen herauszugeben hat114. Andere
Tatbest�nde des Erwerbs von Todes wegen sind insbesondere der Erwerb auf Grund eines Ver-
trages, den der Erblasser zu Lebzeiten mit einem Dritten abgeschlossen hat (§ 3 Abs. 1 Nr. 4) so-
wie der Erwerb durch Verm�chtnis (§ 3 Abs. 1 Nr. 1), der Erwerb auf Grund einer Auflage (§ 3
Abs. 2 Nr. 2) und auf Grund eines geltend gemachten Pflichtteilsanspruchs (§ 3 Abs. 1 Nr. 1). Hie-
rauf wird an anderer Stelle eingegangen.

I. Steuerentstehung

Nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 entsteht die Erbschaftsteuer grunds�tzlich mit dem Tode des Erblassers
also nicht erst dann, wenn der BegÅnstigte Åber die Hinterlassenschaft verfÅgen kann115. Es
handelt sich um eine Erbanfallsteuer116.

Bedeutung erlangt der Zeitpunkt der Steuerentstehung insbesondere dann, wenn es nach dem
Todesfall zu WerterhÇhungen oder Wertverlusten hinsichtlich einzelner Nachlassgegenst�nde
kommt. Maßgeblich ist in diesen F�llen der Wert, den der Nachlassgegenstand am Todestag des
Erblassers hatte, also zur Zeit der Steuerentstehung, so dass nachtr�gliche WerterhÇhungen
oder Wertverluste grunds�tzlich keine Rolle spielen117. Halbiert sich etwa der Kurswert von Ak-
tien nach dem Todestag, so hat dies fÅr die HÇhe der Erbschaftsteuer prinzipiell ebenso wenig

109 Eisele, NWB 2012, 96, 98

110 EinfÅhrung Abs. 2 ErbStR 2011; Mannek, ZEV 2012, 6, 17; Eisele, NWB 2012, 96, 98; St.Viskorf/Haag, DStR 2012, 219;
Schmidt/Schwind, NWB 2011, 3512

111 Eisele, NWB 2012, 96, 98

112 Pohl, in: HÇrger/Stephan, Unternehmens- und VermÇgensnachfolge, 2. Aufl. 2002, Rz 152

113 Walpert, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 12 Rz 37

114 v. Sothen, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 42 Rz 5

115 Walpert, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 12 Rz 208

116 Pohl, in: HÇrger/Stephan, Unternehmens- und VermÇgensnachfolge, 2. Aufl. 2002, Rz 153

117 Handzik, Die neue Erbschaft- und Schenkungssteuer, 4. Aufl. 2001, S. 80
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Bedeutung wie eine Verdoppelung oder Verdreifachung des Kurswertes118. Allenfalls kommt ein
Steuererlass aus BilligkeitsgrÅnden gem. §§ 163, 227 AO in Betracht, dem Finanzverwaltung
und Rechtsprechung jedoch zurÅckhaltend gegenÅberstehen119.

Dementsprechend lehnte das FG Hessen einen Steuererlass aus BilligkeitsgrÅnden in einem Fall
ab, in dem sich der Kursverlust in einer GrÇßenordnung von etwa 15 % bewegte. Auf Grund der
klaren Entscheidung des Gesetzgebers, auf die Wertverh�ltnisse zum Todestag des Erblassers
abzustellen, scheide eine sachliche Unbilligkeit bei Kursverlusten grunds�tzlich aus. Anders kÇn-
ne es allenfalls in besonderen Ausnahmef�llen sein, in denen die korrekte Anwendung des
ErbStG zu einer fÅr den Erben nicht mehr vermeidbaren Åberm�ßigen Belastung und grund-
legenden Beeintr�chtigung der dem Erben zugewachsenen VermÇgenswerte fÅhrt120. Eine per-
sÇnliche Unbilligkeit liege nur dann vor, wenn sich aus den persÇnlichen Verh�ltnissen des Steu-
erschuldners, insbesondere aus seiner wirtschaftlichen Lage ergibt, dass die Zahlung der Steuer
seine Existenz gef�hrden wÅrde, hierfÅr mÅssten besondere Umst�nde vorgetragen werden121.

Ebenso kommt einem Feuerschaden, der an einem Geb�uden und den darin befindlichen Sa-
chen eingetreten ist, fÅr die Steuerfestsetzung grunds�tzlich keine Bedeutung zu, wenn der
Brand nach dem Erbfall eingetreten ist122.

II. HÇhe der Erbschaftsteuer
Die HÇhe der Erbschaftsteuer h�ngt vor allem von zwei Faktoren ab:

" von der Steuerklasse des Erwerbers, die sich nach dem Verwandtschaftsgrad mit dem Erblas-
ser richtet (§ 15),

" und von dem Wert des steuerpflichtigen Erwerbes123.

Beide zusammen bestimmen gem. § 19 den Steuersatz. Je n�her der Erwerber mit dem Erblasser
verwandt ist und je geringer sich der Wert des Erwerbes darstellt, umso niedriger ist der Steu-
ersatz124. Dies wird deutlich, wenn man die gesetzliche Erbschaftsteuertabelle (§ 19) betrachtet:

Steuerpflichtiger Prozentsatz in der Steuerklasse

Erwerb bisA I II III

75.000 7 15 (30) 30

300.000 11 20 (30) 30

600.000 15 25 (30) 30

6.000.000 19 30 30

13.000.000 23 35 (50) 50

26.000.000 27 40 (50) 50

Åber 26.000.000 30 43 (50) 50

118 Kemmerling/Delp, BB 2002, 655

119 Meincke, DStR 2004, 573; vgl. auch v. Sothen, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 42 Rz 26, der auf
die MÇglichkeit hinweist, das Vorliegen außergewÇhnlicher Umst�nde iSd § 9 Abs. 2 S. 3 BewG geltend zu machen

120 FG Hessen, BeckRS 2007, 26023556

121 FG Hessen, BeckRS 2007, 26023556

122 BFH, ZEV 2006, 373

123 Walpert, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 12 Rz 415 ff.

124 Rose, Erbschaftsteuer, 11. Aufl. 2001, S. 42
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Die vorstehenden Steuers�tze gelten fÅr Erwerbe ab 1. 1. 2010. FÅr Erwerbe in 2009 gelten in
der Steuerklasse II die in Klammern aufgefÅhrten Steuers�tze125. FÅr Erwerbe bis zum
31. 12. 2008 gilt eine abweichende Tabelle, die an anderer Stelle dargestellt worden ist126.

In den beiden linken Spalten der Tabelle sind die einzelnen Wertstufen angegeben: 75 TA,
300 TA, 600 TA usw. Die anderen Spalten beziehen sich auf die drei Steuerklassen, die der Ge-
setzgeber aufgestellt hat. Zu erkennen ist, dass der Steuersatz mit der Steuerklasse und dem
Wert des Erwerbes steigt.

Betr�gt etwa der Wert des Erwerbes 400 TA, so sind in der Steuerklasse I 15 %, in der Steuerklas-
se II 25 % und in der Steuerklasse III 30 % Erbschaftsteuer zu zahlen. Bei einem Erwerb von
8.000 TA betr�gt der Steuersatz in der Steuerklasse I dagegen 23 %, in der Steuerklasse II 35 %
und in der Steuerklasse III 50 %.

Wird eine Steuerstufe Åberschritten, so wird der gesamte Erwerb dem hÇheren Steuersatz der
n�chsten Stufe unterworfen127. Das kÇnnte im Einzelfall dazu fÅhren, dass dem Erwerber weni-
ger verbleiben wÅrde, als wenn er die Steuerstufe nicht Åberschritten h�tte.

BEISPIEL: P Betr�gt der steuerpflichtige ErwerbA 300.000,–, so sind in der Steuerklasse I hieraufA33.000,–
Erbschaftsteuer zu zahlen. Betr�gt der ErwerbA301.000,–, so w�ren an sichA45.150,– Steuern zu zah-
len. Das erscheint unbillig.

Das Gesetz sieht daher in § 19 Abs. 3 fÅr StufenÅberg�nge einen H�rteausgleich vor, der verhin-
dert, dass der Mehrerwerb ganz weggesteuert wird oder dass es durch den StufenÅbergang so-
gar zu einer Steuermehrbelastung kommt128.

III. Steuerklasse
In § 15 Abs. 1 ist geregelt, wer welcher Steuerklasse zugerechnet wird129.

Der Steuerklasse I gehÇren an:

" der Ehegatte und der eingetragene Lebenspartner des Erblassers,

" die Kinder und Stiefkinder des Erblassers,

" die Enkel und Urenkel des Erblassers,

" die Eltern, Großeltern und Urgroßeltern des Erblassers.

Gem. § 15 Abs. 1 gehÇren Eltern, Großeltern und Urgroßeltern allerdings nur beim Erwerb von
Todes wegen, nicht dagegen bei Schenkungen unter Lebenden der Steuerklasse I an.

Auch Verlobte fallen nicht in die Steuerklasse I, selbst wenn das Aufgebot bereits bestellt ist130.

Zu den Kindern des Erblassers gehÇren zun�chst die ehelichen, die nichtehelichen und die Adop-
tivkinder131. FÅr den Fall der Minderj�hrigenadoption ist zu bemerken, dass im Verh�ltnis zu den
leiblichen Eltern, Voreltern, Geschwistern und Neffen bzw. Nichten die jeweilige Steuerklasse I

125 Dazu Haas, NWB-EV 2011, 190

126 Ivens, Testament, Erbvertrag und Erbfall, 2. Aufl. 2006, S. 22

127 Landsittel, GestaltungsmÇglichkeiten von Erbf�llen und Schenkungen, 2000, Rz 552

128 H E 19 ErbStH 2011 mit einer Tabelle der maßgebenden Grenzwerte

129 Pohl, in: HÇrger/Stephan, Unternehmens- und VermÇgensnachfolge, 2. Aufl. 2002, Rz 430

130 BFH, BStBl. II 1998, 296; Hollender/Kussmann, Erbfall und Schenkung im Zivil- und Steuerrecht, 1999, Rz 4

131 Walpert, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 12 Rz 389
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und II Nr. 1 bis 3 auch dann fortgilt, wenn die Verwandtschaft auf Grund der Adoption erloschen
ist (§ 15 Abs. 1 a ErbStG)132. Ferner gehÇren zu den Kindern des Erblassers auch die Stiefkinder,
also die einseitigen Kinder des Ehegatten bzw. eingetragenen Lebenspartners133, selbst wenn
die Ehe oder Lebenspartnerschaft zwischenzeitlich geschieden bzw. aufgehoben wurde134.

Der Steuerklasse II werden zugeordnet:

" Geschwister des Erblassers,

" Neffen und Nichten des Erblassers,

" die Stiefeltern des Erblassers,

" Schwiegerkinder des Erblassers,

" die Schwiegereltern des Erblassers,

" der geschiedene Ehegatte des Erblassers.

In die Steuerklasse III fallen alle Åbrigen Erwerber, wie z. B.

" Onkel und Tanten des Erblassers,

" Cousinen und Cousins des Erblassers,

" der Lebenspartner des Erblassers im Falle einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft135.

Bemerkenswert ist, dass die erbrechtliche Gleichstellung des eingetragenen Lebenspartners mit
dem Ehegatten erbschaftsteuerlich erst durch das Jahressteuergesetz 2010 nachvollzogen wur-
de136, und zwar rÅckwirkend in offenen F�llen fÅr Erwerbe ab 1. 8. 2001 (§ 37 Abs. 5 ErbStG)137.
Dem Gesetzgeber ist es aus VerfassungsgrÅnden untersagt, eingetragene Lebenspartner einer-
seits und Ehegatten andererseits im Rahmen der erbschaftsteuerlichen Steuerklasseneinteilung
und Freibetragsregelungen unterschiedlich zu behandeln, wie es bis 2010 der Fall war138.

Klarstellend ist zu vermerken, dass bei

" Enkelkindern (wenn die Kinder des Erblassers noch leben),

" Stiefeltern,

" Schwiegerkindern,

" Schwiegereltern,

" geschiedenen Ehegatten

" oder den Lebenspartnern im Falle einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft

der Erwerb selbstverst�ndlich ein entsprechendes Testament oder einen Erbvertrag voraussetzt,
da die betreffenden Personen nicht zu den gesetzlichen Erben gehÇren.

132 Ohletz, in: Wilms, Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz, Februar 2004, § 15 Rz 82

133 Plewka/KlÅmpen-Neusel, NJW 2005, 3620

134 Grziwotz, NWB 2012, 2008, 2009

135 Halaczinsky/Riedel, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, § 3 Rz 118

136 BGBl. I 2010, 1768, 1795; St.Viskorf/Haag, DStR 2012, 219, 221; zur Rechtslage davor: Pohl, in: HÇrger/Stephan, Unterneh-
mens- und VermÇgensnachfolge, 2. Aufl. 2002, Rz 430; Plewka/KlÅmpen-Neusel, NJW 2005, 3620

137 eingehend dazu Wenhardt, NWB-EV 2011, 97; Schmidt/Schwind, NWB 2011, 3512, 3514; vgl. auch St.Viskorf/Haag, DStR
2012, 219, 221

138 BVerfG, ZEV 2010, 482; aA noch: BFH, ZEV 2006, 87
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IV. Wert des steuerpflichtigen Erwerbs
Bemessungsgrundlage fÅr die Erbschaftsteuer ist - wie dargestellt – gem�ß § 19 ErbStG der
Wert des steuerpflichtigen Erwerbs. Gem�ß § 10 Abs. 1 S. 1 ErbStG gilt als steuerlicher Erwerb
die Bereicherung des Erwerbers, soweit sie nicht steuerfrei ist139. Als Bereicherung wiederum gilt
nach § 10 Abs. 1 S. 2 ErbStG der Betrag, der sich ergibt, wenn von dem Wert des gesamten Ver-
mÇgensanfalls, soweit er der Besteuerung nach dem ErbStG unterliegt, die abzugsf�higen Nach-
lassverbindlichkeiten abgezogen werden.

Demnach gilt140:

gesamter VermÇgensanfall, soweit dem ErbStG unterworfen

./. abzugsf�hige Nachlassverbindlichkeiten

= Bereicherung

Steuerfrei ist eine so ermittelte Bereicherung wiederum, soweit

" eine sachliche Steuerbefreiung gem. § 13 ErbStG,

" die Steuerbefreiung fÅr BetriebsvermÇgen fÅr Betriebe der Land- und Forstwirtschaft und
Anteile an Kapitalgesellschaften gem. § 13 a ErbStG,

" die Steuerbefreiung fÅr zu Wohnzwecken vermietete GrundstÅcke gem. § 13 c ErbStG,

" der persÇnliche Freibetrag gem. § 16 ErbStG,

" der besondere Versorgungsfreibetrag gem. § 17 ErbStG

" oder der Ehegattenfreibetrag bei Zugewinngemeinschaft gem. § 5 ErbStG

eingreift141.

Ein detailliertes PrÅfungsschema zur Ermittlung des steuerpflichtigen Erwerbs findet sich unter
RE 10.1 ErbStR 2011.

1) Dem ErbStG unterworfener VermÇgensanfall

Gem. § 3 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG gilt als Erwerb von Todes wegen nicht nur der Erwerb durch Erb-
anfall sondern – neben dem sp�ter zu erÇrternden Verm�chtnis und Pflichtteilsanspruch – auch
jeder VermÇgensvorteil, der auf Grund eines vom Erblasser geschlossenen Vertrages bei dessen
Tode von einem Dritten unmittelbar erworben wird142. Von einem solchen Erwerb von Todes we-
gen umfasst sind etwa

" Bankguthaben, die der BegÅnstigte außerhalb der Erbfolge unmittelbar auf Grund eines Ver-
trages erwirbt, den der Erblasser zu seinen Gunsten mit der Bank abgeschlossen hat oder

" Lebensversicherungen, die der BegÅnstigte auf Grund einer Bezugsberechtigung außerhalb
der Erbfolge erwirbt143.

Hat ein Bezugsberechtigter eines Lebensversicherungsvertrags die Pr�mien ganz oder teilweise
selbst gezahlt, ist die Versicherungsleistung nach dem Verh�ltnis der vom Versicherungsneh-

139 Pohl, in: HÇrger/Stephan, Unternehmens- und VermÇgensnachfolge, 2. Aufl. 2002, Rz 243

140 v. Sothen, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 42 Rz 21

141 Landsittel, GestaltungsmÇglichkeiten von Erbf�llen und Schenkungen, 2000, Rz 517

142 Rose, Erbschaftsteuer, 11. Aufl. 2001, S. 17

143 R E 3.6 Abs. 1 S. 1 ErbStR 2011
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mer/Erblasser gezahlten Versicherungsbeitr�ge zu den insgesamt gezahlten Versicherungsbei-
tr�gen aufzuteilen; nur der vom Erblasser gezahlte Teil unterliegt der Erbschaftsteuer144. Der Be-
zugsberechtigte tr�gt die Beweislast hinsichtlich der von ihm gezahlten Versicherungsbeitr�-
ge145.

Als Erwerb von Todes wegen iSd § 3 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG sind ferner zu qualifizieren Versorgungs-
bezÅge, die den Hinterbliebenen eines verstorbenen Gesellschafters von der Gesellschaft ge-
w�hrt werden, sofern der Verstorbene dort keine arbeitnehmer�hnliche Stellung innehatte146.

Hat der verstorbene Gesellschafter dagegen eine arbeitnehmer�hnliche Stellung inne gehabt,
so unterliegen die HinterbliebenenbezÅge nicht der Erbschaftsteuer. Bei dem Gesellschafter-Ge-
sch�ftsfÅhrer einer GmbH ist letzteres anzunehmen, wenn er Åber keine beherrschende Stel-
lung verfÅgte147. Es greift dann der allgemeine Grundsatz ein, wonach HinterbliebenenbezÅge,
die auf ein Arbeits- oder Dienstverh�ltnis des Erblassers zurÅckzufÅhren sind, nicht als von To-
des wegen erworben, gelten148.

Ebenso wie betriebliche HinterbliebenenbezÅge sind von § 3 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG auch aus-
genommen VersorgungsbezÅge aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder einer berufsst�n-
dischen Pflichtversicherung sowie Pensionen nach Beamtenrecht; derartige AnsprÅche unterlie-
gen insgesamt nicht der Erbschaftsteuer149.

Ob ein GrundstÅck dem Nachlass zuzurechnen ist, richtet sich allein danach, ob der Erblasser
zivilrechtlich EigentÅmer war150. Soweit der Erblasser einen Sachleistungsanspruch auf Erwerb
eines GrundstÅcks hatte, ist dieser mit dem gemeinen Wert des GrundstÅcks, und nicht mit des-
sen Steuerwert zu bewerten; entsprechendes gilt, wenn der Sachleistungsanspruch nicht auf
ein GrundstÅck, sondern einen anderen Gegenstand gerichtet ist151.

2) Bewertung des relevanten VermÇgensanfalls

Ist festgestellt, welche VermÇgensgegenst�nde der Besteuerung nach dem Erbschaftsteuerge-
setz unterliegen, so muss in einem zweiten Schritt gekl�rt werden, wie diese VermÇgensgegen-
st�nde zu bewerten sind. Wie bereits erw�hnt, ist Bewertungsstichtag gem. § 11 ErbStG grund-
s�tzlich der Zeitpunkt der Entstehung der Steuer, also gem. § 9 ErbStG grunds�tzlich der Zeit-
punkt des Erbfalls152.

Hinsichtlich der Wertermittlungsmaßst�be verweist § 10 Abs. 1 S. 2 ErbStG auf § 12 ErbStG. Da-
nach richtet sich die Bewertung, soweit nicht in den Abs�tzen 2 bis 7 des § 12 ErbStG etwas
anderes bestimmt ist, nach den Vorschriften des ersten Teils des Bewertungsgesetzes, den all-
gemeinen Bewertungsvorschriften153. Regelbewertungsmaßstab ist danach gem. § 9 Abs. 1

144 R E 3.7 Abs. 2 S. 2 ErbStR 2011; St.Viskorf/Haag, DStR 2012, 219, 220

145 R E 3.7 Abs. 2 S. 3 ErbStR 2011

146 R E 3.5 Abs. 4 ErbStR 2011

147 BFH, ZEV 2005, 407; Pohl, in: HÇrger/Stephan, Unternehmens- und VermÇgensnachfolge, 2. Aufl. 2002, Rz 168

148 R E 17 Abs. 1 S. 2 Nr. 6 ErbStR 2011

149 Pohl, in: HÇrger/Stephan, Unternehmens- und VermÇgensnachfolge, 2. Aufl. 2002, Rz 165

150 R E 12.2 Abs. 1 ErbStR 2011

151 R E 12.2 Abs. 2 ErbStR 2011

152 Pohl, in: HÇrger/Stephan, Unternehmens- und VermÇgensnachfolge, 2. Aufl. 2002, Rz 246

153 v. Sothen, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 42 Rz 24
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BewG der gemeine Wert154, wobei dieser durch den Preis bestimmt wird, der im gewÇhnlichen
Gesch�ftsverkehr bei einer Ver�ußerung zu erzielen w�re (§ 9 Abs. 2 BewG)155, was zugleich dem
Verkehrswert (Marktwert) nach § 194 BauGB entspricht156.

a) Bewegliche Sachen

Mit dem voraussichtlich erzielbaren Verkaufspreis sind daher generell anzusetzen alle beweg-
lichen Sachen, wie insbesondere

" Hausrat,

" W�sche,

" Kleidung,

" Kunstgegenst�nde,

" MÅnzen,

" Edelmetalle,

" Edelsteine,

" Sammlungen,

" Schmuck157.

Sofern sich der erzielbare Verkaufspreis nicht aus konkreten Verk�ufen ableiten l�sst, muss eine
Sch�tzung vorgenommen werden158, die regelm�ßig einen erheblichen Bewertungsspielraum
beinhaltet. Wegen der ungewissen Verwertungsergebnisse sollte der Wert keineswegs zu hoch
angesetzt werden. Dies hat der Fiskus fÅr Kunstgegenst�nde und Sammlungen sogar ausdrÅck-
lich anerkannt, indem er festgestellt hat, dass der Wert wegen der schwierigen Verwertungs-
aussichten vorsichtig zu ermitteln ist159. Gegebenenfalls kann der Steuerpflichtige die Sch�tzung
selbst vornehmen, bei wertvolleren Gegenst�nden muss er allerdings regelm�ßig einen Sach-
verst�ndigen hinzuziehen160, dessen Gutachten idR auch grÇßeres Gewicht als einer Eigenbe-
wertung zukommt.

b) Wertpapiere, Kapitalforderungen und Versicherungen

Kein Bewertungsspielraum besteht grunds�tzlich bei Wertpapieren, Kapitalforderungen und Le-
bensversicherungen. Insoweit sind gem. § 12 Abs. 1 ErbStG iVm §§ 11, 12 BewG anzusetzen mit:

" dem Kurswert: Aktien, Schuldbuchforderungen, Zero-Bonds161 – soweit bÇrsennotiert, jeweils
mit dem niedrigsten am Stichtag notierten Kurs162,

154 R E 12.1 S. 3 ErbStR 2011; R B 9.3 S. 1 ErbStR 2011

155 Walpert, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 12 Rz 292

156 gleichlautende L�ndererlasse v. 5. 5. 2009, BStBl. I 2009, 590, Abschnitt 3; Tremel, ZEV 2009, 445; Halaczinsky, ZErb 2009, 21;
BrÅggemann, Erbfolgebesteuerung 2009, 155, 164, 181

157 Handzik, Die neue Erbschaft- und Schenkungsteuer nach der Erbschaftsteuerreform 2008, 6. Aufl. 2009, Rz 183

158 Meincke, ErbStG, 12. Aufl. 1999, § 12 Rz 22

159 R B 9.3 S. 2 ErbStR 2011; R 94 ErbStR 2003

160 Meincke, ErbStG, 12 Aufl. 1999, § 12 Rz 22

161 RB 12.3 Abs. 1 ErbStR 2011

162 § 11 Abs. 1 BewG
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" dem RÅckzahlungswert: Bundesschatzbriefe B163, Finanzierungssch�tze des Bundes164, abge-
zinste Sparbriefe165,

" dem RÅcknahmepreis: Investmentzertifikate166,

" dem Nennwert: Kontoguthaben, Bundesschatzbriefe A167, Bausparguthaben168, sonstige Ka-
pitalforderungen.

Anders ist es nur, wenn besondere Umst�nde einen anderen Bewertungsansatz als den Nenn-
wert rechtfertigen: Eine zweifelhafte Forderung ist etwa mit einem entsprechenden Abschlag
vom Nennwert zu bewerten169 und eine unverzinsliche Forderung, deren Restlaufzeit im Be-
steuerungszeitpunkt ein Jahr Åbersteigt, ist grunds�tzlich abzuzinsen (§§ 12 Abs. 1 ErbStG, 12
Abs. 3 BewG)170.

Bei Versicherungen ist vor F�lligkeit ein RÅckkaufswert anzusetzen, soweit die Versicherung
Åber einen solchen verfÅgt. Das ist der Fall bei Kapitallebens-, Kapital- und Rentenversicherun-
gen, nicht dagegen bei reinen Risikoversicherungen, wie etwa Kranken- oder Unfallversicherun-
gen oder Risiko-Lebensversicherungen171.

Bei f�lligen Versicherungen ist der Nennwert der Versicherungsleistung anzusetzen, soweit die-
se dem Erben des Versicherungsnehmers oder einer anderen Person als Bezugsberechtigtem zu-
fließt172. Fließt die Versicherungsleistung dem Versicherungsnehmer zu, hat aber ein anderer
die Versicherungspr�mien gezahlt, so kÇnne diese als Zuwendungswert anzusetzen sein, soweit
nicht der Zuwendende lediglich einer Verpflichtung zur angemessenen Altersvorsorge nach-
kommt, wie es bei Pr�mienzahlungen eines Ehegatten zugunsten des anderen der Fall ist173.

c) Betriebliches VermÇgen

Komplizierter gestaltet sich die Bewertung betrieblichen VermÇgens. Allerdings gilt dies nicht
fÅr bÇrsennotierte Aktien: Sie sind - wie dargelegt - mit dem BÇrsenkurs am Todestag zu bewer-
ten174.

Schwieriger ist es aber bei Anteilen an nicht bÇrsennotierten Aktiengesellschaften sowie vor al-
lem bei GmbH-Anteilen. Sofern sich der Wert nicht aus Verk�ufen ableiten l�sst, die weniger als
ein Jahr zurÅckliegen (§§ 12 Abs. 1 ErbStG, 11 Abs. 2 S. 2 BewG175), ist der gemeine Wert unter
BerÅcksichtigung der Ertragsaussichten der Kapitalgesellschaft oder einer anderen anerkannten,

163 RB 12.2 Abs. 1 S. 2 ErbStR 2011

164 RB 12.2 Abs. 2 ErbStR 2011

165 RB 12.2 Abs. 3 ErbStR 2011

166 § 11 Abs. 4 BewG

167 RB 12.2 Abs. 1 S. 1 ErbStR 2011

168 Troll/Gebel/JÅlicher, ErbStG, M�rz 2012, § 12 Rz 113

169 R B 12.1 Abs. 1 Nr. 3 ErbStR 2011

170 R B 12.1 Abs. 1 Nr. 1 ErbStR 2011

171 Troll/Gebel/JÅlicher, ErbStG, M�rz 2012, § 12 Rz 134; Lehmann, ZEV 2004, 398, 400

172 Troll/Gebel/JÅlicher, ErbStG, M�rz 2012, § 12 Rz 138; Lehmann, ZEV 2004, 398, 399

173 Fischer/JÅptner/Pahlke/Wachter, ErbStG, 3. Aufl. 2011, § 3 Rz 516

174 Pohl, in: HÇrger/Stephan, Unternehmens- und VermÇgensnachfolge, 2. Aufl. 2002, Rz 301

175 Paragraphen ohne Angabe sind solche des BewG
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auch im gewÇhnlichen Gesch�ftsverkehr fÅr nichtsteuerliche Zwecke Åblichen Methode zu er-
mitteln; dabei ist die Methode anzuwenden, die ein Erwerber der Bemessung des Kaufpreises
zugrundelegen wÅrde (§ 11 Abs. 2 S. 2 BewG). Der Substanzwert der Gesellschaft darf nicht un-
terschritten werden; dieser ergibt aus der Summe der gemeinen Werte der zum Betriebsver-
mÇgen gehÇrenden WirtschaftsgÅter und sonstigen aktiven Ans�tze abzgl. der zum Betriebsver-
mÇgen gehÇrenden Schulden und sonstigen AbzÅge, die nach §§ 99 und 103 BewG zu ermitteln
sind (§ 11 Abs. 2 S. 3 BewG). Entsprechende Grunds�tze gelten fÅr Gewerbebetriebe, die als Ein-
zelunternehmen oder als Personengesellschaft (z. B. Kommanditgesellschaft) gefÅhrt werden
(§ 109 BewG).

Auf die Bewertung von BetriebsvermÇgen sowie Anteilen an Kapitalgesellschaften wird in
Teil 10 n�her eingegangen.

d) Grundbesitz

Ebenso werden die Grundbesitzwerte unter BerÅcksichtigung der tats�chlichen Verh�ltnisse
und der Wertverh�ltnisse zum Bewertungsstichtag festgestellt (§ 157 Abs. 1 BewG), wobei die
§§ 176 – 198 maßgeblich sind. Ob GrundvermÇgen bereits dem Nachlass zuzurechnen ist, rich-
tet nach dem zivilrechtlichen EigentumsÅbergang176. Besteht lediglich ein Anspruch auf Eigen-
tumserwerb, so ist der diesbezÅgliche Sachleistungsanspruch nicht mit dem Steuerwert des Ge-
genstands, auf den er gerichtet ist, zu bewerten, sondern mit dem gemeinen Wert177.

Wie bereits dargelegt, ist bei der Bewertung des GrundvermÇgens der gemeine Wert nach § 9
BewG zu Grunde zu legen, welcher inhaltlich dem Verkehrswert (Marktwert) nach § 194 BauGB
entspricht178. Dabei ist der ermittelte Wert in der fÅr den Steuerpflichtigen gÅnstigen Weise auf
volleA-Betr�ge auf- bzw. abzurunden179.

Zum GrundvermÇgen gehÇren nach § 176 Abs. 1 BewG:

" der Grund und Boden, die Geb�ude, die sonstigen Bestandteile und das ZubehÇr (Nr. 1),

" das Erbbaurecht (Nr. 2),

" das Wohnungseigentum, Teileigentum, Wohnungserbbaurecht und Teilerbbaurecht nach
dem WEG (Nr. 3),

soweit es nicht um land- und forstwirtschaftliches VermÇgen oder um BetriebsgrundstÅcke
geht.

Nicht in das GrundvermÇgen einzubeziehen sind gem. § 176 Abs. 2 BewG:

" Bodensch�tze (Nr. 1) sowie

" Betriebsvorrichtungen, also Maschinen und sonstige Vorrichtungen aller Art, zu einer Be-
triebsanlage gehÇren, auch wenn sie wesentliche Bestandteile des GrundstÅcks sind (Nr. 2).

176 R E 12.2 Abs. 1 ErbStR 2011

177 R E 12.2 Abs. 2 S. 4 ErbStR 2011; eingehend mit zahlreichen Beispielen: H E 12.2 ErbStH 2011

178 R B 177 ErbStR 2011

179 R B 179.3 Abs. 1 S. 2 und Abs. 2 S. 3 ErbStR 2011
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Die wirtschaftliche Einheit des GrundvermÇgens ist das GrundstÅck, wobei dieser Begriff nicht
gleichbedeutend mit dem GrundstÅcksbegriff des BGB ist180. Entscheidend ist nach § 2 BewG,
was als wirtschaftliche Einheit nach den Anschauungen des Verkehrs anzusehen ist, allerdings
kann nach § 2 Abs. 2 BewG zu einer wirtschaftlichen Einheit nur Grundbesitz zusammengefasst
werden, der demselben EigentÅmer gehÇrt181.

Unterschieden werden unbebaute und bebaute GrundstÅcke.

aa) Unbebaute GrundstÅcke

Ein GrundstÅck ist als unbebaut anzusehen, wenn sich auf ihm keine benutzbaren Geb�ude be-
finden (§ 178 Abs. 1 S. 1 BewG); die Benutzbarkeit beginnt im Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit des
Geb�udes182.

Der Wert unbebauter GrundstÅcke ergibt sich regelm�ßig aus der Multiplikation ihrer Fl�che
mit den Bodenrichtwerten iSd § 196 BauGB, wobei grunds�tzlich der vom Gutachterausschuss
zuletzt ermittelte Richtwert anzusetzen ist (§ 179 BewG)183. Bei den Bodenrichtwerten handelt
es sich um durchschnittliche Lagewerte, die von den GutachterausschÅssen nach § 196 BauGB
auf Grund der Kaufpreissammlung fl�chendeckend unter BerÅcksichtigung des unterschiedli-
chen Entwicklungszustandes ermittelt werden184. Voraussetzung fÅr den Ansatz des Bodenricht-
wertes ist es, dass das zu bewertende GrundstÅck mit den wertbeeinflussenden Merkmalen des
BodenrichtwertgrundstÅcks in der jeweiligen Bodenrichtwertzone Åbereinstimmt185. Zu den
wertbeeinflussenden Merkmalen gehÇren insbesondere:

" die Art und das Maß der baulichen Nutzung, das sich in der Geschoßfl�chenzahl und in der
Anzahl der mÇglichen Geschosse ausdrÅcken kann,

" die GrundstÅckstiefe und die GrundstÅcksgrÇße sowie

" die Unterteilung in erschließungsbetreitragspflichtiges oder erschließungsbeitragsfreies
Bauland186.

Weicht das zu bewertende GrundstÅck von diesen Merkmalen des BodenrichtwertgrundstÅcks
ab, ist eine Ableitung aus dem Bodenrichtwert der jeweiligen Richtwertzone vorzunehmen187.
Dabei sind Anpassungen zul�ssig wegen abweichender Geschossfl�chenzahl, GrundstÅcksgrÇ-
ße, GrundstÅckstiefe, im Hinblick auf Verkehrs- und Freifl�chen sowie wegen des erschließungs-
beitragsrechtlichen Zustands188. Weitere wertbeeinflussende Merkmale, wie z. B. Ecklage, Zu-
schnitt, Oberfl�chenbeschaffenheit und Beschaffenheit des Baugrundes, L�rm-, Staub- oder Ge-
ruchsbel�stigungen, Altlasten sowie Außenanlagen bleiben demgegenÅber außer Ansatz189.

180 R B 176.2 Abs. 1 S. 1 und 2 ErbStR 2011

181 R B 176.2 Abs. 1 S. 3 und 4 ErbStR 2011

182 R B 178 Abs. 2 S. 1 ErbStR 2011

183 Vgl. auch Krause/Grootens, NWB-EV 2012, 127

184 R B 179.1 Abs. 1 S. 3 ErbStR 2011; vgl. auch Mattiseck/Schaar, NWB-EV 2011, 205

185 R B 179.2 Abs. 1 S. 8 ErbStR 2011

186 R B 179.2 Abs. 1 S. 7 ErbStR 2011

187 R B 179.2 Abs. 1 S. 9 ErbStR 2011

188 R B 179.2 Abs. 2 bis Abs. 7 ErbStR 2011; H B 179.2 ErbStH 2011 mit Beispielen

189 R B 179.2 Abs. 8 ErbStR 2011
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Wird von den GutachterausschÅssen im Einzelfall kein Bodenrichtwert ermittelt, ist fÅr Bewer-
tungsstichtage nach dem 13. 12. 2011190der Bodenwert aus den Werten vergleichbarer Fl�chen
abzuleiten (§ 179 S. 4 BewG)191.

Sofern Bauerwartungsland oder Rohbauland aus dem Bodenrichtwert fÅr baureife GrundstÅcke
abzuleiten ist, sind anzusetzen fÅr

" Bauerwartungsland 25%,

" Bruttorohbauland 50% und

" Nettorohbauland 75%

des Bodenrichtwerts fÅr erschließungsbeitragsfreies Bauland, sofern hierzu keine Angaben der
GutachterausschÅsse vorliegen192. Bauerwartungsland sind hierbei Fl�chen, die nach ihren wei-
teren GrundstÅcksmerkmalen, insbesondere dem Stand der Bauleitplanung und der sonstigen
st�dtebaulichen Entwicklung des Gebiets eine bauliche Nutzung auf Grund konkreter Tatsachen
mit hinreichender Sicherheit erwarten lassen193. Als Rohbauland sind demgegenÅber Fl�chen zu
qualifizieren, die nach den §§ 30, 33 und 34 BauGB fÅr eine bauliche Nutzung bestimmt sind,
deren Erschließung aber noch nicht gesichert ist oder die nach Lage, Form oder GrÇße fÅr eine
bauliche Nutzung unzureichend gestaltet sind194. Bruttorohbauland schließt im Gegensatz zum
Nettorohbauland die fÅr Çffentliche Zwecke benÇtigten Fl�chen des Planungsgebiets ein195.

bb) Arten bebauter GrundstÅcke und diesbezÅgliche Bewertungsverfahren

Bei der Bewertung bebauter GrundstÅcke ist gem. § 181 Abs. 1 BewG fÅr die Bewertung nach
folgenden GrundstÅcksarten zu unterscheiden196:

" Ein- und Zweifamilienh�user,

" MietwohngrundstÅcke,

" Wohnungs- und Teileigentum,

" Gesch�ftsgrundstÅcke,

" gemischt genutzte GrundstÅcke,

" sonstige bebaute GrundstÅcke.

Ein- und Zweifamilienh�user sind § 181 Abs. 2 BewG grunds�tzlich WohngrundstÅcke, die bis zu
zwei Wohnungen enthalten und kein Wohnungseigentum sind.

Als MietwohngrundstÅcke werden demgegenÅber GrundstÅcke qualifiziert, die zu mehr als
80 % der Wohn- oder Nutzfl�che Wohnzwecken dienen, und die nicht Ein- und Zweifamilien-
h�user oder Wohnungseigentum sind.

Wohnungseigentum ist das Sondereigentum an einer Wohnung iVm dem Miteigentumsanteil
an dem gemeinschaftlichen Eigentum, zu dem es gehÇrt (§ 181 Abs. 4 BewG), w�hrend sich Teil-

190 Vgl. § 205 Abs. 3 BewG

191 Vgl. auch Drosdzol, ZEV 2012, 17, 18; Roscher, DStR 2012, 122, 125,

192 H B 179.3 (2) ErbStH 2011; Drosdzol, ZEV 2012, 17, 19

193 R B 179.1 Abs. 3 S. 1 ErbStR 2011

194 R B 179.1 Abs. 3 S. 3 ErbStR 2011

195 R B 179.1 Abs. 3 S. 5 ErbStR 2011

196 R B 181.1 Abs. 1 S. 1 ErbStR 2011; vgl. auch Krause/Grootens, NWB-EV 2012, 127



Teil 1: Grundlagen der Erbfolge

32

eigentum auf das Sondereigentum an nicht zu Wohnzwecken dienenden R�umen bezieht
(§ 181 Abs. 5 BewG)197.

Als Gesch�ftsgrundstÅcke bezeichnet § 181 Abs. 6 BewG GrundstÅcke, die zu mehr als 80 %, be-
rechnet nach der Wohn- und Nutzungsfl�che, eigenen oder fremden betrieblichen oder Çffent-
lichen Zwecken dienen und nicht Teileigentum sind. Die im Nutzungszusammenhang mit den
Wohnfl�chen stehenden Kellerr�ume sind dabei nicht zu berÅcksichtigen198.

Schließlich werden als gemischt genutzte GrundstÅcke solche eingeordnet, die teils Wohnzwe-
cken, teils eigenen oder fremden betrieblichen oder Çffentlichen Zwecken dienen und nicht Ein-
und Zweifamilienh�user, MietwohngrundstÅcke, Wohnungseigentum, Teileigentum oder Ge-
sch�ftsgrundstÅcke sind (§ 181 Abs. 7 BewG).

§ 181 Abs. 9 BewG enth�lt schließlich eine Definition des Wohnungsbegriffs.

Die Abgrenzung der GrundstÅcksarten ist nach dem Verh�ltnis der Wohn- und Nutzfl�che vor-
zunehmen199. Dabei ist stets die gesamte wirtschaftliche Einheit zu betrachten, selbst wenn
sich auf einem GrundstÅck mehrere Geb�ude oder Geb�udeteile unterschiedlicher Bauart oder
Nutzung befinden200.

Zur Bewertung bebauter GrundstÅcke verweist der Gesetzgeber auf das Vergleichswertverfah-
ren, das Ertragswertverfahren sowie das Sachwertverfahren (§ 182 Abs. 1 BewG)201.

Im Vergleichswertverfahren sind gem. § 182 Abs. 2 BewG grunds�tzlich zu bewerten: Woh-
nungseigentum, Teileigentum sowie Ein- und Zweifamilienh�user.

DemgegenÅber sind im Ertragswertverfahren gem. § 182 Abs. 3 BewG zu bewerten: Mietwohn-
grundstÅcke sowie Gesch�ftsgrundstÅcke und gemischt genutzte GrundstÅcke, fÅr die sich auf
dem Çrtlichen GrundstÅcksmarkt eine Åbliche Miete ermitteln l�sst.

Schließlich hat die Bewertung gem. § 182 Abs. 4 BewG im Sachwertverfahren zu erfolgen bei

" Wohnungseigentum, Teileigentum sowie Ein- und Zweifamilienh�usern, wenn kein Ver-
gleichswert vorliegt,

" Gesch�ftsgrundstÅcken und gemischt genutzten GrundstÅcken, wenn sich keine Åbliche
Miete bezogen auf den Çrtlichen GrundstÅcksmarkt ermitteln l�sst sowie

" sonstigen bebauten GrundstÅcken.

Befinden sich auf einem GrundstÅck nicht nur Geb�ude oder Geb�udeteile, die im Ertragswert-
verfahren zu bewerten sind, erfolgt die Wertermittlung fÅr die gesamte wirtschaftliche Einheit
nach dem Sachwertverfahren202.

Bei den vorstehenden Bewertungsverfahren, wie auch dem Verfahren zur Bewertung unbebau-
ter GrundstÅcke, handelt es sich um einen typisierten, nicht individuell ermittelten Verkehrs-
wert, da verschiedene individuelle GrundstÅcksmerkmale und spezielle Einzelumst�nde bei der

197 N�her R B 181.1 Abs. 1 S. 1 ErbStR 2011

198 H B 181.1 ErbStH 2011

199 R B 181.1 Abs. 1 S. 3 ErbStR 2011

200 R B 181.1 Abs. 2 ErbStR 2011

201 R B 182 Abs. 1 S. 1 ErbStR 2011

202 R B 182 Abs. 5 ErbStR 2011
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Bewertung außer Betracht bleiben. Deshalb ist dem Steuerpflichtigen nach § 198 BewG anheim
gegeben, einen niedrigeren gemeinen Wert individuell nachzuweisen203; hierauf wird nach Dar-
stellung der vorstehenden Bewertungsverfahren eingegangen.

Auf ausl�ndischen Grundbesitz finden die vorstehend genannten Bewertungsverfahren keine
Anwendung; dieser ist mit dem individuell zu ermittelnden gemeinen Wert anzusetzen (§ 12
Abs. 7 ErbStG iVm § 31 BewG)204.

cc) Vergleichswertverfahren

Bei Anwendung des Vergleichswertverfahrens sind gem. § 183 Abs. 1 BewG Kaufpreise von
GrundstÅcken heranzuziehen, die hinsichtlich der ihren Wert beeinflussenden Merkmale mit
dem zu bewertenden GrundstÅck hinreichend Åbereinstimmen (sog. VergleichsgrundstÅcke)205.
Eine hinreichende �bereinstimmung der Zustandsmerkmale der VergleichsgrundstÅcke liegt
vor, wenn sie insbesondere hinsichtlich ihrer Lage, Art und Maß der baulichen Nutzung, GrÇße,
Erschließungszustand, Geb�udeart und Alter des Geb�udes mit dem zu bewertenden Grund-
stÅck weitgehend Åbereinstimmen bzw. die Abweichungen in sachgerechter Weise erfasst wer-
den kÇnnen206.

Voraussetzung fÅr die Anwendung des Vergleichswertverfahrens ist eine ausreichende Anzahl
geeigneter Vergleichspreise; ausnahmsweise kann auch ein Vergleichspreis genÅgen207. Als ein
Vergleichspreis kann auch der fÅr die zu bewertende wirtschaftliche Einheit tats�chlich inner-
halb eines Jahres vor dem Bewertungsstichtag unter fremden Dritten erzielte Kaufpreis gelten,
sofern zwischenzeitlich keine �nderungen der Wertverh�ltnisse eingetreten sind und dem Ver-
kauf keine ungewÇhnlichen oder persÇnlichen Verh�ltnisse zugrunde gelegen haben208.

Vorrangig ist auf die von den GutachterausschÅssen fÅr GrundstÅckswerte mitgeteilten Ver-
gleichspreise zurÅckzugreifen209. Liegen mehrere Vergleichspreise vor, soll der Durchschnitts-
wert angesetzt werden210. Sofern der Gutachterausschuss nur Durchschnittskaufpreise (Kauf-
preismittel) aus einer Vielzahl von Kauff�llen einer GrundstÅcksart ohne BerÅcksichtigung un-
terschiedlicher wertbeeinflussender Merkmale abgeleitet hat, sind diese als Vergleichspreise
nicht geeignet211. Soweit von den GutachterausschÅssen keine Vergleichspreise vorliegen, kann
das zust�ndige Finanzamt geeignete Vergleichspreise aus anderen Kaufpreissammlungen als
nach § 195 BauGB berÅcksichtigen212.

203 Halaczinsky, ZErb 2009, 21, 22

204 Halaczinsky, ZErb 2009, 21, 22

205 Vgl. auch Krause/Grootens, NWB-EV 2012, 127, 128

206 R B 183 Abs. 1 S. 3 ErbStR 2011; Drosdzol, ZEV 2012, 17, 20

207 H B 183 (2) ErbStH 2011

208 H B 183 (2) ErbStH 2011; Mannek, ZEV 2012, 6, 16

209 R B 183 Abs. 2 S. 4 ErbStR 2011

210 R B 183 Abs. 1 S. 5 ErbStR 2011

211 R B 183 Abs. 1 S. 6 ErbStR 2011; H B 183 (3) ErbStH 2011

212 R B 183 Abs. 2 S. 7 ErbStR 2011; kritisch: Tremel, ZEV 2009, 445, 447
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Anstatt von Vergleichspreisen kÇnnen auch Vergleichsfaktoren herangezogen werden, die vom
Çrtlichen Gutachterausschuss fÅr GrundstÅckswerte ermittelt werden, z. B. die Wohnfl�che (Ge-
b�udefaktor) oder den erzielbaren j�hrlichen Ertrag (Ertragsfaktor)213.

Weichen die wertbeeinflussenden Merkmale der VergleichsgrundstÅcke bzw. der GrundstÅcke,
fÅr die Vergleichsfaktoren bebauter GrundstÅcke abgeleitet worden sind, vom Zustand des zu
bewertenden GrundstÅcks ab, so sind diese Abweichungen durch Zu- oder Abschl�ge nach Vor-
gabe des Çrtlichen Gutachterausschusses fÅr GrundstÅckswerte zu berÅcksichtigen214.

Besonderheiten, insbesondere den Wert beeinflussende Rechte und Belastungen privatrecht-
licher und Çffentlich-rechtlicher Art, werden in dem typisierenden Vergleichswertverfahren
nach § 183 Abs. 1 und 2 BewG nicht berÅcksichtigt (§ 183 Abs. 3 BewG)215.

An den vorliegenden Voraussetzungen, die fÅr die Anwendung des Vergleichswertverfahrens
bestehen, wird es bei Wohnungs- und Teileigentum sowie Ein- und Zweifamilienh�usern h�ufig
fehlen, so dass deren Bewertung vielfach nach dem Sachwertverfahren vorzunehmen ist216. Glei-
ches gilt auch, wenn vom Finanzamt keine Vergleichswerte mitgeteilt werden217.

dd) Ertragswertverfahren

Bei Anwendung des Ertragswertverfahrens ist der Wert der Geb�ude (sog. Geb�udeertragswert)
getrennt von dem Bodenwert zu ermitteln (§ 184 Abs. 1 BewG), wobei beide Elemente zusam-
men den zu ermittelnden Ertragswert ergeben (§ 184 Abs. 3 S. 1 BewG)218.

Der Bodenwert ist zu errechnen wie der Wert eines unbebauten GrundstÅcks nach § 179 (§ 184
Abs. 2 BewG).

Komplizierter ist demgegenÅber die Ermittlung des Geb�udeertragswerts, der sich nach folgen-
dem Schema errechnet219:

Rohertrag (Jahresmiete/Åbliche Miete)

abzgl. Bewirtschaftungskosten

= Reinertrag des GrundstÅcks

abzgl. Bodenwertverzinsung

= Geb�udereinertrag

· Vervielf�ltiger lt. Anlage 21, 22

= Geb�udeertragswert

Mithin ist zur Erlangung des Geb�udeertragswertes von dem Rohertrag des GrundstÅcks aus-
zugehen; zieht man hiervon die Bewirtschaftungskosten ab, gelangt man zum Reinertrag des
GrundstÅcks (§ 185 Abs. 1 BewG).

213 R B 183 Abs. 3 S. 1 ErbStR 2011; H B 183 (3) ErbStH 2011

214 R B 183 Abs. 4 S. 1 ErbStR 2011; H B 183 (4) ErbStH 2011 mit einem eingehenden Beispiel

215 Vgl. auch R B 183 Abs. 4 S. 2 ErbStR 2011

216 Handzik, Die neue Erbschaft- und Schenkungsteuer nach der Erbschaftsteuerreform 2008, 6. Aufl. 2009, Rz 258

217 BrÅggemann, Erbfolgebesteuerung 2009, 181, 185

218 R B 184 ErbStR 2011; vgl. auch Krause/Grootens, NWB-EV 2012, 127, 129

219 H B 184 ErbStH 2011
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(1) Rohertrag

Rohertrag des GrundstÅcks ist gem. § 186 Abs. 1 BewG das Entgelt, das fÅr die Benutzung des
bebauten GrundstÅcks nach den am Bewertungsstichtag geltenden vertraglichen Vereinbarun-
gen fÅr den Zeitraum von zwÇlf Monaten zu zahlen ist (nicht: gezahlt wird)220, wobei Umlagen,
die zur Deckung der Betriebskosten gezahlt werden, nicht anzusetzen sind. Der Ansatz der ver-
einbarten Miete bezieht sich demnach auf die kÅnftige Mietsituation, die auf den Bewertungs-
stichtag folgt, und nicht auf die in den vergangenen zwÇlf Monaten gezahlte Miete221, so dass
fÅr eine Staffelmiete Besonderheiten gelten222.

Die Åbliche Miete ist demgegenÅber gem. § 186 Abs. 2 BewG als Rohertrag fÅr GrundstÅcke
oder GrundstÅcksteile anzusetzen,

" die eigengenutzt, ungenutzt, zum vorÅbergehenden Gebrauch oder unentgeltich Åberlassen
sind (Nr. 1) oder

" die der EigentÅmer dem Mieter zu einer um mehr als 20 % von der Åblichen Miete abwei-
chenden tats�chlichen Miete Åberlassen hat (Nr. 2).

Die GrÅnde, die zu der vorstehenden Abweichung mehr als 20 % gefÅhrt haben, sind unbeacht-
lich223. Die Åbliche Miete ist in Anlehnung an die Miete zu sch�tzen, die fÅr R�ume gleicher oder
�hnlicher Art, Lage und Ausstattung regelm�ßig gezahlt wird (§ 186 Abs. 2 S. 2 BewG)224. Bei der
fÅr die Åbliche Miete maßgebenden Ausstattung handelt es sich um die baualterstypischen,
mietwertbestimmenden Merkmale eines GrundstÅcks, wie z. B. Elektro-, Sanit�r- und Heizungs-
installationen225. Die Åbliche Miete kann aus Vergleichsmieten oder Mietspiegeln abgeleitet,
mit Hilfe einer Mietdatenbank (§ 558 e BGB) gesch�tzt oder durch ein Mietgutachten ermittelt
werden226.

(2) Bewirtschaftungskosten

Bewirtschaftungskosten sind nach § 187 Abs. 1 BewG die bei gewÇhnlicher Bewirtschaftung
nachhaltig entstehenden Verwaltungskosten, Betriebskosten, Instandhaltungskosten und das
Mietausfallwagnis, wobei durch Umlagen gedeckte Betriebskosten unberÅcksichtigt bleiben.
Zinsen fÅr Hypothekendarlehen und Grundschulden oder sonstige Zahlungen fÅr auf dem
GrundstÅck lastende privatrechtliche Verpflichtungen bleiben ebenfalls außer Ansatz227. Aus-
zugehen von den pauschalierten Bewirtschaftungskosten nach Anlage 23 zum BewG, wenn von
den GutachterausschÅssen iSd § 192 ff. BauGB keine geeigneten Erfahrungss�tze zur VerfÅgung
stehen (§ 187 Abs. 2 BewG). Die tats�chlich entstandenen Kosten, die bei �lteren oder denkmal-
geschÅtzten Geb�uden h�ufig hÇher liegen228, sind nicht zu berÅcksichtigen229.

220 R B 186.1 Abs. 1 S. 1 ErbStR 2011

221 Tremel, ZEV 2009, 445, 448

222 Dazu H B 186.1 ErbStH 2011

223 R B 186.4 Abs. 2 S. 7 ErbStR 2011

224 Vgl. die Beispiele bei H B 186.5 ErbStH 2011

225 R B 186.4 Abs. 3 S. 3 ErbStR 2011

226 R B 186.5 Abs. 1 S. 1 ErbStR 2011

227 R B 187 Abs. 1 S. 2 ErbStR 2011

228 Tremel, ZEV 2009, 445, 448

229 R B 187 Abs. 2 S. 1 ErbStR 2011



Teil 1: Grundlagen der Erbfolge

36

(3) Bodenwertverzinsung

Zum Geb�udereinertrag gelangt man, indem man den Reinertrag des GrundstÅcks um den Be-
trag vermindert, der sich durch eine angemessene Verzinsung des Bodenwertes ergibt (§ 185
Abs. 2 S. 1 BewG). Dahinter steht die �berlegung, dass man die Verzinsung des Bodenwerts aus
dem Reinertrag des GrundstÅcks herausrechnen muss, wenn man den Bodenwert gesondert
nach den Grunds�tzen unbebauter GrundstÅcke ermittelt. Da der Grund und Boden als unver-
g�nglich gilt, die Geb�ude jedoch nur eine begrenzte Nutzungsdauer haben, ist der Reinertrag
in Verzinsungsanteile des Bodens und der Geb�ude aufzuspalten230. Der Reinertragsanteil (Ver-
zinsungsbetrag) des Grund und Bodens ergibt als Barwert einer ewigen Rente den Boden-
ertragswert, der im Ertragswertverfahren durch den Ansatz des Bodenwerts nach Maßgabe des
§ 179 BewG bereits erfasst wird231. Der Reinertragsanteil der Geb�ude ist zur Ermittlung des Ge-
b�udewertes (Geb�udeertragswert) als Zeitrente Åber die Restnutzungsdauer des Geb�udes zu
kapitalisieren232. Verbleibt nach Abzug der Bodenwertverzinsung kein oder ein negativer Betrag,
ist nach § 184 Abs. 3 S. 2 BewG der Bodenwert als Mindestwert anzusetzen233.

FÅr die Verzinsung des Bodenwertes ist gem. § 185 S. 1 BewG der Liegenschaftszins anzuwen-
den, bei dem es sich um den Zinssatz handelt, mit dem der Verkehrswert von GrundstÅcken im
Durchschnitt marktÅblich verzinst wird (§ 188 Abs. 1 BewG). Maßgeblich sind grunds�tzlich die
von den GutachterausschÅssen ermittelten Çrtlichen Liegenschaftszinss�tze, soweit eine solche
Zinsermittlung aber nicht vorliegt, gelten gem. § 188 Abs. 2 BewG die folgenden Zinss�tze:

" 5 % fÅr MietwohngrundstÅcke,

" 5,5 % fÅr gemischt genutzte GrundstÅcke mit einem gewerblichen Anteil von bis zu 50 %,
berechnet nach Wohn- und Nutzfl�che,

" 6 % fÅr gemischt genutzte GrundstÅcke mit einem gewerblichen Anteil von mehr als 50 %,
berechnet nach der Wohn- und Nutzfl�che und

" 6,5 % fÅr Gesch�ftsgrundstÅcke.

Besonderheiten gelten, wenn der Gutachterausschuss Liegenschaftszinss�tze in Wertspannen
verÇffentlicht, oder eine von den GrundstÅcksarten des Bewertungsgesetzes abweichende Un-
terteilung der GrundstÅckstypen vornimmt234.

Je sicherer die Vermietbarkeit des GrundstÅcks erscheint, umso niedriger wird der Liegen-
schaftszins anzusetzen sein, so dass sich in der Umkehrung ein umso grÇßerer Vervielf�ltiger
und damit ein umso hÇherer Bodenwert ergibt.

Sofern das GrundstÅck wesentlich grÇßer ist, als es einer den Geb�uden angemessenen Nut-
zung entspricht, und eine zus�tzliche Nutzung oder Verwertung einer Teilfl�che zul�ssig und
mÇglich ist, hat bei der Berechnung des Verzinsungsbetrages der Bodenwert dieser Teilfl�che
außer Acht zu bleiben (§ 185 Abs. 2 S. 2 BewG). Folglich ist bei der Ermittlung des Betrages der
Bodenwertverzinsung nur die der jeweiligen Bebauung zurechenbare GrundstÅcksfl�che anzu-

230 R B 185.1 Abs. 1 S. 2 ErbStR 2011

231 R B 185.1 Abs. 1 S. 3 ErbStR 2011

232 R B 185.1 Abs. 1 S. 4 ErbStR 2011

233 R B 185.1 Abs. 4 ErbStR 2011

234 H B 188 (2) ErbStH 2011
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setzen235. Diese zurechenbare GrundstÅcksfl�che entspricht regelm�ßig der bebauten Fl�che
einschließlich der sog. Umgriffsfl�che236. Die selbst�ndige Verwertbarkeit der Teilfl�che ist be-
reits dann gegeben, wenn eine sinnvolle Nutzung als Lagerfl�che, Abstellfl�che, Gartenfl�che,
Schrebergarten usw. besteht237.

(4) Vervielf�ltiger

Aus dem Geb�udereinertrag ist in einem weiteren Schritt der Geb�udeertragswert zu errech-
nen, indem der Geb�udereinertrag mit dem Vervielf�ltiger zu kapitalisieren ist, der sich aus der
Anlage 21 zum BewG ergibt (§ 185 Abs. 3 S. 1 BewG).

Nach der Anlage 21 sind fÅr den Vervielf�ltiger maßgebend der Liegenschaftszins sowie die
Restnutzungsdauer des Geb�udes (§ 185 Abs. 3 S. 2 BewG). Die Restnutzungsdauer ergibt sich
grunds�tzlich aus dem Unterschiedsbetrag zwischen der wirtschaftlichen Gesamtnutzungsdau-
er, wie sie aus der Anlage 22 zum BewG folgt, und dem Alter des Geb�udes am Bewertungs-
stichtag (§ 185 Abs. 3 S. 3 BewG). Sofern eine wirtschaftliche Einheit aus mehreren Geb�uden
oder Geb�udeteilen mit einer gewissen Selbst�ndigkeit besteht, die eine verschiedene Bauart
aufweisen, unterschiedlich genutzt werden oder die in verschiedenen Jahren bezugsfertig ge-
worden sind, ist der unterschiedlichen Restnutzungsdauer mittels einer Formel zur Ermittlung
der gewichteten bzw. gewogenen Restnutzungsdauer Rechnung zu tragen238.

Sind nach Bezugsfertigkeit des Geb�udes Ver�nderungen eingetreten, die die wirtschaftliche
Gesamtnutzungsdauer des Geb�udes verl�ngert oder verkÅrzt haben, ist von einer der Verl�n-
gerung entsprechenden Restnutzungsdauer auszugehen (§ 185 Abs. 3 S. 4 BewG). Eine Verl�nge-
rung der Restnutzungsdauer ist nur zu bejahen, wenn in den letzten zehn Jahren durchgreifen-
de Modernisierungen vorgenommen wurden, die nach einem Punktesystem, das in den L�nde-
rerlassen n�her dargelegt ist, eine Åberwiegende oder umfassende Modernisierung ergeben239.

Eine VerkÅrzung der Restnutzungsdauer kommt nur in Einzelf�llen in Betracht, etwa bei einer
bestehenden Abbruchverpflichtung240. Baum�ngel und Bausch�den kÇnnen demgegenÅber zu
keiner VerkÅrzung der Restnutzungsdauer fÅhren241. Gem. § 185 Abs. 3 S. 5 BewG ist idR mindes-
tens eine Mindestrestnutzungsdauer von 30 % der wirtschaftlichen Gesamtnutzungsdauer an-
zusetzen.

BEISPIEL242: P Zu bewerten ist ein Zinshaus, das in 1982 erbaut wurde. Die vereinbarte Jahresmiete betr�gt
60 TA, bei einer GrundstÅcksgrÇße von 600 m2 und einem Bodenrichtwert vonA250,–/m2. Vom Çrtlich
zust�ndigen Gutachterausschuss sind weder Erfahrungss�tze fÅr Bewirtschaftungskosten noch Liegen-
schaftszinss�tze ermittelt.

235 R B 185.1 Abs. 3 S. 2 ErbStR 2011; H B 185.1 (3) ErbStH 2011; BrÅggemann, Erbfolgebesteuerung 2009, 181, 187; Drosdzol,
DStR 2009, 1405, 1408; Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, B Rz 26

236 R B 185.1 Abs. 3 S. 3 ErbStR 2011

237 R B 185.1 Abs. 3 S. 5 ErbStR 2011

238 H B 185.4 ErbStH 2011

239 R B 185.3 Abs. 4 ErbStR 2011

240 R B 185.3 Abs. 5 S. 1 ErbStR 2011

241 R B 185.3 Abs. 5 S. 2 ErbStR 2011

242 Vgl. auch Drosdzol, DStR 2009, 1405, 1409; BrÅggemann, Erbfolgebesteuerung 2009, 181, 186; Halaczinsky, ZErb 2009, 21,
25; Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, B Rz 25
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Vor diesem Hintergrund ist folgende Wertermittlung vorzunehmen:

Bodenwert: 600 m2 ·A 250,–/m2 =A150.000,–

Rohertrag A 60.000,–

abzgl. 23 % Bewirtschaftungskosten gem. Anlagen 22 und 23 A 13.800,–

= Reinertrag des GrundstÅcks A 46.200,–

abzgl. Bodenwertverzinsung 5 % vonA 150.000,– A 7.500,–

= Geb�udereinertrag A 37.700,–

· 18,34 gem. Anlage 21

= Geb�udeertragswert A 709.758,–

zzgl. Bodenwert A 150.000,–

= Ertragswert A 859.758,–

ee) Sachwertverfahren

Bei Anwendung des Sachwertverfahrens ist der Wert der Geb�ude (Geb�udesachwert) getrennt
vom Bodenwert zu ermitteln, wobei sonstige bauliche Anlagen (vor allem Außenanlagen)
grunds�tzlich nicht gesondert zu berÅcksichtigen sind (§ 189 Abs. 1 BewG)243. Aus der Summe
von Bodenwert und Geb�udesachwert errechnet sich der vorl�ufige Sachwert des GrundstÅcks,
der wiederum zur Anpassung an den gemeinen Wert mit einer besonderen Wertzahl zu multi-
plizieren ist (§ 189 Abs. 3 BewG); die Wertzahl soll den Geb�udesachwert in eine st�rkere Ab-
h�ngigkeit zum Bodenrichtwert bringen.

Gem. § 189 Abs. 2 BewG entspricht der Bodenwert dem Wert des unbebauten GrundstÅcks
nach § 179 BewG.

Der Geb�udesachwert ist nach folgendem Schema zu ermitteln244:

Regelherstellungskosten

· Brutto-Grundfl�che

= Geb�uderegelherstellungswert

abzgl. Alterswertminderung

= Geb�udesachwert

(1) Regelherstellungskosten

Hiernach ist zur Ermittlung des Geb�udesachwertes auszugehen von den Regelherstellungskos-
ten des Geb�udes, bei denen es sich um die gewÇhnlichen Herstellungskosten einschließlich
Umsatzsteuer je Quadratmeter-Brutto-Grundfl�che handelt, die aus den Regelherstellungskos-
ten 2010 (RHK 2010245) abgeleitet246 und in der Anlage 24 zum BewG niedergelegt sind (§ 190
Abs. 1 S. 1 – 3 BewG).

243 Vgl. auch Krause/Grootens, NWB-EV 2012, 127, 131

244 Vgl. auch H B 189 ErbStH 2011 mit eingehendem Bewertungsbeispiel

245 FÅr Bewertungsstichtage bis zum 31. 12. 2011 gelten die Normalherstellungskosten 2000 (NHK 2000), § 205 Abs. 4 BewG; vgl.
auch Drosdzol, ZEV 2012, 17, 18

246 R B 190.1 Abs. 1 ErbStR 2011; Drosdzol, ZEV 2012, 17, 18
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In der Anlage 24 wird hinsichtlich der Regelherstellungskosten differenziert nach:

" GrundstÅcksarten: Ein- und Zweifamilienh�user, MietwohngrundstÅcke, Wohnungseigen-
tum, Gesch�ftsgrundstÅcke, gemischt genutzte GrundstÅcke und sonstige bebaute Grund-
stÅcke,

" Geb�udeklassen: Hochschulen, Saalbauten, Kur- und Heilb�der, Verwaltungsgeb�ude, Bank-
geb�ude, Schulen, Kinderg�rten, Altenwohnheime, Personalwohnheime, Hotels, Sporthallen,
Kaufh�user, Warenh�user, Ausstellungsgeb�ude, Krankenh�user, Vereinsheime, Parkh�user,
Tiefgaragen, Hallenb�der, Industriegeb�ude, Werkst�tten, Lagergeb�ude, Einkaufsm�rkte,
Großm�rkte, L�den, Tennishallen, Reitsporthallen, Carports,

" Baujahrsgruppen: Baujahr bis 1945, 1946 – 1959, 1960 – 1969, 1970 – 1984, 1985 – 1999,
ab 2000,

" Ausstattungsstandards: einfach, mittel, gehoben,

" mit/ohne Keller sowie mit/ohne ausgebautem Dachgeschoss oder Flachdach.

FÅr nicht aufgefÅhrte Geb�udeklassen sind die Regelherstellungskosten aus vergleichbaren Ge-
b�udeklassen abzuleiten247.

Zur Feststellung des Ausstattungsstandards eines Geb�udes oder eines Geb�udeteils ist der
Ausstattungsbogen in Anlage 24 zum BewG Teil III zu verwenden, wobei die n�here Vorgehens-
weise in R B 190.4 ErbStR 2011 und H B 190.4 ErbStH 2011 erl�utert ist.

Bei besonders werthaltigen Außenanlagen und sonstigen Anlagen sind auch insoweit gesonder-
te Wertans�tze nach durchschnittlichen Herstellungskosten erforderlich. N�here Einzelheiten
hierzu finden sich in R B 190.5 ErbStR 2011.

Der Geb�uderegelherstellungswert ergibt sich schließlich durch Multiplikation der jeweiligen
Regelherstellungskosten mit der Brutto-Grundfl�che des Geb�udes (§ 190 Abs. 1 S. 3 BewG).

(2) Brutto-Grundfl�che

Als Brutto-Grundfl�che (BGF) ist die Summe der Grundfl�chen s�mtlicher Grundrissebenen ei-
nes Bauwerks mit Nutzungen nach DIN 277-2: 2005-02 und deren konstruktive Umschließun-
gen anzusehen248. Dementsprechend ergibt sich die BGF aus einer Multiplikation der Åberbau-
ten Grundfl�che mit der Anzahl der Grundriss-ebenen: Kellergeschoß, Erdgeschoss, 1. Ober-
geschoss, 2. Obergeschoss usw. sowie – wenn ausgebaut – Dachgeschoss249.

FÅr die Ermittlung der Brutto-Grundfl�che sind die �ußeren Maße der Bauteile einschließlich Be-
kleidung (z. B. Putz, Außenschalen mehrschaliger Wandkonstruktionen, in HÇhe der Boden- bzw.
Deckenbelagsoberkanten) anzusetzen250. Nicht zur Bruttogrundfl�che gehÇren Fl�chen, die aus-
schließlich der Wartung, Inspektion und Instandsetzung von Baukonstruktionen und tech-
nischen Anlagen dienen, z. B. nichtnutzbare Dachfl�chen251.

247 Vgl. die Ableitungsbeispiele bei H B 190.2 (2) ErbStH 2011

248 R B 190.6 Abs. 1 S. 1 ErbStR 2011

249 Handzik, Die neue Erbschaft- und Schenkungsteuer nach der Erbschaftsteuerreform 2008, 6. Aufl. 2009, Rz 260

250 R B 190.6 Abs. 5 S. 1 ErbStR 2011

251 R B 190.6 Abs. 1 S. 4 ErbStR 2011
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(3) Alterswertminderung

Vom Geb�uderegelherstellungswert ist alsdann eine Alterswertminderung abzuziehen, die re-
gelm�ßig nach dem Verh�ltnis des Alters des Geb�udes am Bewertungsstichtag zur wirtschaft-
lichen Gesamtnutzungsdauer nach Anlage 22 zum BewG bestimmt wird (§ 190 Abs. 2 S. 1 und 2
BewG). Nach der Anlage 22 ist etwa auszugehen von einer wirtschaftlichen Gesamtnutzungs-
dauer von

" 80 Jahren bei Ein- und Zweifamilienh�usern, MietgrundstÅcken und Wohnungseigentum so-
wie

" 70 Jahren fÅr gemischt genutzte GrundstÅcke (mit Wohn- und Gewerbefl�chen).

Das bedeutet, dass einem 30 Jahre alten MietwohngrundstÅck von einer Wertminderung in
HÇhe von 30/80, mithin 37,5 % auszugehen ist. Bei einem 50 Jahre alten MietwohngrundstÅck
wÅrde die Alterswertminderung an sich 50/80, mithin 62,5 % betragen.

Nach § 190 Abs. 2 S. 4 besteht aber eine Wertuntergrenze, wonach der Geb�udewert, der nach
Abzug der Alterswertminderung verbleibt, regelm�ßig mit mindestens 40 % des Geb�uderegel-
herstellungswerts anzusetzen ist. Die vorstehende Mindest-Restwertregelung soll berÅcksichti-
gen, dass auch ein �lteres Geb�ude, das laufend instandgehalten wird, einen angemessenen
Wert hat252. Sind nach Bezugsfertigkeit des Geb�udes Ver�nderungen eingetreten, die die wirt-
schaftliche Gesamtnutzungsdauer des Geb�udes verl�ngert oder verkÅrzt haben, ist bei der Er-
mittlung der Alterswertminderung von einem entsprechenden frÅheren oder sp�teren Baujahr
auszugehen (§ 190 Abs. 2 S. 3 BewG).

Ein fiktiv sp�teres Baujahr ist nur anzunehmen, wenn in den letzten zehn Jahren durchgreifende
Modernisierungen vorgenommen wurden, die nach dem in der Anlage 1 zu R B 190.7 Abs. 3
ErbStR 2011 n�her dargelegten Punktesystem eine Åberwiegende oder umfassende Modernisie-
rung ergeben253. Wenn eine geringere Nutzungsdauer objektiv feststeht, wie z. B. einer Abbruch-
verpflichtung fÅr das Geb�ude, kann dieser Mindestsatz jedoch unterschritten werden254.

(4) Wertzahlen

Als Wertzahlen sind schließlich die Sachwertfaktoren anzuwenden, die von den Gutachteraus-
schÅssen fÅr das Sachwertverfahren bei der Verkehrswertermittlung abgeleitet wurden (§ 191
Abs. 1 BewG). Soweit von den GutachterausschÅssen keine geeigneten Sachwertfaktoren zur
VerfÅgung stehen, sind die in der Anlage 25 zum BewG bestimmten Wertzahlen zu verwenden.
Letzteres ist auch der Fall, wenn der Gutachterausschuss lediglich Sachwertfaktoren in Wert-
spannen verÇffentlicht oder die NHK 2000 mittels eines Regionalisierungs- oder OrtsgrÇßenfak-
tors umgerechnet hat255.

Nach Anlage 25 ist etwa bei einem vorl�ufigen Sachwert iSd § 189 Abs. 3 in HÇhe von 500 TA
eine Wertzahl von 1,0 anzusetzen, wenn der Bodenrichtwert ÅberA 500,–/m2 liegt. Demgegen-
Åber betr�gt bei gleichem vorl�ufigen Sachwert die Wertzahl lediglich 0,5, wenn der zugrunde-

252 R B 190.7 Abs. 5 ErbStR 2011

253 R B 190.7 Abs. 3 S. 1 ErbStR 2011

254 R B 190.7 Abs. 5 S. 4 ErbStR 2011

255 H B 191 (2) ErbStH 2011
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liegende Bodenrichtwert nurA 50,–/m2 erreicht. Damit wird auch berÅcksichtigt, ob der Bebau-
ungsaufwand in einem vernÅnftigen Verh�ltnis zum Bodenwert steht.

BEISPIEL256: P Zu bewerten ist ein Einfamilienhaus bezogen auf den Bewertungsstichtag 2009 mit einer
GrundstÅcksgrÇße von 800 m2 sowie einem Bodenrichtwert vonA800,–/m2. Das Geb�ude ist voll unter-
kellert und verfÅgt Åber EG, 1. OG und ausgebautes DG mit einer Åberbauten Fl�che von 9 m · 14 m in
gehobener Ausstattung. Baujahr ist 1936. Ein Vergleichswert liegt nicht vor.

Der Bodenwert betr�gt hiernach 800 m2 ·A800,–/m2 =A640.000,–

Der Geb�udesachwert ergibt sich aus folgender Rechnung:

Regelherstellungskosten gem. Anlage 24: A 740,–/m2 Bruttogrundfl�che

· Bruttogrundfl�che: 4 · 9 m · 14 m (504 m2)

= Geb�uderegelherstellungswert: A372.960,–

abzgl. Alterswertminderung begrenzt auf 60 %

gem. § 190 Abs. 2 S. 4: A 223.776,–

= Geb�udesachwert: A149.184,–

zzgl. Bodenwert: A640.000,–

A 789.184,–

multipliziert mit Wertzahl gem. § 191 Abs. 2 Anlage 25: · 0,9

= Sachwert: A 710.265,–

ff) Erbbaurecht

Wiederum anders sind Erbbaurechtsf�lle zu bewerten. In einem solchen Fall sind die Werte fÅr
die wirtschaftliche Einheit Erbbaurecht und fÅr die wirtschaftliche Einheit des belasteten
GrundstÅcks gesondert zu ermitteln (§ 192 BewG)257.

(1) Bewertung des Erbbaurechts

Sofern sich das Erbbaurecht nicht – wie regelm�ßig in der Praxis258 – im Vergleichswertverfah-
ren bewerten l�sst, setzt sich der Wert des Erbbaurechts zusammen aus einem Geb�udewert-
anteil und einem Bodenwertanteil (§ 193 Abs. 2 BewG).

Der Geb�udewertanteil ist bei der Bewertung des BaugrundstÅcks im Ertragswertverfahren
gleich dem Geb�udeertragswert nach § 185 BewG, bei der Bewertung im Sachwertverfahren
gleich dem Geb�udesachwert nach § 190 BewG (§ 193 Abs. 5 S. 1 BewG). Sofern der bei Ablauf
des Erbbaurechts verbleibende Geb�udewert nicht oder nur teilweise zu entsch�digen ist, ist
der Geb�udewertanteil des Erbbaurechts um den Geb�udewertanteil des ErbbaugrundstÅcks
nach § 194 Abs. 4 BewG zu mindern (§ 193 Abs. 5 S. 2 BewG)259.

Der Bodenwertanteil ergibt sich gem. § 193 Abs. 3 BewG aus der Differenz zwischen

" dem angemessenen Verzinsungsbetrag des Bodenwertes des unbelasteten GrundstÅcks und

" dem vertraglich vereinbarten j�hrlichen Erbbauzins.

256 Vgl. auch BrÅggemann, Erbfolgebesteuerung 2009, 210, 212 f.; Drosdzol, ZEV 2009, 7, 8; Steiner, Das neue Erbschaftsteuer-
recht, 2009, B Rz 31

257 Vgl. auch R B 192.2 ErbStR 2011; Krause/Grootens, NWB-EV 2010, 56

258 Drosdzol, DStR 2009, 1405, 1410

259 Vgl. auch Halaczinsky, ZErb 2009, 21, 27
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Mit anderen Worten: Der Bodenwertanteil stellt den kapitalisierten Unterschiedsbetrag zwi-
schen dem angemessenen Verzinsungsbetrag des Bodenwerts des unbelasteten GrundstÅcks
und dem vertraglich vereinbarten j�hrlichen Erbbauzins am Bewertungsstichtag dar260. Dabei
ist stets auf die vertraglichen Vereinbarungen abzustellen, ohne dass es auf den tats�chlich ge-
zahlten Erbbauzins ankommt261. Sind Erbbauzinsen w�hrend der Laufzeit des Erbbaurechts in
unterschiedlicher HÇhe vereinbart (z. B. bei Einmalzahlungen, Vorauszahlungen oder gestaffel-
tem Erbbauzins), ist die Summe der Barwerte fÅr die jeweiligen Zahlungszeitpunkte/-r�ume zu
bilden262. Die kÅnftigen Anpassungen auf Grund von Wertsicherungsklauseln sind nicht zu be-
rÅcksichtigen263.

FÅr den angemessenen Verzinsungsbetrag des Bodenwerts ist der Liegenschaftszinssatz heran-
zuziehen, der von den GutachterausschÅssen fÅr GrundstÅckswerte nach § 179 BewG ermittelt
wurde (§ 193 Abs. 4 S. 1 BewG). Soweit von den GutachterausschÅssen keine geeigneten Liegen-
schaftszinss�tze zur VerfÅgung stehen, gelten gem. § 193 Abs. 4 S. 2 BewG die folgenden Zins-
s�tze:

" 3 % fÅr Ein- und Zweifamilienh�user und entsprechendes Wohnungseigentum,

" 5 % fÅr MietwohngrundstÅcke und entsprechendes Wohnungseigentum,

" 5,5 % fÅr gemischt genutzte GrundstÅcke mit einem gewerblichen Anteil von bis zu 50 %,
berechnet nach der Wohn- und Nutzfl�che sowie sonstige bebaute GrundstÅcke,

" 6 % fÅr gemischt genutzte GrundstÅcke mit einem gewerblichen Anteil von mehr als 50 %,
berechnet nach der Wohn- und Nutzfl�che und

" 6,5 % fÅr Gesch�ftsgrundstÅcke und Teileigentum.

Der Unterschiedsbetrag zwischen dem angemessenen Verzinsungsbetrag des Bodenwertes des
unbelasteten GrundstÅcks und dem vertraglich vereinbarten j�hrlichen Erbbauzins ist Åber die
Restlaufzeit des Erbbaurechts mit dem sich aus Anlage 21 ergebenden Vervielf�ltiger zu kapita-
lisieren (§ 193 Abs. 3 S. 2 BewG). Der Vervielf�ltiger ergibt sich aus dem maßgebenden Liegen-
schaftszinssatz und der auf volle Jahre abgerundeten Restlaufzeit des Erbbaurechts264. Das Er-
gebnis entspricht dem Bodenwertanteil des Erbbaurechts, der zusammen mit dem Geb�ude-
wertanteil den Wert des Erbbaurechts ausmacht (§ 193 Abs. 2 BewG).

Eine BerÅcksichtigung weiterer wertbeeinflussender Umst�nde – beispielsweise vom �blichen
abweichende Auswirkungen vertraglicher Vereinbarungen, insbesondere die BerÅcksichtigung
von fehlenden Wertsicherungsklauseln oder der Ausschluss einer Anpassung des Erbbaurechts-
vertrags – sowie die Anwendung von Marktanpassungsfaktoren kommt nicht in Betracht265.

BEISPIEL266: P Zu ermitteln ist der Wert des Erbbaurechts hinsichtlich eines Einfamilienhauses mit einer
Restlaufzeit des Erbbaurechts sowie Restnutzungsdauer des Geb�udes von je fÅnfzig Jahren. Der Wert

260 R B 193 Abs. 3 ErbStR 2011

261 R B 193 Abs. 5 S. 2 ErbStR 2011

262 R B 193 Abs. 5 S. 3 ErbStR 2011

263 R B 193 Abs. 5 S. 4 ErbStR 2011

264 R B 193 Abs. 6 S. 2 ErbStR 2011

265 R B 193 Abs. 8 ErbStR 2011

266 nach Handzik, Die neue Erbschaft- und Schenkungsteuer, 4. Aufl. 2001, Rz 265; vgl. auch H B 193 (5) ErbStH 2011, H B 193 (7)
ErbStH 2011 sowie H B 196.2 (4) ErbStH 2011 mit mehreren Beispielen
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des unbelasteten GrundstÅcks betr�gt 250 TA, der vereinbarte j�hrliche ErbbauzinsA3.000,– und der
Geb�udesachwert 300 TA. Bei diesen Vorgaben ergibt sich folgender Wert des Erbbaurechts:

250 TA Bodenwert · 3 % Liegenschaftszins = A 7.500,–

abzgl. vertraglicher j�hrlicher Erbbauzins A 3.000,–

Saldo A 4.500,–

· 25,73 gem. Anlage 21 zum BewG A 115.785,–

zzgl. Geb�udesachwert A 300.000,–

Wert des Erbbaurechts A 415.785,–

(2) Bewertung des belasteten GrundstÅcks

Hinsichtlich der Bewertung des belasteten GrundstÅcks (ErbbaugrundstÅck) ist ebenfalls grund-
s�tzlich eine Bewertung im Vergleichswertverfahren anzunehmen, wenn fÅr das zu bewertende
GrundstÅck Vergleichswertkaufpreise oder aus Kaufpreisen abgeleitete Vergleichsfaktoren vor-
liegen (§ 194 Abs. 1 BewG). In allen anderen F�llen bildet der Bodenwertanteil den Wert des Erb-
baugrundstÅcks. Dieser ist um einen Geb�udewertanteil zu erhÇhen, wenn der Wert des Geb�u-
des vom EigentÅmer des ErbbaugrundstÅcks nicht oder nur teilweise zu entsch�digen ist (§ 194
Abs. 2 BewG). Dieser entspricht dem nach Anlage 26 BewG abgezinsten gegebenenfalls antei-
ligen Geb�udeertrags- bzw. Geb�udesachwert, der dem EigentÅmer des ErbbaugrundstÅcks bei
Beendigung des Erbbaurechts durch Zeitablauf entsch�digungslos zuf�llt267.

Der Bodenwertanteil ist gleich der Summe des Åber die Restlaufzeit des Erbbaurechts abgezins-
ten Bodenwerts und der Åber diesen Zeitraum kapitalisierten Erbbauzinsen (§ 194 Abs. 3 S. 1
BewG). Dabei ist stets auf die vertraglichen Vereinbarungen abzustellen, ohne dass es auf den
tats�chlich gezahlten Erbbauzins ankommt268. Sind Erbbauzinsen w�hrend der Laufzeit des Erb-
baurechts in unterschiedlicher HÇhe vereinbart, ist die Summe der Barwerte fÅr die jeweiligen
Zahlungszeitpunkte/-r�ume zu bilden269. Die kÅnftigen Anpassungen auf Grund von Wertsiche-
rungsklauseln sind nicht zu berÅcksichtigen270.

Der Abzinsungsfaktor fÅr den Bodenwert wird in Abh�ngigkeit vom Zinssatz nach § 193 Abs. 4
BewG und der Restlaufzeit des Erbbaurechts ermittelt; er ist der Anlage 26 zum BewG zu ent-
nehmen (§ 194 Abs. 3 S. 2 BewG). Als Erbbauzinsen sind die am Bewertungsstichtag vereinbar-
ten j�hrlichen Erbbauzinsen anzusetzen; sie sind mit dem sich aus Anlage 21 ergebenden Ver-
vielf�ltiger zu kapitalisieren (§ 193 Abs. 3 S. 3 BewG). Zur Kapitalisierung des Erbbauzinses ist
der Vervielf�ltiger fÅr die auf volle Jahre abgerundete Restlaufzeit und den Liegenschaftszins
der Anlage 21 BewG zu entnehmen271.

BEISPIEL272: P Ermittelt man fÅr das vorangegangene Beispiel nunmehr den abgezinsten Bodenwert sowie
die kapitalisierten Erbbauzinsen, so gelangt man zu folgendem Ergebnis:

250 TA Bodenwert · 0,2281 gem. Anlage 26 zum BewG A 57.025,–

A3.000,– Erbbauzins · 25,73 gem. Anlage 21 zum BewG A 77.190,–

Wert des belasteten GrundstÅcks A 134.215,–

267 R B 194 Abs. 5 S. 2 ErbStR 2011

268 R B 194 Abs. 4 S. 3 ErbStR 2011

269 R B 194 Abs. 4 S. 4 ErbStR 2011

270 R B 194 Abs. 4 S. 5 ErbStR 2011

271 R B 194 Abs. 4 S. 7 ErbStR 2011

272 Vgl. auch BrÅggemann, Erbfolgebesteuerung 2009, 210, 217; Drosdzol, DStR 2009, 1405, 1411; Steiner, Das neue Erbschaft-
steuerrecht, 2009, B Rz 36 sowie das Beispiel bei bei H B 194 ErbStH 2011
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gg) Nachweis des niedrigeren gemeinen Wertes

Dem Steuerpflichtigen ist es jeweils unbenommen nachzuweisen, dass der gemeine Wert nied-
riger ist als bei Anwendung eines der vorgenannten Verfahren zur Bewertung von bebauten
und unbebauten GrundstÅcken sowie vom Erbbaurecht. Weist der Steuerpflichtige nach, dass
der gemeine Wert der wirtschaftlichen Einheit am Bewertungsstichtag niedriger ist als nach
den genannten Verfahren, so ist dieser Wert anzusetzen (§ 198 Abs. 1 BewG). FÅr den Nachweis
des niedrigeren gemeinen Wertes gelten grunds�tzlich die auf Grund des § 199 Abs. 1 BauGB
erlassen Vorschriften (§ 198 S. 2 BewG).

Mit dieser MÇglichkeit, einen niedrigeren individuell ermittelten Verkehrswert nachzuweisen,
soll gew�hrleistet werden, dass der Betroffene auf der Grundlage der Immobilienwertermitt-
lungsverordnung vom 19. 5. 2010 (kurz: ImmoWertV)273 und der ergangenen Regelungen in den
Wertermittlungsrichtlinien 2006 (WertR 2006) s�mtliche wertbeeinflussenden Umst�nde gel-
tend machen kann274. Mit Ausnahme des Nachweises der Åblichen Miete kommt im Rahmen
der typisierenden §§ 179 und § 182 – 196 BewG ein Einzelnachweis zu Bewertungsgrundlagen
(z. B. hinsichtlich der Bewirtschaftungskosten) nicht in Betracht275. Bei den fraglichen individuel-
len Umst�nden kann es sich etwa handeln um276

" Ecklage, Zuschnitt, Oberfl�chenbeschaffenheit, Beschaffenheit des Baugrunds, Außenanla-
gen, L�rm-, Raum- und Geruchsbel�stigungen, Altlasten, Grunddienstbarkeiten, Abbruchkos-
ten,

" kÅnftig zu erwartender RÅckgang der Mieteinnahmen,

" tats�chliche Verwaltungs- und Instandhaltungskosten,

" Bausch�den, unterlassene Instandhaltungsmaßnahmen, Reparaturstau.

Insofern ist § 198 BewG als ein „zentrales Bindeglied“ zwischen dem typisierenden Bewertungs-
verfahren und der Einzelgerechtigkeit anzusehen277.

Als Nachweis ist regelm�ßig ein Gutachten des Çrtlich zust�ndigen Gutachterausschusses oder
eines Sachverst�ndigen fÅr die Bewertung von GrundstÅcken erforderlich278. Bei dem Sachver-
st�ndigen muss es sich um einen Çffentlich bestellten und vereidigten Sachverst�ndigen fÅr die
Bewertung von GrundstÅcken, einen Çffentlich bestellten Vermessungsingenieur oder um einen
zertifizierten Sachverst�ndigen handeln, das Gutachten eines WirtschaftsprÅfers ist idR nicht
ausreichend279.

Das Gutachten ist fÅr die Feststellung des Grundbesitzwertes nicht bindend, sondern unterliegt
der BeweiswÅrdigung durch das Finanzamt, ohne dass dieses bei M�ngeln ein Gegengutachten
beibringen muss280.

273 BGBl. I 2010, 639; Jardin, NWB-EV 2010, 268; Drosdzol, ZEV 2010, 403

274 Eisele, ZEV 2009, 451

275 R B 198 Abs. 3 S. 7 ErbStR 2011; vgl. auch Krause/Grootens, NWB-EV 2010, 436

276 eingehend: Eisele, ZEV 2009, 451, 452; Krause/Grootens, NWB-EV 2010, 436

277 Eisele, ZEV 2009, 451, 452

278 R B 198 Abs. 3 S. 1ErbStR 2011

279 Eisele, ZEV 2009, 451, 455

280 R B 198 Abs. 3 S. 2 ErbStR 2011
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Enth�lt das Gutachten M�ngel (z. B. methodische M�ngel oder unzutreffende Wertans�tze), ist
es zurÅckzuweisen; ein Gegengutachten durch das Finanzamt ist nicht erforderlich281. FÅr den
Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts kÇnnen aber aus mehreren vom Steuerpflichtigen
vorgelegten Gutachten diejenigen Ans�tze bzgl. derselben Bewertungsmethode Åbernommen
werden, die gem. der ImmoWertV ermittelt und plausibel sind282. Außerdem dÅrfen etwaige LÅ-
cken solchermaßen verbundener Ans�tze, die kein Ganzes ergeben, von der Finanzverwaltung
selbst geschlossen werden, wenn und soweit dies ohne Sachverst�ndige im Åblichen Rahmen
der BeweiswÅrdigung mÇglich ist283.

Ein im gewÇhnlichen Gesch�ftsverkehr innerhalb eines Jahres vor oder nach dem Bewertungs-
stichtag zustandegekommener Kaufpreis Åber das zu bewertende GrundstÅck kann als Nach-
weis dienen, gegebenenfalls auch ein Kaufpreis, der außerhalb dieses Zeitraums stichtagsnah
erzielt wurde284.

Der Steuerpflichtige kann den Nachweis eines niedrigeren gemeinen Werts nicht dadurch fÅh-
ren, dass er beim Finanzgericht in einem anh�ngigen Verfahren die Einholung eines Sachver-
st�ndigengutachtens beantragt285.

V. Abzugsf�hige Nachlassverbindlichkeiten

1) Grunds�tze

Hat man den Wert des VermÇgensanfalls, soweit er der Besteuerung nach dem ErbStG unter-
liegt, festgestellt, so sind in einem weiteren Schritt die abzugsf�higen Nachlassverbindlichkei-
ten zu ermitteln. Einschl�gig sind insoweit § 10 Abs. 5 bis 10 ErbStG286. Danach gehÇren zu den
abzugsf�higen Nachlassverbindlichkeiten287:

" die Erblasserschulden (§ 10 Abs. 5 Nr. 1288 ErbStG),

" die Erbfallschulden (§ 10 Abs. 5 Nr. 2 ErbStG) und

" die Erbfallkosten (§ 10 Abs. 5 Nr. 3 ErbStG)289.

Erblasserschulden sind alle Verpflichtungen gesetzlicher oder vertraglicher Art, die noch in der
Person des Erblassers entstanden sind, mit seinem Tode aber nicht erfÅllt waren290. Bedeutung
erlangen idZ insbesondere Einkommensteuerschulden, die Veranlagungszeitr�ume betreffen,
die in die Zeit vor dem Tod des Erblassers fallen.

Auch die Zugewinnausgleichsforderung ist als abzugsf�hige Erblasserschuld zu qualifizieren291.

281 R B 198 Abs. 3 S. 3ErbStR 2011

282 S�chsisches Staatsministerium der Finanzen, Erlass v. 12. 11. 2009, ZEV 2010, 220

283 S�chsisches Staatsministerium der Finanzen, Erlass v. 12. 11. 2009, ZEV 2010, 220

284 R B 198 Abs. 4 S. 1ErbStR 2011

285 BFH, ZEV 2009, 316

286 Landsittel, GestaltungsmÇglichkeiten von Erbf�llen und Schenkungen, 2000, Rz 457

287 Vgl. auch Wenhardt, NWB-EV 2011, 31

288 Paragraphen ohne Angabe sind solche des ErbStG

289 eingehend: GÇtz, ZEV 2010, 561

290 Walpert, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 12 Rz 232

291 Zehentmeier, NWB 2011, 1473, 1475
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Bei den sog. Erbfallschulden, die ihre Ursache im Erbfall selbst haben, handelt es sich dagegen
um:

" Verm�chtnisse,

" Auflagen des Erblassers,

" geltend gemachte Pflichtteile oder

" ErbersatzansprÅche,

die der Erbe zu erfÅllen hat292.

FÅr jeden Erbfall bedeutsam sind schließlich die sog. Erbfallkosten gem. § 10 Abs. 5 Nr. 3
ErbStG293. Hierunter versteht man:

" die Kosten der Bestattung des Erblassers,

" die Kosten fÅr ein angemessenes Grabdenkmal,

" die Kosten fÅr die Åbliche Grabpflege294 mit ihrem Kapitalwert sowie

" die Kosten, die dem Erwerber unmittelbar im Zusammenhang mit der Abwicklung, Regelung
oder Verteilung des Nachlasses295 oder mit der Erlangung des Erwerbs296 entstehen.

Letzteres sind etwa Kosten:

" der TestamentserÇffnung297,

" der Beantragung eines Erbscheins298,

" der Erbauseinandersetzung299 oder

" der Erbschaftsteuererkl�rung300.

Als abzugsf�hige Erbfallkosten werden auch Ausgleichszahlungen zu qualifizieren sein, die der
Erbe als Gegenleistung fÅr eine Erbausschlagung oder einen Erbverzicht erbringt301.

Nicht abzugsf�hig sind dagegen

" die vom Erwerber zu entrichtende Erbschaftsteuer (§ 10 Abs. 8 ErbStG)302,

" die Kosten der Nachlassverwaltung (§ 10 Abs. 5 Nr. 3 S. 3 ErbStG)303.

Kosten der Nachlassverwaltung sind solche Kosten, die mit der Erhaltung, Nutzung oder Ver-
mehrung des Nachlasses verbunden sind304. Also etwa:

" Kosten fÅr die Modernisierung und Instandsetzung eines NachlassgrundstÅcks305 oder

292 Pohl, in: HÇrger/Stephan, Unternehmens- und VermÇgensnachfolge, 2. Aufl. 2002, Rz 320

293 Vgl. auch GÇtz, ZEV 2010, 561; Halaczinsky, ZErb 2011, 147

294 eingehend: H E 10.7 ErbStH 2011

295 GÇtz, ZEV 2010, 561, 562 f.

296 GÇtz, ZEV 2010, 561, 563 f.

297 Walpert, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 12 Rz 244

298 v. Sothen, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 42 Rz 89

299 BFH, ZEV 2010, 325

300 Troll/Gebel/JÅlicher, ErbStG, Februar 2010, § 10 Rz 219

301 Walpert, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 12 Rz 244

302 Walpert, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 12 Rz 251

303 GÇtz, ZEV 2010, 561, 564

304 Herrmann/Michel, in: Wilms, Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz, Juni 2003, § 10 Rz 149; Walpert, in: Frieser u. a., Hand-
buch Erbrecht, 2002, Kap. 12 Rz 246

305 Troll/Gebel/JÅlicher, ErbStG, Februar 2010, § 10 Rz 218
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" Einkommensteuern, die der Erbe auf die Nachlassertr�ge fÅr den Zeitraum nach dem Erbfall
zu entrichten hat.

BEISPIEL: P GehÇren zu einem erbschaftsteuerlichen Erwerb festverzinsliche Wertpapiere, sind die bis zum
Tod des Erblassers angefallenen, aber noch nicht f�lligen ZinsansprÅche (sog. StÅckzinsen) mit ihrem
Nennwert ohne Abzug der Kapitalertragsteuer anzusetzen. Fließen die betreffenden Zinsen in der Folge-
zeit dem Erben zu, so kann er fÅr die bei ihm dadurch entstehende Einkommensteuer keine Nachlassver-
bindlichkeit bei der Festsetzung der Erbschaftsteuer ansetzen306. Denkbar ist aber, dass die Doppelbelas-
tung mit Einkommen- und Erbschaftsteuer im Rahmen des § 35 b EStG geltend gemacht wird307.

Ihrer HÇhe nach sind die Nachlassverbindlichkeiten grunds�tzlich mit dem Nennwert, also mit
dem zu zahlenden Betrag, anzusetzen (§ 12 Abs. 1, § 12 Abs. 1 BewG). HierÅber ist regelm�ßig
ein Nachweis zu erbringen. FÅr die sog. Erbfallkosten wird allerdings insgesamt ein Betrag
vonA 10.300,– auch ohne Nachweis abgezogen (§ 10 Abs. 5 Nr. 3 S. 2 ErbStG)308.

2) Ausnahmen

Keine abzugsf�higen Nachlassverbindlichkeiten sind beim unmittelbaren oder mittelbaren Er-
werb einer Beteiligung an einer Personengesellschaft oder einer anderen Gesamthandsgemein-
schaft, die nicht unter § 97 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 BewG f�llt, die dabei Åbergehenden Schulden und
Lasten der Gesellschaft; diese sind vielmehr bei der Ermittlung der Bereicherung des Erwerbers
wie eine Gegenleistung zu behandeln (§ 10 Abs. 1 S. 4 ErbStG)309.

BEISPIEL: P E erbt einen Gesellschaftsanteil von 80 % an einer GbR, die EigentÅmerin einer Gesch�ftsimmo-
bilie ist. Der Wert der Gesch�ftsaktiva betr�gtA2 Mio., deren VerbindlichkeitenA 1,2 Mio. E hat folglich
einen Erwerb vonA1,6 Mio., dem eine Gegenleistung von 960 TA gegenÅbersteht. Bei einem Gesch�fts-
anteil an einem gewerblichen Unternehmen w�re die Verbindlichkeit bereits bei der Ermittlung des Un-
ternehmenswertes als Abzugsposten zu berÅcksichtigen.

Keine abzugsf�higen Nachlassverbindlichkeiten stellen ferner Schulden und Lasten dar, soweit
sie im wirtschaftlichen Zusammenhang mit VermÇgensgegenst�nden stehen, die keiner
Besteuerung nach dem ErbStG unterliegen (§ 10 Abs. 6 S. 1 ErbStG)310.

BEISPIEL: P E erbt von einem Erblasser mit letztem Wohnsitz in Hamburg neben inl�ndischem Kapitalver-
mÇgen ein GrundstÅck in Florida, das nach bestehendem DBA in Deutschland von der Besteuerung frei-
gestellt ist. Der noch bestehende Restkredit von 800 T$, der zur Finanzierung des GrundstÅcks auf-
genommen worden war, ist nicht als Nachlassverbindlichkeit abzugsf�hig.

Ein wirtschaftlicher Zusammenhang von Schulden (Lasten) mit VermÇgensgegenst�nden setzt
voraus, dass die Entstehung der Schuld urs�chlich und unmittelbar auf Vorg�ngen beruht, die
diesen VermÇgensgegenstand betreffen311. Bei der Belastung eines GrundstÅcks muss die
Schuldaufnahme dem Erwerb, der Herstellung, der Erhaltung oder Verbesserung des belasteten

306 BFH, ZEV 2010, 326

307 Vgl. auch Crezelius, ZEV 2010, 328 f.

308 BFH, ZEV 2010, 210; R E 10.9 Abs. 1 ErbStR 2011

309 Vgl. auch W�lzholz, ZEV 2009, 435, 438

310 Vgl. auch R E 10.10 Abs. 4 S. 4 ErbStR 2011; Milatz/Bockhoff, ZEV 2011, 410; HÇne, NWB-EV 2010, 290

311 H E 10.10 ErbStH 2011
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GrundstÅcks gedient haben. Der wirtschaftliche Zusammenhang mit dem VermÇgensgegen-
stand muss beim Erbfall bereits bestanden haben312.

Ebenso fehlt es gem. § 10 Abs. 6 ErbStG an der Abzugsf�higkeit von Schulden und Lasten, die in
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen mit einem Familienheim, das nach § 13 Abs. 1 Nr. 4 b
oder 4 c ErbStG steuerfrei erworben wird313.

BEISPIEL314: P Die Witwe M erbt steuerfrei gem. § 13 Abs. 1 Nr. 4 b ErbStG von ihrem Ehemann ein Familien-
heim im Wert vonA 1,5 Mio., das noch mit einem Kredit in HÇhe von 600 TA belastet ist. Auf Grund des
wirtschaftlichen Zusammenhanges mit dem Familienheim kann der Kredit vom sonstigen VermÇgen
(800 TA) nicht abgezogen werden.

Sofern sich die Besteuerung nach § 2 Abs. 1 Nr. 3, § 19 Abs. 2 ErbStG auf einzelne VermÇgens-
gegenst�nde beschr�nkt, so sind nur die damit in wirtschaftlichem Zusammenhang stehenden
Schulden und Lasten abzugsf�hig (§ 10 Abs. 6 S. 2 ErbStG)315.

BEISPIEL: P Ein US-BÅrger mit letztem Wohnsitz in New York erbt ein in Deutschland belegenes Grund-
stÅck im Wert vonA 1,5 Mio. Die Nachlassverbindlichkeiten betragen umgerechnetA1,5 Mio., wobei
nur eine Restfinanzierungsverbindlichkeit von 700 TA mit dem GrundstÅck in wirtschaftlichen Zusam-
menhang steht. Folglich kÇnnen nur die 700 TA vom Erwerb als Nachlassverbindlichkeit abgezogen wer-
den.

Schulden und Lasten, die mit teilweise befreiten VermÇgensgegenst�nden in wirtschaftlichem
Zusammenhang stehen, sind nur mit dem Betrag abzugsf�hig, der dem steuerpflichtigen Teil
entspricht (§ 10 Abs. 6 S. 3 ErbStG)316.

BEISPIEL: P E erwirbt Grundbesitz, der nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 a) ErbStG zu 60 % seines Wertes steuerfrei ist,
weil dessen Erhaltung wegen seiner kulturellen Bedeutung im Çffentlichen Interesse liegt. Die auf dem
Grundbesitz lastende Finanzierungsgrundschuld vonA 1,5 Mio. ist nur zu 40 % als Nachlassverbindlich-
keit abzugsf�hig.

Schulden und Lasten, die mit dem nach § 13 a ErbStG befreiten VermÇgen in wirtschaftlichen
Zusammenhang stehen, sind nur mit dem Betrag abzugsf�hig, der dem Verh�ltnis des nach An-
wendung des § 13 a ErbStG anzusetzenden Werts dieses VermÇgens zu dem Wert vor Anwen-
dung des § 13 a ErbStG entspricht (§ 10 Abs. 6 S. 4 ErbStG)317.

BEISPIEL: P E erwirbt einen GmbH-Anteil von 30 %, fÅr den er einen Verschonungsabschlag von 85 % nach
§ 13 a ErbStG in Anspruch nimmt. Mit dem GmbH-Anteil steht ein Finanzierungskredit in HÇhe von no-
chA3 Mio. in wirtschaftlichem Zusammenhang, den der Erblasser seinerzeit zum Erwerb des Anteils
aufgenommen hat. Abzugsf�hig sind folglich nur 15 % des bestehenden Kredites, also 450 TA.

Ebenso sind Schulden und Lasten, die mit nach § 13 c ErbStG befreitem VermÇgen in wirtschaft-
lichen Zusammenhang stehen, nur mit dem Betrag abzugsf�hig, der dem Verh�ltnis des nach
Anwendung des § 13 c ErbStG anzusetzenden Werts dieses VermÇgens zu dem Wert vor Anwen-
dung des § 13 c ErbStG entspricht (§ 10 Abs. 6 S. 5 ErbStG)318.

312 H E 10.10 ErbStH 2011

313 R E 10.10 Abs. 3 ErbStR 2011; Wenhardt, NWB-EV 2011, 31, 34

314 nach Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, C Rz 231

315 Vgl. auch R E 7.4 Abs. 3 S. 3 ErbStR 2011

316 Vgl. auch R E 10.10 Abs. 5 ErbStR 2011

317 Vgl. auch R E 10.10 Abs. 4 S. 1 ErbStR 2011

318 Vgl. auch R E 10.10 Abs. 5 ErbStR 2011; H E 13c ErbStH 2011; Wenhardt, NWB-EV 2011, 31, 33
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Sofern sich Nutzungsrechte als GrundstÅcksbelastungen bei der Ermittlung des gemeinen
Werts einer wirtschaftlichen Einheit des Grundbesitzes ausgewirkt haben, ist deren Abzug bei
der Erbschaftsteuer ausgeschlossen (§ 10 Abs. 6 S. 6 ErbStG)319.

BEISPIEL: P E erwirbt ein GrundstÅck, das mit einem Nießbrauch belastet ist. In einem Bewertungsgutach-
ten wird der GrundstÅckswert unter wertmindernder BerÅcksichtigung des Nießbrauchs mitA1,5 Mio.
bewertet. Ein nochmaliger Abzug des Nießbrauchs als Nachlassverbindlichkeit scheidet aus.

Bei PflichtteilsansprÅchen besteht ein wirtschaftlicher Zusammenhang mit den einzelnen er-
worbenen VermÇgensgegenst�nden unabh�ngig davon, inwieweit sie steuerbar oder steuerbe-
freit sind, so dass diese Last von der Beschr�nkung des Abzugs erfasst wird320.

BEISPIEL321: P Der Sohn wird Alleinerbe des Vaters. Zum Nachlass gehÇrt ein Betrieb mit einem gemeinen
Wert vonA 6 Mio. sowie BarvermÇgen vonA 1 Mio. Die Tochter macht ihren Pflichtteilsanspruch von
A1,75 Mio. geltend. Vom Erben sind zu versteuern:

steuerpflichtig: 15 % des BetriebsvermÇgens A 900.000,–

BarvermÇgen A 1.000.000,–

Abzugsbetrag bei Anwendung des § 10 Abs. 6 S. 4 ErbStG

A1,75 Mio. · 1,9 : 7 A 475.000,–

Differenz A 1.425.000,–

abzgl. persÇnlicher Freibetrag A 400.000,–

steuerpflichtiger Erwerb A 1.025.000,–

19 % Erbschaftsteuer A 194.750,–

Bei anderen allgemeinen Nachlassverbindlichkeiten wird dagegen kein wirtschaftlicher Zusam-
menhang mit den einzelnen erworbenen VermÇgensgegenst�nden angenommen322. Zu diesen
allgemeinen Nachlassverbindlichkeiten gehÇrt auch ein Barverm�chtnis323.

BEISPIEL324: P Demzufolge wÅrde die Erbschaftsteuer im vorgenannten Beispiel erheblich geringer ausfal-
len, wenn der pflichtteilsberechtigten Tochter der Betrag vonA1,75 Mio. als Barverm�chtnis und nicht
zur Abgeltung eines Pflichtteils zufließen wÅrde325.

steuerpflichtig: 15 % des BetriebsvermÇgens A 900.000,–

BarvermÇgen A 1.000.000,–

A 1.900.000,–

abzgl. Barverm�chtnis A 1.750.000,–

Differenz A 150.000,–

abzgl. persÇnlicher Freibetrag A 400.000,–

steuerpflichtiger Erwerb A –

Neben der Anordnung eines Barverm�chtnisses kann es aus erbschaftsteuerlicher Sicht auch in-
teressant sein, den Finanzierungszusammenhang zwischen Verbindlichkeit und (teilweise) steu-

319 Vgl. auch R E 10.10 Abs. 6 ErbStR 2011

320 R E 10.10 Abs. 2 ErbStR 2011; H E 10.10 ErbStH 2011

321 nach W�lzholz, ZEV 2009, 435, 437; vgl. auch die Beispiele bei H E 10.10 ErbStH 2011

322 R E 10.10 Abs. 2 ErbStR 2011

323 W�lzholz, ZEV 2009, 435, 436; Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, C Rz 238

324 nach W�lzholz, ZEV 2009, 435, 436

325 W�lzholz, ZEV 2009, 435, 436
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erbefreitem VermÇgen vor dem Erbfall bzw. vor einer lebzeitigen �bertragung zu lÇsen, um das
Schuldabzugsverbot zu vermeiden326.

Hat man die abzugsf�higen Nachlassverbindlichkeiten ermittelt und diese vom Wert des dem
ErbStG unterworfenen VermÇgensanfalls abgezogen, so erlangt man als Ergebnis die Bereiche-
rung des Erwerbers:

gesamter VermÇgensanfall, soweit dem ErbStG unterworfen

./. abzugsf�hige Nachlassverbindlichkeiten
= Bereicherung

VI. Steuerfreiheit der Bereicherung
Wie dargelegt, gilt als steuerpflichtiger Erwerb nur derjenige Teil der Bereicherung, der nicht
steuerfrei ist. Deshalb ist in einem n�chsten Schritt der steuerfreie Teil der Bereicherung fest-
zustellen. Steuerfrei ist eine Bereicherung, soweit

" eine sachliche Steuerbefreiungen gem. § 13 ErbStG,

" die Steuerbefreiung fÅr BetriebsvermÇgen, Betriebe der Land- und Forstwirtschaft und Antei-
le an Kapitalgesellschaften gem. § 13 a ErbStG,

" die Steuerbefreiung fÅr zu Wohnzwecken vermietete GrundstÅcke gem. § 13 c ErbStG,

" der persÇnliche Freibetrag gem. § 16 ErbStG,

" der besondere Versorgungsfreibetrag gem. § 17 ErbStG oder

" der Ehegattenfreibetrag bei Zugewinngemeinschaft gem. § 5 ErbStG

eingreift.

1) Sachliche Steuerbefreiungen gem�ß § 13 ErbStG

§ 13 ErbStG enth�lt einen umfassenden Katalog sachlicher Steuerbefreiungen, von denen beim
Erbfall die Tatbest�nde der § 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, Nr. 4 b und c, Nr. 9 sowie Nr. 16 – 18 ErbStG
besondere Bedeutung erlangen. Bemerkenswert ist, dass jede Befreiungsvorschrift grunds�tzlich
fÅr sich anzuwenden ist (§ 13 Abs. 3 ErbStG)327, so dass der Erwerber fÅr bestimmte Gegenst�n-
de (z. B. Kunstgegenst�nde) VergÅnstigungen gegebenenfalls doppelt in Anspruch nehmen
kann328. In den F�llen des § 13 Abs. 1 Nr. 2 und 3 ErbStG kann der Erwerber gegenÅber der Fi-
nanzbehÇrde bis zur Unanfechtbarkeit der Steuerfestsetzung erkl�ren, dass er auf die Steuerbe-
freiung verzichtet (§ 13 Abs. 3 S. 2 ErbStG), wobei der Verzicht auch gegenstandsbezogen erkl�rt
werden kann329.

a) Befreiung nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG

Gem. § 13 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG bleiben steuerfrei

a) Hausrat einschließlich W�sche und KleidungsstÅcke beim Erwerb durch Personen der Steuer-
klasse I, soweit der Wert insgesamtA 41.000,– nicht Åbersteigt

326 W�lzholz, ZEV 2009, 435, 439; Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, C Rz 238; Meincke, ErbStG, 15. Aufl. 2009, § 10
Rz 55

327 R E 13.1 Abs. 1 ErbStR 2011

328 v. Sothen, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 42 Rz 92

329 R E 13.11 S. 2 ErbStR 2011
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b) andere bewegliche kÇrperliche Gegenst�nde, die nicht nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG befreit
sind, beim Erwerb durch Personen der Steuerklasse I, soweit der Erwerb insgesamt
A 12.000,– nicht Åbersteigt

c) Hausrat einschließlich W�sche und KleidungsstÅcke und andere bewegliche kÇrperliche Ge-
genst�nde, die nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG befreit sind, beim Erwerb durch Personen der
Steuerklassen II und III, soweit der Erwerb insgesamtA 12.000,– nicht Åbersteigt.

Erwerbern der Steuerklasse II und III wird hiernach fÅr Hausrat und andere bewegliche kÇrper-
liche Gegenst�nde grunds�tzlich ein zusammengefasster Freibetrag gew�hrt330. Jedem Erwerber
stehen die vorstehenden Freibetr�ge in voller HÇhe fÅr seinen eigenen Erwerb zu331.

Als Hausrat sind alle Gegenst�nde anzusehen, die der Hauswirtschaft und dem Zusammenle-
ben der Familie dienen (wie insbesondere die Wohnungseinrichtung, Geschirr, Haushaltsger�te,
Video- und Fernsehger�te)332, w�hrend unter den Begriff der „anderen beweglichen kÇrperlichen
Gegenst�nde“ das privat genutzte Kfz333, Schmuck, Tiere und Sportger�te fallen334.

Gem. § 13 Abs. 1 Nr. 1 letzter Satz ErbStG gelten die vorstehenden Steuerbefreiungen aber nicht
fÅr Zahlungsmittel, MÅnzen, Edelmetalle, Edelsteine und Perlen; sie sind in vollem Umfang mit
dem erzielbaren Ver�ußerungspreis anzusetzen.

Soweit Schulden und Lasten in einem wirtschaftlichen Zusammenhang mit Hausrat oder ande-
ren beweglichen Sachen stehen, die von § 13 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG erfasst werden, hindert dies
nicht den Schuldenabzug gem. § 10 Abs. 5 ErbStG. Denn das Abzugsverbot des § 10 Abs. 6
ErbStG fÅr steuerbefreite Gegenst�nde gilt nicht fÅr die Freibetr�ge des § 10 Abs. 1 Nr. 1
ErbStG335.

b) Befreiung nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG

Gem. § 13 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG bleiben Grundbesitz oder Teile von Grundbesitz, Kunstgegenst�n-
de, Kunstsammlungen, wissenschaftliche Sammlungen, Bibliotheken und Archive mit 60 % ihres
Wertes steuerfrei, jedoch Grundbesitz und Teile von Grundbesitz mit 85 % ihres Wertes,

" wenn die Erhaltung dieser Gegenst�nde wegen ihrer Bedeutung fÅr Kunst, Geschichte oder
Wissenschaft im Çffentlichen Interesse liegt,

" wenn die j�hrlichen Kosten idR die erzielten Einnahme Åbersteigen336,

" und wenn die Gegenst�nde in einem den Verh�ltnissen entsprechenden Umfang den Zwe-
cken der Forschung oder Volksbildung nutzbar gemacht sind oder werden337.

Bedeutsam ist in diesem Zusammenhang, dass die letztgenannte Voraussetzung auch nach
dem Erbfall noch herbeigefÅhrt werden kann, indem etwa im Fall von Kunstgegenst�nden diese
fÅr Ausstellungen in Museen oder in privaten R�umen verfÅgbar gemacht werden338.

330 Pohl, in: HÇrger/Stephan, Unternehmens- und VermÇgensnachfolge, 2. Aufl. 2002, Rz 326

331 Weinmann, Das neue Erbschaftsteuerrecht 1997, Rz 31

332 Walpert, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 12 Rz 365

333 aA Meincke, ErbStG, 13. Aufl. 2002, § 13 Rz 3

334 Walpert, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 12 Rz 366

335 v. Sothen, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 42 Rz 90

336 N�her Heuer/v. Cube, ZEV 2008, 565, 567

337 Heuer/v. Cube, ZEV 2008, 565, 571

338 Heuer/v. Cube, ZEV 2008, 565, 571
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Der Nachweis darÅber, dass die Erhaltung der Gegenst�nde im vorbezeichneten Çffentlichen In-
teresse liegt, ist in Zweifelsf�llen durch ein Gutachten der landesrechtlich zust�ndigen BehÇrde
zu erbringen339.

In den vorgenannten F�llen kann sogar eine 100 %-ige Steuerbefreiung erlangt werden, wenn
zus�tzlich zu den vorgenannten Voraussetzungen

" die Gegenst�nde sich seit mindestens zwanzig Jahren im Besitz der Familie befinden oder in
dem Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes oder national wertvoller Archive nach dem
Gesetz zum Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung eingetragen sind,

" und zus�tzlich Steuerpflichtige bereit ist, die Gegenst�nde den geltenden Bestimmungen
der Denkmalspflege zu unterstellen (§ 13 Abs. 1 Nr. 2 lit. b ErbStG)340.

Die letztgenannte Voraussetzung ist unsachgem�ß, wenn es sich um Kulturgut handelt, das
nicht ortsgebunden ist, wie etwa eine Kunstsammlung der klassischen Moderne, die fÅr Ausstel-
lungen an verschiedenen Orten nutzbar gemacht wird; denn die meisten Denkmalschutzgeset-
ze der L�nder knÅpfen an die Belegenheit des Kulturgutes in einem bestimmten Bundesland
an341. In einem solchen Fall muss es ausreichen, dass sich der Steuerpflichtige dazu verpflichtet,
das Kulturgut sachgem�ß zu behandeln, konservatorisch zu pflegen, vor Gef�hrdung zu schÅt-
zen und eine wissenschaftliche Erforschung zu ermÇglichen342.

Sowohl die 60 bzw. 85 %-ige als auch die 100 %-ige Steuerbefreiung entf�llt rÅckwirkend, wenn
die Gegenst�nde innerhalb von zehn Jahren nach dem Erwerb ver�ußert werden oder wenn die
vorstehend dargestellten Voraussetzungen fÅr die Steuerbefreiung innerhalb dieses Zeitraumes
entfallen (§ 13 Abs. 1 Nr. 2 S. 2 ErbStG).

Stehen Schulden und Lasten mit dem nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG steuerbefreiten Gegenst�n-
den in einem wirtschaftlichen Zusammenhang, so greift das Abzugsverbot des § 10 Abs. 6
ErbStG ein343. Erfolgt eine 100 %-ige Steuerbefreiung, so ist der Schuldenabzug g�nzlich aus-
geschlossen, erfolgt eine 60 bzw. 85 %-ige Befreiung, so sind die damit zusammenh�ngenden
Schulden nur mit dem Betrag abzugsf�hig, der dem steuerpflichtigen Teil entspricht (§ 10 Abs. 6
S. 4 ErbStG), also in HÇhe von 40 bzw. 15 %344. Ein etwaiger SchuldenÅberhang ist in derartigen
F�llen g�nzlich vom Abzug ausgeschlossen345. Will der Steuerpflichtige die volle Abzugsf�higkeit
der Schulden erreichen, kann dies gem. § 13 Abs. 3 S. 2 ErbStG durch einen Verzicht auf die Steu-
erbefreiung bewirkt werden346.

339 R E 13.2 Abs. 3 ErbStR 2011

340 Heuer/v. Cube, ZEV 2008, 565, 571

341 Heuer/v. Cube, ZEV 2008, 565, 571

342 Heuer/v. Cube, ZEV 2008, 565, 571

343 Meincke, ErbStG, 13. Aufl. 2002, § 10 Rz 54

344 v. Sothen, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 42 Rz 90

345 RFH, RStBl. 1943, 567; v. Sothen, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 42 Rz 90

346 Gerken, Steuergestaltung bei Schenkung und Erbschaft, 2002, Rz 204
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Eine Nachlassverbindlichkeit, auf die besonders hinzuweisen ist, stellt die sog. �berlast dar347.
Bei SchlÇssern, Burgen und Herrenh�usern wird angenommen, dass die zu erhaltende Bausubs-
tanz in einem Missverh�ltnis zu dem durch sie vermittelten Nutzen steht348. Daher wird in
HÇhe der zus�tzlichen Instandhaltungskosten eine ernstliche wirtschaftliche Belastung als
Nachlassverbindlichkeit iSd § 10 Abs. 5 Nr. 1 ErbStG anerkannt349. Die �berlast ist zu berÅcksich-
tigen, soweit nicht der Grundbesitz oder ein Teil des Grundbesitzes steuerfrei ist oder der Erwer-
ber auf die Steuerfreiheit verzichtet hat350. Von dieser BegÅnstigung nicht erfasst sind denkmal-
geschÅtzte Patrizierh�user, BÅrgerh�user, Wohn- und Gesch�ftsgeb�ude351.

c) Befreiung nach § 13 Abs. 1 Nr. 3 ErbStG

VÇllig steuerfrei bleiben gem. § 13 Abs. 1 Nr. 3 ErbStG Grundbesitz oder Teile von Grundbesitz,

" wenn dessen Erhaltung im Çffentlichen Interesse liegt,

" wenn dieser zus�tzlich fÅr Zwecke der Volkswohlfahrt der Allgemeinheit zug�nglich ge-
macht ist, ohne dass eine entsprechende gesetzliche Verpflichtung besteht,

" und wenn zus�tzlich die j�hrlichen Kosten idR die erzielten Einnahmen Åbersteigen352.

Der Grundbesitz ist der Allgemeinheit zug�nglich gemacht, wenn er zumindest den interessier-
ten Kreisen zug�nglich und dies allgemein erkennbar ist353.

Die Steuerbefreiung f�llt gem. § 13 Abs. 1 Nr. 3 S. 2 ErbStG mit Wirkung fÅr die Vergangenheit
weg, wenn der Grundbesitz oder Teile des Grundbesitzes innerhalb von zehn Jahren nach dem
Erwerb ver�ußert werden oder wenn die vorstehenden Voraussetzungen fÅr die Steuerbefrei-
ung innerhalb dieses Zeitraumes entfallen.

Sofern Verbindlichkeiten im Zusammenhang mit dem Erwerb des steuerbefreiten Grundbesit-
zes stehen, unterliegen diese dem Abzugsverbot des § 10 Abs. 6 ErbStG. Wenn der Erwerber den
Schuldenabzug erreichen will, kann er dies gem. § 13 Abs. 3 S. 2 ErbStG durch Verzicht auf die
Steuerbefreiung erreichen.

d) Befreiung nach § 13 Abs. 1 Nr. 4 b und c ErbStG

Steuerfrei bleibt ferner gem. § 13 Abs. 1 Nr. 4 b ErbStG der Erwerb von Todes wegen des Eigen-
tums oder Miteigentums an einem bebauten GrundstÅck durch den Åberlebenden Ehegatten
oder eingetragenen Lebenspartner354, soweit der Erblasser darin bis zum Erbfall eine Wohnung
zu eigenen Wohnzwecken genutzt hat oder bei der er aus zwingenden GrÅnden an einer Selbst-
nutzung zu eigenen Wohnzwecken gehindert war und die beim Erwerber unverzÅglich zur
Selbstnutzung zu eigenen Wohnzwecken bestimmt ist (Familienheim), wobei das GrundstÅck
im Inland, in der EU oder in einem EWR-Staat belegen sein muss355.

347 Vgl. auch Mannek, ZEV 2012, 6, 7; Drosdzol, ZEV 2012, 17, 20

348 R E 10.6 Abs. 1 S. 2 ErbStR 2011

349 R E 10.6 Abs. 1 S. 4 ErbStR 2011; Berechnungsbeispiel bei H E 10.6 ErbStH 2011

350 R E 10.6 Abs. 1 S. 5 ErbStR 2011

351 R E 10.6 Abs. 3 ErbStR 2011

352 Vgl. auch v. Sothen, in: Scherer, MÅnchener AnwaltsHandbuch Erbrecht, 2002, § 42 Rz 94

353 R E 13.2 Abs. 4 ErbStR 2011

354 Wenhardt, NWB-EV 2011, 97, 98

355 Vgl. auch Wenhardt, NWB-EV 2012, 43, 50; HÇne, NWB-EV 2011, 239
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aa) Begriff des Familienheims

Der Begriff des Familienheims setzt voraus, dass sich der Mittelpunkt des famili�ren Lebens in
der betreffenden Wohnung befindet, so dass eine Ferien- oder Wochenendwohnung nicht er-
fasst wird356.

BegÅnstigungsf�hig sind alle GrundstÅcke iSd § 181 Abs. 1 Nr. 1 – 5 BewG, so dass das Familien-
heim auch in einem Mietwohn- oder Gesch�ftsgrundstÅck oder in einem Geb�ude, das auf der
Grundlage eines Erbbaurechtes errichtet worden ist, vorhanden sein kann357.

Ein derartiges GrundstÅck ist begÅnstigungsf�hig, soweit darin eine Wohnung zu eigenen
Wohnzwecken genutzt wird358. Ausreichend ist es etwa, wenn in einem Zehnparteienwohn-
und -gesch�ftshaus eine Wohnung zu eigenen Wohnzwecken selbst genutzt wird; die Fremd-
vermietung des Restgeb�udes ist unsch�dlich359.

DarÅber hinaus ist die gesamte Wohnung begÅnstigungsf�hig, wenn die Nutzung zu anderen
als Wohnzwecken von untergeordneter Bedeutung ist, wie z. B. im Fall eines Arbeitszimmers360.

Bei einer entgeltlichen gewerblichen oder freiberuflichen Mitbenutzung der Wohnung ist die
Befreiung auf den eigenen Wohnzwecken dienenden Teil der Wohnung begrenzt361.

Die Aufteilung eines Geb�udes, das neben der eigenen Wohnnutzung weitere Nutzungen auf-
weist, erfolgt nach der Wohn-/Nutzfl�che362.

bb) Zwingende HinderungsgrÅnde

Objektiv zwingende GrÅnde, die den Erblasser an der Selbstnutzung gehindert haben, liegen im
Fall einer PflegebedÅrftigkeit vor, die die FÅhrung eines eigenen Haushalts nicht mehr zul�sst363.
Dagegen wird man hinreichend zwingende GrÅnde zu verneinen haben, wenn die Selbstnut-
zung des Erblassers daran scheiterte,

" dass er beruflich versetzt wurde364,

" dass er zur Selbstnutzung finanziell nicht in der Lage365,

" dass er sich vom Ehepartner hatte scheiden lassen366.

Der begÅnstigte Erwerber muss in der erworbenen Wohnung unverzÅglich, d. h. ohne schuld-
haftes ZÇgern die Nutzung zu eigenen Wohnzwecken aufnehmen367.

356 R E 13.3 Abs. 1 S. 5 ErbStR 2011

357 R E 13.3 Abs. 1 S. 12 ErbStR 2011

358 R E 13.3 Abs. 1 S. 6 ErbStR 2011

359 BrÅggemann, Erbfolgebesteuerung 2009, 85, 86; JÅlicher, ZErb 2009, 222, 223

360 R E 13.3 Abs. 1 S. 9 ErbStR 2011

361 R E 13.3 Abs. 1 S. 11 ErbStR 2011

362 R E 13.3 Abs. 1 S. 14 ErbStR 2011

363 R E 13.4 Abs. 2 S. 3 ErbStR 2011

364 R E 13.4 Abs. 2 S. 3 ErbStR 2011

365 aA Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, C Rz 48

366 Reimann, ZEV 2010, 174, 177; aA Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, C Rz 48

367 R E 13.4 Abs. 2 S. 4 ErbStR 2011
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cc) BegÅnstigung der Kinder

Die gleiche Steuerbefreiung steht Kindern sowie den Kindern verstorbener Kinder iSd Steuer-
klasse I Nr. 2 zu, vorausgesetzt, dass die Wohnfl�che des erworbenen Familienheims 200 m2

nicht Åbersteigt (§ 13 Abs. 1 Nr. 4 c ErbStG). Dabei ist die Berechnung nach der Wohnfl�chenVO
durchzufÅhren368. Auch bei mehreren Erben ist die begÅnstigte Fl�che auf insgesamt 200 m2 be-
grenzt, so dass nicht jeder Erbe gesondert 200 m2 begÅnstigte Fl�che in Anspruch nehmen
kann369.

BEISPIEL370: P A und B erben von ihrem Vater je zur H�lfte ein bis dahin von ihm selbstgenutztes Einfamili-
enhaus mit einem Grundbesitzwert von 450 TA und einer Wohnfl�che von 300 m2. Beide Kinder nutzen
das Haus nach dem Tod mehr als zehn Jahre. Wegen der Åberschießenden Wohnfl�che sind bei jedem
Kind nur 2/3 des Grundbesitzwertes befreit, mithin je 150 TA (2/3 von 225 TA).

Sofern dem l�ngerlebenden Ehegatten ein Nießbrauchsverm�chtnis am Familienheim zugewen-
det ist, w�hrend die Kinder auf Grund Vererbung oder Verm�chtnis das Eigentum am Familien-
heim erlangen, kann die Steuerbefreiung von den Kindern nicht in Anspruch genommen wer-
den. Befreiungsunsch�dlich w�re es aber, wenn dem l�ngerlebenden Ehegatten lediglich ein
Wohnrecht an einzelnen R�umen des Familienheims einger�umt wird371.

dd) BegÅnstigungstransfer

In keinem Fall kann der Erwerber (Ehegatte, eingetragener Lebenspartner oder Kind des Erblas-
sers) die Steuerbefreiung in Anspruch nehmen, soweit er das begÅnstigte VermÇgen auf Grund
einer letztwilligen oder rechtsgesch�ftlichen VerfÅgung des Erblassers auf einen Dritten Åber-
tragen muss; oder wenn ein Erbe im Rahmen der Nachlassteilung begÅnstigtes VermÇgen auf
einen Miterben Åbertr�gt (§ 13 Abs. 1 Nr. 4 b S. 3 und Nr. 4 c S. 3 ErbStG).

�bertr�gt ein Erbe erworbenes begÅnstigtes VermÇgen im Rahmen der Nachlassteilung – frei-
willig oder auf Grund einer Teilungsanordnung372 – auf einen Dritten und gibt der Dritte dabei
diesem Erwerber nicht begÅnstigtes VermÇgen hin, das er vom Erblasser erworben hat, erhÇht
sich insoweit der Wert des begÅnstigten VermÇgens des Dritten um den Wert des hingegebe-
nen VermÇgens, hÇchstens jedoch um den Wert des Åbertragenen VermÇgens (§ 13 Abs. 1
Nr. 4 b S. 4 und Nr. 4 c S. 4 ErbStG); vorausgesetzt, bei dem Dritten handelt es sich um den Ehe-
gatten, eingetragenen Lebenspartner oder ein Kind des Erblassers373.

Mithin wird der Erwerber, der fÅr den Erwerb des begÅnstigten Familienheims nicht begÅnstig-
tes VermÇgen hingibt, so gestellt, als habe er von Anfang an begÅnstigtes VermÇgen erwor-
ben374. Dritter ist dabei jeder, der die vorstehenden Voraussetzungen erfÅllt (also auch: Ver-
m�chtnisnehmer, AuflagenbegÅnstigte, Pflichtteilsberechtigte), und nicht nur ein Miterbe375.
Als hingegebenes VermÇgen kann auch der Verzicht auf PflichtteilsansprÅche zu qualifizieren

368 Mayer, ZEV 2009, 439, 441; Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, C Rz 49

369 R E 13.4 Abs. 7 S. 3 ErbStR 2011; aA Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, C Rz 49; zweifelnd: Mayer, ZEV 2009, 439,
441

370 Vgl. H E 13.4 ErbStH 2011 mit weiteren Beispielen

371 Reimann, ZEV 2010, 174, 178

372 Reimann, ZEV 2010, 174

373 Vgl. auch HÇne, NWB-EV 2010, 348, 350

374 R E 13.4 Abs. 5 S. 6 ErbStR 2011

375 Mayer, ZEV 2009, 439, 444; Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, C Rz 49
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sein376, nicht aber die �bernahme von Nachlassverbindlichkeiten, die mit dem begÅnstigten
VermÇgen oder Teilen davon in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen377.

ee) Wertverschiebungen

Durch den BegÅnstigungstransfer kann es zu erheblichen Wertverschiebungen kommen378.

BEISPIEL379: P S und T sind Erben zu je 1/2 nach ihrer Mutter. Zum Nachlass gehÇren ein Familienheim und
ein Wertpapierdepot im Wert von jeA1 Mio. Solange keine Erbauseinandersetzung stattgefunden hat,
sind S und T zu je 1/2 begÅnstigt. Wenn im Zuge der Erbauseinandersetzung das Familienheim von S und
das Wertpapierdepot von T Åbernommen wird, ist der Erwerb des S steuerfrei, w�hrend T nach Abzug
des persÇnlichen Freibetrags von 400 TA einen steuerpflichtigen Erwerb von 600 TA mit 90 TA zu ver-
steuern hat.

Sofern bereits der Erblasser fÅr eine Gleichstellung sorgen will, kann dies dadurch geschehen,
dass er zugunsten desjenigen, der mit den Steuerzahlungen belastet ist, ein bedingtes Ver-
m�chtnis anordnet, fÅr den Fall, dass der BegÅnstigte die Steuerbefreiung fÅr das privilegierte
VermÇgen Åber die Behaltensfrist hinaus erlangt380. Nicht zu empfehlen w�re aber ein entspre-
chendes Unterverm�chtnis zu Lasten des Familienheimerwerbers; denn bei diesem w�re ein
wirtschaftlicher Zusammenhang zum Erwerb des Familienheims anzunehmen, was die Abzugs-
f�higkeit des Unterverm�chtnisses ausschließen wÅrde381.

ff) Verstoß gegen die Behaltensfrist

Die Steuerbefreiung f�llt mit Wirkung fÅr die Vergangenheit weg, wenn der Erwerber das Fami-
lienheim innerhalb von zehn Jahren nach dem Erwerb nicht mehr zu Wohnzwecken selbst
nutzt, es sei denn, er ist aus zwingenden GrÅnden an einer solchen Selbstnutzung gehindert
(§ 13 Abs. 1 Nr. 4 b S. 5 und Nr. 4 c S. 5 ErbStG).

Derartige zwingende HinderungsgrÅnde wird man annehmen kÇnnen, wenn der Erwerber auf
Grund PflegebedÅrftigkeit keinen eigenen Haushalt mehr fÅhren kann382; nicht aber wenn die
Hinderung an der Selbstnutzung darauf beruht,

" dass der Erwerber beruflich versetzt wird383,

" dass der Erwerber finanziell Åberfordert ist384 oder

" dass der Erwerber wegen Trennung von seinem Ehegatten aus der Wohnung auszieht385.

Ein Verstoß gegen die Behaltensfrist liegt vor, wenn das Objekt w�hrend der Zehnjahresfrist un-
ter Aufgabe der Selbstnutzung vermietet oder verkauft wird, selbst wenn dies im Rahmen einer

376 Mayer, ZEV 2009, 439, 444

377 R E 13.4 Abs. 5 S. 7 ErbStR 2011

378 Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, C Rz 49

379 nach Mayer, ZEV 2009, 439, 443

380 Reimann, ZEV 2010, 174, 179; Mayer, ZEV 2009, 439, 444; JÅlicher, ZErb 2009, 222, 228

381 JÅlicher, ZErb 2009, 222, 228

382 R E 13.4 Abs. 6 S. 9 ErbStR 2011

383 R E 13.4 Abs. 6 S. 9 ErbStR 2011; aA JÅlicher, ZErb 2009, 222, 223 f.

384 BrÅggemann, Erbfolgebesteuerung 2009, 85, 86; aA Mayer, ZEV 2009, 439, 440; Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009,
C Rz 48

385 aA Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, C Rz 48; Mayer, ZEV 2009, 439, 440
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vorweggenommenen Erbfolge geschieht386. Ebenso erfolgt ein Verstoß gegen die Behaltensfrist,
wenn die WeiterÅbertragung unter Fortdauer der Selbstnutzung erfolgt387.

Dabei ist die Behaltensfrist stichtagsgenau zu berechnen388 und der Wegfall der Befreiungs-
voraussetzungen ist vom Erwerber anzuzeigen389.

gg) Folgen des Verstoßes

Wenn gegen die Behaltensfrist verstoßen wurde, wird der Erwerb des Familienheims nachtr�g-
lich wie bei einem „Fallbeil“ iSe „Alles-oder-nichts“-Prinzips voll besteuert390; allerdings wird kei-
ne Verzinsung der nachtr�glich zu entrichtenden Erbschaftsteuer vorgenommen, so dass diese
faktisch bis zum Verstoß gegen die Behaltensfrist gestundet war391.

Wenn ein Familienheim dem Åberlebenden Ehegatten von Todes wegen zugewendet wird, emp-
fiehlt es sich, ein bedingtes Herausgabeverm�chtnis zugunsten eines der Kinder fÅr den Fall ei-
ner Verletzung der Behaltensfrist anzuordnen. Dann reduziert sich bei einer Fristverletzung die
Besteuerung des Åberlebenden Ehegatten auf die eines Nießbrauchers392. FÅr die Nießbrauchs-
bewertung ist gem. § 16 BewG der HÇchstwert der einj�hrigen Nutzungen auf 1/18,6 (ca.
5,37 %) des Substanzwertes beschr�nkt und der Jahreswert mit dem Vervielf�ltiger nach der
Dauer der tats�chlichen Vorteilsziehung zu multiplizieren393. Das bedachte Kind erwirbt alsdann
das Familienheim begÅnstigt nach § 13 Abs. 1 Nr. 4 c ErbStG von Todes wegen nach dem Erstver-
sterbenden der Eheleute394.

e) Befreiung nach § 13 Abs. 1 Nr. 9 ErbStG

Weiter bleibt ein steuerpflichtiger Erwerb bis zuA 20.000,– steuerfrei, der Personen anf�llt, die
dem Erblasser unentgeltlich oder gegen unzureichendes Entgelt Pflege oder Unterhalt gew�hrt
haben, soweit das Zugewendete als angemessenes Entgelt anzusehen ist.

Der Befreiungstatbestand scheidet aus, wenn fÅr Pflege- oder Unterhaltsleistungen ein Abzug
als Nachverbindlichkeit erfolgt395. Letzteres ist dann der Fall, wenn fÅr die Pflege- oder Unter-
haltsleistungen ein vertragliches Entgelt mit dem Erblasser vereinbart war396.

f) Befreiung nach § 13 Abs. 1 Nr. 10 ErbStG

Steuerfrei bleiben sodann VermÇgensgegenst�nde, die Eltern oder Voreltern ihren AbkÇmmlin-
gen durch Schenkung oder �bergabevertrag zugewandt hatten und die an diese Personen von
Todes wegen zurÅckfallen. Voraussetzung ist, dass die zurÅckgefallenen Gegenst�nde mit den

386 Reimann, ZEV 2010, 174, 178; Mayer, ZEV 2009, 439, 443

387 JÅlicher, ZErb 2009, 222, 224; aA Geck, ZEV 2008, 557, 559; Mayer, ZEV 2009, 439, 443; Steiner, Das neue Erbschaftsteuer-
recht, 2009, C Rz 48

388 Mayer, ZEV 2009, 439, 444; JÅlicher, ZErb 2009, 222, 224

389 R E 13.3 Abs. 1 S. 5 ErbStR 2011

390 JÅlicher, ZErb 2009, 222, 224; Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, C Rz 48

391 Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, C Rz 48

392 JÅlicher, ZErb 2009, 222, 229

393 JÅlicher, ZErb 2009, 222, 226

394 JÅlicher, ZErb 2009, 222, 229

395 R E 13.5 Abs. 2 S. 1 ErbStR 2011

396 R E 13.5 Abs. 2 S. 4 ff. ErbStR 2011
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seinerzeit zugewendeten Gegenst�nden identisch sind397. Wertsteigerungen der geschenkten
VermÇgensgegenst�nde, die ausschließlich auf die wirtschaftliche Entwicklung zurÅckzufÅhren
sind, stehen der Steuerfreiheit des RÅckfalls nicht entgegen398. Sofern der Bedachte aber den
Wert der zugewendeten VermÇgensgegenst�nde durch Einsatz von Kapital oder Arbeit erhÇht
hat, ist der darauf beruhende Mehrwert steuerpflichtig399.

g) Befreiung nach § 13 Abs. 1 Nr. 16 ErbStG

Schließlich ist auch auf § 13 Abs. 1 Nr. 16 ErbStG hinzuweisen, wonach steuerfrei bleiben Zu-
wendungen

a) an inl�ndische Religionsgesellschaften des Çffentlichen Rechts oder an inl�ndische jÅdische
Kultusgemeinden,

b) an inl�ndische KÇrperschaften, Personenvereinigungen und VermÇgensmassen, die nach der
Satzung, dem Stiftungsgesch�ft oder der sonstigen Verfassung und nach ihrer tats�chlichen
Gesch�ftsfÅhrung ausschließlich unmittelbar kirchlichen, gemeinnÅtzigen oder mildt�tigen
Zwecken dienen. Die Befreiung f�llt mit Wirkung fÅr die Vergangenheit weg, wenn die Vo-
raussetzungen fÅr die Anerkennung der KÇrperschaft, Personenvereinigung oder VermÇgens-
masse als kirchliche, gemeinnÅtzige oder mildt�tige Institution innerhalb von zehn Jahren
nach der Zuwendung entfallen und das VermÇgen nicht begÅnstigten Zwecken zugewendet
wird,

c) an ausl�ndische Religionsgesellschaften, KÇrperschaften, Personenvereinigungen und Ver-
mÇgensmassen der in den Buchstaben a) und b) bezeichneten Art unter der Voraussetzung,
dass der ausl�ndische Staat fÅr Zuwendungen an deutsche Rechtstr�ger der in den Buchsta-
ben a) und b) bezeichneten Art eine entsprechende Steuerbefreiung gew�hrt und das Bun-
desministerium der Finanzen dies durch fÇrmlichen Austausch entsprechender Erkl�rungen
mit dem ausl�ndischen Staat feststellt400.

Die Voraussetzungen der Steuerbefreiung richten sich nach den §§ 51 ff. AO, wobei eine Ent-
scheidung Åber die Befreiung der KÇrperschaft von der KÇrperschaftsteuer grunds�tzlich zu
Åbernehmen ist401.

2) Steuerbefreiung fÅr BetriebsvermÇgen, Betriebe der Land- und Forstwirtschaft und Anteile
an Kapitalgesellschaften gem. § 13 a ErbStG

Bei UnternehmensvermÇgen sowie land- und fortwirtschaftlichem VermÇgen bleiben 85 % des
Wertes steuerfrei (§§ 13 b Abs. 4, 13 a Abs. 1 S. 1 ErbStG), wenn eine Behaltensfrist von 5 Jahren
gewahrt wird402. W�hrend der Behaltensfrist dÅrfen wesentliche Betriebsgrundlagen nicht ver-
�ußert, der Betrieb nicht aufgegeben und keine �berentnahmen, dieA 150.000,– Åbersteigen,
get�tigt werden (§§ 13 a Abs. 5 S. 1 Nr. 3ErbStG). Wird die Behaltensfrist nicht eingehalten, er-

397 R E 13.6 Abs. 2 S. 1 ErbStR 2011

398 R E 13.6 Abs. 2 S. 4 ErbStR 2011

399 R E 13.6 Abs. 2 S. 5 ErbStR 2011

400 H E 13.9 ErbStH 2011

401 R E 13.8 Abs. 1 ErbStR 2011

402 Zum Ganzen auch: R E 13a.1 ff. ErbStR 2011 sowie zu den ursprÅnglich l�ngeren Behaltensfristen und der sch�rferen Lohn-
summenregelung: HÇne, NWB-EV 2010, 48
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folgt eine verh�ltnism�ßige KÅrzung des Verschonungsabschlags (§ 13 a Abs. 5 S. 2 ErbStG), es
sei denn der Ver�ußerungserlÇs wird innerhalb von sechs Monaten in VermÇgen derselben Art
reinvestiert (§ 13 a Abs. 5 S. 4 ErbStG).

Außerdem muss w�hrend der Behaltensfrist grunds�tzlich eine Lohnsummenbindung eingehal-
ten werden. Hiernach darf w�hrend dieser Zeit die Summe der j�hrlichen LÇhne nicht unter
dem 4-fachen der Ausgangslohnsumme bleiben (§ 13 a Abs. 1 S. 2 ErbStG). Ausgangslohnsumme
ist dabei die durchschnittliche Lohnsumme, die in den letzten fÅnf Jahren vor dem Erbfall ange-
fallen ist (§ 13 a Abs. 1 S. 3). Wird die Lohnsummenbindung nicht eingehalten, erfolgt eine ver-
h�ltnism�ßige KÅrzung des Verschonungsabschlags (§ 13 a Abs. 1 S. 5 ErbStG).

Keine Lohnsummenbindung besteht, wenn der Betrieb maximal 20 Arbeitnehmer besch�ftigt
(§ 13 a Abs. 1 S. 4). Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die Lohnsummenbin-
dung fÅr kleinere Betriebe oft vÇllig untragbar w�re.

Nicht in Anspruch genommen werden kann der Verschonungsabschlag, wenn das Unterneh-
mensvermÇgen zu mehr als 50 % aus VerwaltungsvermÇgen besteht (§ 13 b Abs. 2 S. 1 ErbStG).
Als VerwaltungsvermÇgen werden gem. § 13 b Abs. 2 S. 2 ErbStG insbesondere qualifiziert:

" Dritten zur Nutzung Åberlassene GrundstÅcke,

" Anteile an Kapitalgesellschaften, wenn die unmittelbare Beteiligung am Nennkapital dieser
Gesellschaften 25 % oder weniger betr�gt,

" Wertpapiere und vergleichbare Forderungen,

" Kunstgegenst�nde, MÅnzen und Edelmetalle.

Nicht zum sch�dlichen VerwaltungsvermÇgen gehÇren aber GrundstÅcke, die als Sonder-
betriebsvermÇgen oder im Rahmen einer Betriebsaufspaltung Åberlassen werden (§ 13 b Abs. 2
S. 2 Nr. 1 a ErbStG), sowie Geldbest�nde und Geldforderungen gegenÅber Kreditinstituten.

Der Anteil des VerwaltungsvermÇgens am Unternehmenswert bestimmt sich nach dem Ver-
h�ltnis seines Wertes zum Wert des gesamten Unternehmens (§ 13 b Abs. 2 S. 4 ErbStG).

Der Verschonungsabschlag von 85 % wird nicht nur fÅr land- und forstwirtschaftliches Ver-
mÇgen sowie fÅr gewerbliche Einzelunternehmen gew�hrt, sondern gem. § 13 b Abs. 1 Nr. 2 und
3 ErbStG auch fÅr Beteiligungen an

" gewerblichen Personengesellschaften (oHG, KG, GmbH & Co. KG), unabh�ngig von der Betei-
ligungshÇhe und

" Kapitalgesellschaften (GmbH, AG), wenn der Erblasser zu mehr als 25 % unmittelbar am
Nennkapital der Gesellschaft beteiligt war (Mindestbeteiligung).

Der Wirtschaftsteil des land- und forstwirtschaftlichen VermÇgens, die Betriebsst�tte des Ein-
zelunternehmens bzw. der Personengesellschaft oder der Sitz oder die Gesch�ftsleitung der Ka-
pitalgesellschaft muss im Inland oder in einem EU- oder EWR-Staat belegen sein (§ 13 b Abs. 1
ErbStG).

Zur Ermittlung der Mindestbeteiligung kÇnnen dem Anteil des Erblassers Anteile anderer Gesell-
schafter hinzugerechnet werden, wenn mit diesen eine Poolbindung besteht. HierfÅr mÅssen
die Betroffenen gem. § 13 b Abs. 1 Nr. 3 S. 2 ErbStG untereinander unwiderruflich verpflichtet
sein,
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" Åber die Anteile nur einheitlich zu verfÅgen oder diese ausschließlich auf andere derselben
Verpflichtung unterliegende Anteilseigner zu Åbertragen und

" das Stimmrecht gegenÅber nicht gebundenen Gesellschaftern einheitlich auszuÅben.

Wird die Poolbindung w�hrend der Behaltensfrist aufgehoben, kommt es zur Nachversteuerung
im Umfang des verbleibenden Teils zum abgelaufenen Teil der Frist (§ 13 a Abs. 5 Nr. 5 ErbStG).

Vom Verschonungsabschlag generell ausgenommen ist solches VerwaltungsvermÇgen, welches
dem Betrieb im Besteuerungszeitpunkt weniger als zwei Jahre zuzurechnen war (§ 13 b Abs. 2
S. 3 ErbStG).

�bertr�gt ein Erbe erworbenes begÅnstigtes VermÇgen im Rahmen der Teilung des Nachlasses
auf einen Dritten und gibt der Dritte dabei diesem Erwerber nicht begÅnstigtes VermÇgen hin,
das er vom Erblasser erworben hat, erhÇht sich insoweit der Wert des begÅnstigten VermÇgens
des Dritten um den Wert des hingegebenen VermÇgens, hÇchstens jedoch um den Wert des
Åbertragenen VermÇgens (§ 13 b Abs. 3 S. 1 ErbStG)403. Als hingegebenes VermÇgen gilt nicht die
Entlastung der Åbrigen Erwerber von solchen Nachlassverbindlichkeiten im Innenverh�ltnis, die
mit dem begÅnstigten VermÇgen oder Teilen davon in wirtschaftlichem Zusammenhang ste-
hen404. Der Åbertragende Erbe kann die Verschonung nicht in Anspruch nehmen (§ 13 a Abs. 3
ErbStG). Durch die vorstehende Regelung der §§ 13a Abs. 3, 13b Abs. 3 wird lediglich die Bemes-
sungsgrundlage fÅr die Steuerbefreiung ver�ndert; sie fÅhrt nicht zu einer Ver�nderung der Zu-
rechnung der Erwerbsgegenst�nde405. Der Grundsatz, dass die Erbauseinandersetzung unbe-
achtlich ist, gilt unver�ndert fort406.

Sofern der vom 85 %-igen Verschonungsabschlag ausgenommene VermÇgensteil (sog. Abzugs-
betrag) in seinem WertA 150.000,– nicht Åbersteigt, bleibt auch dieser Abzugsbetrag steuerfrei
(§ 13 a Abs. 2 S. 1 ErbStG). Der Abzugsbetrag vonA 150.000,– verringert sich, wenn der Wert die-
ses VermÇgens insgesamt die Wertgrenze vonA 150.000,– Åbersteigt, um 50 % des diese Wert-
grenze Åbersteigenden Betrages. Der Abzugsbetrag kann innerhalb von zehn Jahren fÅr von der-
selben Person anfallende Erwerbe nur einmal beansprucht werden (§ 13 a Abs. 2 S. 3 ErbStG).

Der Erwerber kann ferner gem. § 13 a Abs. 8 ErbStG anstelle des Verschonungsabschlages von
85 % einen Abschlag von 100 %, also vÇllige Steuerfreiheit, beanspruchen, wenn er sich durch
unwiderrufliche Erkl�rung folgendem Auflagenregime unterwirft:

" Die Behaltensfrist muss 7 Jahre betragen.

" Die Summe der j�hrlichen LÇhne muss w�hrend dieses Zeitraums das 7-fache der Ausgangs-
lohnsumme erreichen.

" Das VerwaltungsvermÇgen darf 10 % nicht Åbersteigen.

Außerdem ordnet § 19 a ErbStG eine Tarifbegrenzung fÅr den Fall an, dass BetriebsvermÇgen,
Betriebe der Land- und Forstwirtschaft oder Anteile an Kapitalgesellschaften von einer natÅrli-
chen Person der Steuerklasse II oder III erworben werden. Unter bestimmten Voraussetzungen
wird dem Erwerber hiernach ein Entlastungsbetrag gew�hrt, um die Steuerbelastung derjenigen
eines Erwerbers der Steuerklasse I gleichzustellen.

403 R E 13a.3 Abs. 2 S. 3 ErbStR 2011

404 R E 13a.3 Abs. 2 S. 2 ErbStR 2011

405 R E 13a.3 Abs. 2 S. 4 ErbStR 2011

406 R E 13a.3 Abs. 2 S. 2 ErbStR 2011
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3) Steuerbefreiung fÅr vermietete Wohnimmobilien gem. § 13 c ErbStG

Nur mit 90 % ihres Wertes anzusetzen sind gem. § 13 c Abs. 1 und 3 ErbStG bebaute GrundstÅ-
cke oder GrundstÅcksteile, die

1. zu Wohnzwecken vermietet werden,

2. im Inland oder einem EU- oder EWR-Staat belegen sind sowie

3. nicht zum begÅnstigten BetriebsvermÇgen oder begÅnstigten VermÇgen eines Betriebs der
Land- und Forstwirtschaft iSd § 13 a ErbStG gehÇren407.

Von dieser Regelung werden insbesondere erfasst Ein- und Zweifamilienh�user, Mietwohn-
grundstÅcke und Wohnungseigentum einschließlich der Garagen, Nebenr�ume und Neben-
geb�ude, die sich auf dem GrundstÅck befinden und die mit den vermieteten Wohnungen ge-
meinsam genutzt werden408.

Von einer Vermietung ist auszugehen, wenn fÅr die NutzungsÅberlassung ein Entgelt geschul-
det ist, unabh�ngig von dessen HÇhe409. Sofern ein GrundstÅck im Besteuerungszeitpunkt vorÅ-
bergehend nicht vermietet ist (z. B. wegen Leerstands bei Mieterwechsel oder wegen Moderni-
sierung), kann fÅr das GrundstÅck oder den GrundstÅcksteil der Befreiungsabschlag gleichwohl
in Anspruch genommen werden410.

Befinden sich in einem Geb�ude neben zu Wohnzwecken vermieteten GrundstÅcksteilen andere
Teile, die z. B. zu eigenen Wohnzwecken oder zu gewerblichen, freiberuflichen oder zu Çffent-
lichen Zwecken genutzt werden, sind diese nicht begÅnstigt411. Die Aufteilung erfolgt nach dem
Verh�ltnis der im Besteuerungszeitpunkt tats�chlich zu Wohnzwecken vermieteten Wohnfl�che
des Geb�udes zur gesamten Wohn-/Nutzfl�che412.

Die Nutzung einer vermieteten Wohnung zu anderen als Wohnzwecken ist unsch�dlich, wenn
sie von untergeordneter Bedeutung ist, z. B. durch Nutzung eines Arbeitszimmers; wie auch eine
gewerbliche oder freiberufliche Mitbenutzung einer Wohnung unsch�dlich ist, wenn die Wohn-
nutzung Åberwiegt413.

Gem. § 13 c Abs. 2 ErbStG kann ein Erwerber den verminderten Wertansatz nicht in Anspruch
nehmen, soweit er erworbene GrundstÅcke auf Grund einer letztwilligen VerfÅgung des Erblas-
sers oder einer rechtsgesch�ftlichen VerfÅgung des Erblassers auf einen Dritten Åbertragen
muss. Gleiches gilt, wenn ein Erbe im Rahmen der Teilung des Nachlasses entsprechendes Ver-
mÇgen auf einen Dritten Åbertr�gt (§ 13 c Abs. 2 S. 2 ErbStG). �bertr�gt ein Erbe erworbenes be-
gÅnstigtes VermÇgen im Rahmen der Teilung des Nachlasses auf einen Dritten und gibt der
Dritte dabei diesem Erwerber nicht begÅnstigtes VermÇgen hin, das er vom Erblasser erworben
hat, erhÇht sich insoweit der Wert des begÅnstigten VermÇgens des Dritten um den Wert des
hingegebenen VermÇgens, hÇchstens jedoch um den Wert des Åbertragenen VermÇgens (§ 13 c

407 Vgl. auch R E 13c Abs. 1 ErbStR 2011, Wenhardt, NWB-EV 2012, 43, 49; HÇne, NWB-EV 2011, 239, 241

408 R E 13c Abs. 3 S. 1 ErbStR 2011

409 R E 13c Abs. 3 S. 2 ErbStR 2011

410 R E 13c Abs. 3 S. 2 ErbStR 2011

411 R E 13c Abs. 3 S. 5 ErbStR 2011

412 R E 13c Abs. 3 S. 7 ErbStR 2011

413 R E 13c Abs. 4 ErbStR 2011
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Abs. 2 S. 3 ErbStG)414. Dies gilt nicht nur fÅr den Vollzug einer Teilungsanordnung sondern auch
fÅr eine freie Erbauseinandersetzung, sofern diese zeitnah zum Erbfall erfolgt415. Als Dritter ist
jeder anzusehen, der an der Nachlassabwicklung beteiligt sein kann, wie Miterben, Verm�cht-
nisnehmer, AuflagenbegÅnstigte, Pflichtteilsberechtigte416. Als hingegebenes VermÇgen gilt
nicht die �bernahme von Nachlassverbindlichkeiten, die mit dem begÅnstigten VermÇgen in
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen417.

BEISPIEL418: P Die Kinder K 1 und K 2 sind Erben zu je 1/2. Der Nachlass besteht aus einem ausschließlich zu
Wohnzwecken vermieteten GrundstÅck mit einem Grundbesitzwert vonA 1 Mio. sowie Kapitalver-
mÇgen im Wert vonA 1,5 Mio. Im Zuge der Erbauseinandersetzung Åbernimmt K 1 auch die andere H�lf-
te des GrundstÅcks gegen Ausgleichszahlung aus dem Nachlass von 500 TA. K 1 kann in diesem Fall den
Abschlag von 10 % auf den gesamten GrundstÅckswert ansetzen.

Anders verh�lt es sich demgegenÅber, wenn die Ausgleichszahlung aus nachlassfremden Mit-
teln erfolgt419.

BEISPIEL420: P Erben sind S und T zu je 1/2, der Nachlass besteht aus einer Immobilie im Wert vonA 2 Mio. S
Åbernimmt die Immobilie und zahlt T einen Ausgleich vonA1 Mio. aus einem aufgenommenen Kredit. S
kann in diesem Fall lediglich fÅr seinen h�lftigen Anteil an dem Wert vonA 2 Mio., also bezogen aufA 1
Mio. den Verschonungsabschlag von 10 % in Anspruch nehmen.

Wenn Verbindlichkeiten Åbernommen werden, ergeben sich ebenfalls Besonderheiten daraus,
dass durch den BegÅnstigungstransfer nach § 13 c Abs. 2 S. 3 ErbStG lediglich die Bemessungs-
grundlage fÅr die Steuerbefreiung ver�ndert wird, dass aber keine Ver�nderung der Zurechnung
der Erwerbsgegenst�nde erfolgt421.

BEISPIEL422: P T und S erben von ihrem Vater je zur H�lfte ein zu Wohnzwecken vermietetes GrundstÅck im
Wert vonA 1 Mio. sowie Festgeld in HÇhe von ebenfallsA 1 Mio. Das GrundstÅck ist mit einer Grund-
schuld in HÇhe von 100 TA belastet. Im Zuge der Erbauseinandersetzung Åbernimmt T das GrundstÅck,
w�hrend S das Festgeld erh�lt. Die Verbindlichkeiten werden von ihnen h�lftig Åbernommen. Die Steuer-
befreiung der T nach § 13 c ErbStG betr�gt:

steuerbegÅnstigter eigener GrundstÅcksanteil 500 TA

zzgl. steuerbegÅnstigter Åbernommener GrundstÅcksanteil 500 TA

1.000 TA

Steuerbefreiung 10 % gem. § 13 c ErbStG 100 TA

Die von T Åbernommene Verbindlichkeit in HÇhe von anteilig 50 TA ist nur abzugsf�hig in dem Umfang,
in dem der Wert des T zuzurechnenden GrundstÅcksanteils (50 %, nicht 100 %) nach Anwendung des
§ 13 c (500 TA - 100 TA = 400 TA) zum Wert vor Anwendung des § 13 c (500 TA) steht, also nur in HÇhe
von 4/5 mithin nur in HÇhe von 40 TA423.

Wird iZm dem Erwerb begÅnstigten VermÇgens ein Nutzungsrecht, z. B. ein Nießbrauch an die-
sem VermÇgen, einem Dritten zugewendet, kann der Erwerber des VermÇgens den Verscho-

414 Vgl. auch HÇne, NWB-EV 2010, 348, 351

415 R E 13c Abs. 5 S. 10 ErbStR 2011

416 R E 13c Abs. 5 S. 3 ErbStR 2011

417 R E 13c Abs. 5 S. 6 ErbStR 2011

418 Vgl. H E 13c ErbStH 2011

419 Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, C Rz 37

420 Nach Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, C Rz 37

421 R E 13c Abs. 5 S. 8 ErbStR 2011

422 Dazu H E 13c ErbStH 2011

423 aA St.Viskorf/Haag, DStR 2012, 219, 220
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nungsabschlag des § 13c ErbStG in HÇhe von 10 % in Anspruch nehmen, soweit eine Vermie-
tung zu Wohnzwecken erfolgt424.

Anders als bei den Verschonungsregelungen fÅr Familienheime und BetriebsvermÇgen besteht
bei § 13 c ErbStG keine Behaltensverpflichtung, wie auch der BegÅnstigte nicht verpflichtet ist
die Vermietung zu Wohnzwecken fortzusetzen425; maßgeblich sind allein die Verh�ltnisse im
Besteuerungszeitpunkt426.

Die Regelung des § 13 c kann aber nicht in Anspruch genommen werden, wenn zun�chst eine
Inanspruchnahme der Verschonungsregelungen

" fÅr Familienheime gem. § 13 Abs. 1 Nr. 4 b bzw. Nr. 4 c ErbStG427 oder

" fÅr BetriebsvermÇgen gem. §§ 13 a, 13 b ErbStG428

erfolgt, aber die dortige Behaltensfrist nicht eingehalten wird. FÅr sog. VerwaltungsvermÇgen
iSd § 13 b Abs. 2 ErbStG, das die Sch�dlichkeitsgrenze von 50 % bzw. 10 % Åbersteigt, sowie fÅr
junges VerwaltungsvermÇgen kann die VergÅnstigung des § 13 c ErbStG demgegenÅber geltend
gemacht werden429.

4) PersÇnliche Freibetr�ge gem. § 16 ErbStG

Jedem Erwerber wird ferner ein allgemeiner persÇnlicher Freibetrag gew�hrt, dessen HÇhe von
der verwandtschaftlichen N�he des Erwerbers zum Erblasser abh�ngt430. Gem. § 16 ErbStG be-
tr�gt der Freibetrag

" A 500.000,– fÅr den Ehegatten und eingetragenen Lebenspartner

" A 400.000,– fÅr jedes Kind eines Erblassers sowie fÅr die Enkel, wenn das betreffende Kind
des Erblassers vorverstorben ist

" A 200.000,– fÅr Enkel, wenn die betreffenden Kinder des Erblassers noch leben

" A 100.000,– fÅr die Åbrigen Personen der Steuerklasse I, also fÅr die Eltern, Großeltern, Ur-
großeltern sowie Urenkel sowie Ururenkel des Erblassers

" A 20.000,– fÅr Personen der Steuerklasse II, also fÅr

– Geschwister des Erblassers

– Neffen und Nichten des Erblassers

– die Stiefeltern des Erblassers

– die Schwiegereltern des Erblassers

– den geschiedenen Ehegatten des Erblassers

" A 20.000,– fÅr Personen der Steuerklasse III, also z. B. fÅr

– Onkel und Tanten des Erblassers

424 R E 13c Abs. 6 S. 1 ErbStR 2011

425 R E 13c Abs. 2 S. 2 ErbStR 2011

426 R E 13c Abs. 2 S. 1 ErbStR 2011

427 R E 13c Abs. 2 S. 3 ErbStR 2011

428 R E 13c Abs. 2 S. 4 ErbStR 2011

429 R E 13c Abs. 2 S. 5 ErbStR 2011

430 Hollender/Kussmann, Erbfall und Schenkung im Zivil- und Steuerrecht, 1999, Rz 21 ff.; Pohl, in: HÇrger/Stephan, Unterneh-
mens- und VermÇgensnachfolge, 2. Aufl. 2002, Rz 430
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– Cousinen und Cousins des Erblassers,

– den Lebenspartner des Erblassers bei einer nichtehelichen

– Lebensgemeinschaft.

BEISPIEL: P Man stelle sich vor, dass der Erblasser beerbt wird zu je 1/2 einerseits von seinem Åberlebenden
Ehegatten und andererseits von seinen 3 Kindern, die mithin je 1/6 des Nachlasses erben. Betr�gt der
Reinwert des Nachlasses (NachlassvermÇgen abzgl. Nachlassverbindlichkeiten)A 3 Mio., so verringert
sich der steuerpflichtige Erwerb infolge der persÇnlichen Freibetr�ge:

" beim Ehegatten vonA 1,5 Mio. um 500 TAaufA 1 Mio.,

" bei jedem Kind von 500 TAum 400 TAauf 100 TA.

5) Besonderer Versorgungsfreibetrag gem. § 17 ErbStG

Zus�tzlich zum allgemeinen Freibetrag steht dem Ehegatten, dem eingetragenen Lebenspartner
und den Kindern, sofern letztere zur Zeit des Erbfalls das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, ein besonderer Versorgungsfreibetrag zu431. Dieser betr�gt gem. § 17 ErbStG fÅr

den Ehegatten/eingetragenen Lebenspartner A 256.000,–

Kinder bis 5 Jahre A 52.000,–

Kinder von 5 bis 10 Jahre A 41.000,–

Kinder von 10 bis 15 Jahre A 30.700,–

Kinder von 15 bis 20 Jahre A 20.500,–

Kinder von 20 bis 27 Jahre A 10.300,–

Erlangen der Ehegatte, der eingetragene Lebenspartner und/oder die Kinder VersorgungsbezÅ-
ge, die nicht der Erbschaftsteuer unterliegen432, so wird der Versorgungsfreibetrag jedoch ge-
kÅrzt433. Das ist der Fall bei434

" VersorgungsbezÅgen aus der gesetzlichen Rentenversicherung,

" Pensionen nach Beamtenrecht,

" VersorgungsbezÅgen aus einer berufsst�ndischen Pflichtversicherung oder

" betrieblichen HinterbliebenenbezÅgen.

Auch HinterbliebenenbezÅge, die auf einem zwischen dem Erblasser und seinem Arbeitgeber
geschlossenen Einzelvertrag beruhen, sind im Rahmen des Angemessenen nicht steuerbar435.
Die Angemessenheit ist dann anzunehmen, wenn die HinterbliebenenbezÅge 45 % des Brutto-
Arbeitslohns des verstorbenen Arbeitnehmers nicht Åbersteigen436.

Unter diese nicht steuerbaren HinterbliebenenbezÅge fallen auch die HinterbliebenenbezÅge,
die ein Gesellschafter-Gesch�ftsfÅhrer mit der GmbH, deren Gesch�ftsfÅhrer er war, vereinbart
hat, wenn der Gesellschafter-Gesch�ftsfÅhrer wie ein Nichtgesellschafter als abh�ngiger Ge-

431 Rose, Erbschaftsteuer, 11. Aufl. 2001, S. 39 f.

432 Dazu n�her R E 3.5 ErbStR 2011

433 Walpert, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 12 Rz 401

434 R E 17 Abs. 1 S. 2 ErbStR 2011

435 R E 3.5 Abs. 3 S. 1 ErbStR 2011

436 R E 3.5 Abs. 3 S. 2 ErbStR 2011
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sch�ftsfÅhrer anzusehen war und die HinterbliebenenbezÅge angemessen sind437. War er dem-
gegenÅber ein herrschender Gesch�ftsfÅhrer, unterliegen die HinterbliebenenbezÅge der Erb-
schaftsteuer438. FÅr die Annahme einer herrschenden Stellung des Gesch�ftsfÅhrers ist es bereits
ausreichend, wenn ihm ein so maßgeblicher Einfluss einger�umt ist, dass die Organe der Kapi-
talgesellschaft BeschlÅsse ohne seine Mitwirkung nicht fassen kÇnnen439. FÅr die Beurteilung
sind die tats�chlichen Verh�ltnisse in dem Zeitpunkt maßgebend, in dem die Hinterbliebenen-
versorgung vereinbart wurde440.

HinterbliebenenbezÅge, die nicht auf ein Arbeitsnehmerverh�ltnis des Erblassers zurÅckgehen,
wie etwa die BezÅge, die den Hinterbliebenen eines verstorbenen persÇnlich haftenden Gesell-
schafters einer Personengesellschaft auf Grund des Gesellschaftsvertrags zustehen, unterliegen
grunds�tzlich nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG der Erbschaftsteuer441. Die HinterbliebenenbezÅge
sind jedoch ausnahmsweise nicht steuerbar, wenn der Verstorbene als persÇnlich haftender Ge-
sellschafter einer Personenhandelsgesellschaft im Innenverh�ltnis gegenÅber den die Gesell-
schaft beherrschenden anderen Gesellschaftern wie ein Angestellter gebunden war442.

Die dargelegte KÅrzung des Versorgungsfreibetrages erfolgt in HÇhe des Kapitalwertes der Ver-
sorgungsbezÅge, ausgehend von den j�hrlichen BruttobezÅgen, die dem Hinterbliebenen un-
mittelbar nach Eintritt des Erbfalls gezahlt werden, wobei im Fall gesetzlicher RentenbezÅge
auf den Zeitpunkt nach Ablauf des Sterbevierteljahres abzustellen ist443. Dieser Kapitalwert wird
im Fall des Ehegatten und eingetragenen Lebenspartners nach § 14 BewG ermittelt. Hiernach ist
der Kapitalwert von lebensl�nglichen Nutzungen und Leistungen mit dem Vielfachen des Jah-
reswertes anzusetzen. Die Vervielf�ltiger sind nach der Sterbetafel des Statistischen Bundes-
amtes zu ermitteln und ab dem 1. Januar des Kalenderjahres, das auf die VerÇffentlichung der
Sterbetafel durch das Statistische Bundesamt folgt, anzuwenden. Der Kapitalwert ist unter Be-
rÅcksichtigung von Zwischenzinsen und Zinseszinsen mit einem Zinssatz von 5,5 % als Mittel-
wert zwischen dem Kapitalwert fÅr j�hrlich vorschÅssige und j�hrlich nachschÅssige Zahlungs-
weise zu berechnen. Das Bundesministerium fÅr Finanzen stellt die Vervielf�ltiger fÅr den Kapi-
talwert einer lebensl�nglichen Nutzung oder Leistung im Jahresbetrag von einem Euro nach Le-
bensalter und Geschlecht der Berechtigten in einer Tabelle zusammen und verÇffentlicht diese
zusammen mit dem Datum der VerÇffentlichung der Sterbetafel im Bundessteuerblatt444.

Sofern ein Ehegatte, dessen Versorgungsfreibetrag nach § 17 Abs. 1 S. 2 ErbStG gekÅrzt worden
ist, selbst verstirbt, kann gegebenenfalls eine Berichtigung des Kapitalwertes der Versorgungs-
bezÅge nach § 14 Abs. 2 BewG erfolgen445.

Bei den VersorgungsbezÅgen der Kinder wird deren Kapitalwert abweichend berechnet, da die
BezÅge idR nicht lebenslang, sondern nur zeitlich beschr�nkt gew�hrt werden. Der Kapitalwert

437 R E 3.5 Abs. 3 S. 3 ErbStR 2011

438 R E 3.5 Abs. 3 S. 4 ErbStR 2011

439 H E 3.5 ErbStH 2011 unter n�herer Darlegung der Beurteilungskriterien

440 H E 3.5 ErbStH 2011

441 R E 3.5 Abs. 4 S. 1 ErbStR 2011

442 R E 3.5 Abs. 4 S. 2 ErbStR 2011

443 R E 17 Abs. 3 ErbStR 2011

444 Vgl. hierzu fÅr Bewertungsstichtage ab 1. 1. 2012: BMF-Schreiben v. 26. 9. 2011, IV D 4 – S 3104/09/10001, DOK
2011/0756048

445 Walpert, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 12 Rz 411
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entspricht hier dem Betrag, der sich aus den j�hrlichen BruttobezÅgen multipliziert mit dem
Vervielf�ltiger aus Anl. 9 a zu § 13 BewG ergibt446.

Versicherungsleistungen aus Lebensversicherungen, bei denen der Hinterbliebene Versiche-
rungsnehmer ist, unterliegen weder grunds�tzlich der Erbschaftsteuer noch erfolgt eine Anrech-
nung auf den Versorgungsfreibetrag nach § 17 ErbStG447.

6) Freibetrag bei Zugewinngemeinschaft gem. § 5 ErbStG

Schließlich gibt es noch eine weitere VergÅnstigung fÅr den Åberlebenden Ehegatten, sofern
dieser Erbe oder Verm�chtnisnehmer wird448 und mit dem Erblasser im GÅterstand der Zuge-
winngemeinschaft lebte; ein solcher GÅterstand besteht immer dann, wenn die Parteien nichts
anderes vereinbart haben.

In diesem Fall gilt der Betrag, den der Åberlebende Ehegatte gem�ß § 1371 Abs. 2 BGB als Zuge-
winnausgleich geltend machen kann, nicht als Erwerb von Todes wegen, so dass dieser Betrag
nicht der Erbschaftsteuer unterworfen ist (§ 5 Abs. 2 ErbStG)449. �berdies entf�llt nach § 29
Abs. 1 Nr. 3 ErbStG die Steuerpflicht rÅckwirkend fÅr solche frÅheren Schenkungen, die gem.
§ 1380 BGB auf die Ausgleichsforderung anzurechnen sind450, und diese daher vermindern451.
Nach § 1380 Abs. 1 S. 1 BGB wird auf die Ausgleichsforderung eines Ehegatten angerechnet, was
ihm von dem anderen Ehegatten durch Rechtsgesch�ft unter Lebenden mit der Bestimmung zu-
gewendet ist, dass es auf die Ausgleichsforderung angerechnet werden soll. Im Zweifel ist anzu-
nehmen, dass Zuwendungen angerechnet werden sollen, wenn ihr Wert den Wert von Gelegen-
heitsgeschenken Åbersteigt, die nach den Lebensverh�ltnissen der Ehegatten Åblich sind (§ 1380
Abs. 1 S. 2 BGB).

Bedeutsam ist, dass die Steuerfreiheit nicht nur besteht, wenn der Zugewinnausgleich tats�ch-
lich geltend gemacht wird. Die Steuerfreiheit ist vielmehr auch dann gegeben, wenn – wie im
Regelfall – der Ehegatte Erbe des Erblassers ist und deswegen erbrechtlich lediglich gem. § 1371
Abs. 1 BGB eine pauschale ErhÇhung des Erbteils erfolgt, ohne dass der Zugewinnausgleich kon-
kret berechnet wird. Auch der Betrag der dann nur fiktiven Ausgleichsforderung ist gem. § 5
Abs. 1 S. 1 ErbStG steuerfrei452, wobei vertragliche Beschr�nkungen der Ausgleichsforderung im
Rahmen einer modifizierten Zugewinngemeinschaft bei der Errechnung des fiktiven Ausgleichs
unberÅcksichtigt bleiben (§ 5 Abs. 1 S. 2 ErbStG)453. Ebenso wie bei der tats�chlichen Geltendma-
chung der Ausgleichsforderung kann es bei dem nur fiktiven Ansatz dieser Forderung gem. § 5
Abs. 1 ErbStG zu einer rÅckwirkenden Erstattung von Schenkungsteuer gem. § 29 Abs. 1 Nr. 3
ErbStG kommen, und zwar fÅr solche Vorschenkungen, die nach § 1380 BGB auf die fiktive Aus-
gleichsforderung anzurechnen sind (§ 29 Abs. 1 Nr. 3 S. 2 ErbStG)454.

446 Walpert, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 12 Rz 413

447 KÅhn, ZErb 2012, 177

448 Wenhardt, NWB-EV 2012, 43, 44

449 BGH, ZEV 2005, 488

450 Dazu H E 5.1 (5) ErbStH 2011

451 Meincke, ErbStG, 15. Aufl. 2009, § 29 Rz 10

452 Pohl, in: HÇrger/Stephan, Unternehmens- und VermÇgensnachfolge, 2. Aufl. 2002, Rz 187

453 Vgl. auch Keller/v. Schrenck, NWB-EV 2010, 86, 89

454 Keller/v. Schrenck, NWB-EV 2010, 86, 89
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Allerdings gilt fÅr den Fall der fiktiven Ausgleichsforderung eine Einschr�nkung: Soweit das End-
vermÇgen des Erblassers bei der Ermittlung des als Ausgleichsforderung steuerfreien Betrags
mit einem hÇheren Wert als mit dem nach den steuerlichen Bewertungsgrunds�tzen maß-
gebenden Wert angesetzt worden ist, gilt hÇchstens der dem Steuerwert des EndvermÇgens
entsprechende Betrag nicht als Erwerb iSd § 3 ErbStG (§ 5 Abs. 1 S. 5 ErbStG)455. Um hinsichtlich
des AnfangsvermÇgens den Kaufkraftschwund zu berÅcksichtigen, ist durch Anwendung einer
Indexierungstabelle ein Inflationsausgleich vorzunehmen456.

BEISPIEL: P Das VermÇgen des Erblassers und seines Åberlebenden Ehegatten hat sich, berechnet nach
Verkehrswerten, seit Ehebeginn wie folgt entwickelt:

Erblasser
A

l�ngerlebender Ehegatte
A

AnfangsvermÇgen

(inflationsbereinigt)457

100.000 100.000

EndvermÇgen 1.100.000 200.000

Zugewinn 1.000.000 100.000

Danach hat der Erblasser w�hrend der Ehezeit einen um 900 TA hÇheren Zugewinn als sein l�n-
gerlebender Ehegatte erzielt, so dass die fiktive Ausgleichsforderung 450 TA betr�gt. Betr�gt
der Steuerwert des Nachlasses nur 750 TA, so wird lediglich ein entsprechend niedrigerer Teil
der fiktiven Ausgleichsforderung steuerfrei gestellt, n�mlich:

450 ·
750

= 306TA
1100

Dass der Steuerwert des Nachlasses niedriger ist als sein Verkehrswert, wird etwa dann der Fall
sein, wenn eine Steuerbefreiung nach § 13 Nr. 2 lit. a), § 13 a oder § 13 c ErbStG in Anspruch ge-
nommen wird.

Erfolgt gÅterrechtlich ein tats�chlicher Zugewinnausgleich, so ist die gesamte Ausgleichsforde-
rung ohne die vorstehende Begrenzung erbschaftsteuerfrei458; denn die vorstehende Begren-
zung greift, wie erw�hnt, nur ein, wenn es gem. § 1371 Abs. 1 BGB zu einer ErhÇhung des Erb-
teils kommt, um den Zugewinnausgleich pauschal zu berÅcksichtigen, und die Ausgleichsforde-
rung deshalb nur fiktiv im Rahmen der Steuerveranlagung fÅr erbschaftsteuerliche Zwecke be-
rechnet wird459.

Wird der GÅterstand der Zugewinngemeinschaft nachtr�glich vereinbart, so gilt der Zeitpunkt
des Vertragsschlusses als Zeitpunkt des Eintritts des GÅterstandes (§ 5 Abs. 1 S. 4 ErbStG); eine
rÅckwirkende Vereinbarung der Zugewinngemeinschaft kann mithin fÅr den Fall, dass ein fikti-
ver Zugewinnausgleich nach § 5 Abs. 1 ErbStG erfolgen soll, nicht steuerwirksam vereinbart wer-
den. Sofern dagegen ein tats�chlicher Zugewinnausgleich nach § 1371 Abs. 2 BGB vorgenom-
men wird, kann eine rÅckwirkende Vereinbarung des Zugewinnausgleichs auch steuerlich wirk-
sam vereinbart werden460. Auch Modifikationen der Zugewinngemeinschaft sind steuerlich zu

455 Vgl. auch R E 5.1 Abs. 5 S. 4 ErbStR 2011; Keller/v. Schrenck, NWB-EV 2010, 86, 90

456 H E 5.1 (2) ErbStH 2011 mit Beispielen und Indexierungstabelle

457 Keller/v. Schrenck, NWB-EV 2010, 86, 90

458 Weinmann, Das neue Erbschaftsteuerrecht 1997, Rz 37

459 Walpert, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 12 Rz 102

460 Keller/v. Schrenck, NWB-EV 2010, 86, 91
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berÅcksichtigen, soweit der Rahmen einer gÅterrechtlichen Vereinbarung nicht Åberschritten
wird, so dass von einer gesonderten steuerbaren unentgeltlichen Zuwendung an den l�ngerle-
benden Ehegatten auszugehen w�re461.

Die Berechnung der fiktiven Zugewinnausgleichsforderung unterbleibt, wenn absehbar ist, dass
der Erwerb des l�ngerlebenden Ehegatten einschließlich etwaiger Vorschenkungen die persÇnli-
chen Freibetr�ge nicht Åbersteigen wird462.

Die vorstehenden Regelungen sind entsprechend anwendbar auf eingetragene Lebenspartner,
die mit dem Erblasser im GÅterstand der Zugewinngemeinschaft gelebt haben.

VII. Zusammenrechnung mit frÅheren Erwerben

Hat man die Steuerklasse des Erwerbers bestimmt und den Wert des steuerpflichtigen Erwerbs
ermittelt, so ist diesem letztlich noch der Wert der lebzeitigen Schenkungen hinzuzurechnen,
die der Erblasser dem Bedachten in den vergangenen 10 Jahren vor seinem Tod gemacht hat
(§ 14)463.

FÅr den Beginn und das Ende des Zehnjahreszeitraums kommt es auf die Entstehung der Steuer
nach § 9 an464. Bei einer Schenkungskette, die Åber einen Zeitraum von mehr als zehn Jahren
reicht, ist die Steuer fÅr den letzten Erwerb zu berechnen465.

Der Wert des Vorerwerbs ist mit dem Wert des Letzterwerbs zusammenzurechnen466. Hieraus
ist dann anhand der Erbschaftsteuertabelle, der Steuerklasse sowie der persÇnlichen Freibetr�-
ge, die zur Zeit des Letzterwerbs gelten, die Gesamtsteuerpflicht zu errechnen467.

FÅr den Vorerwerb ist dabei maßgeblich der steuerliche Wert, den der Vorerwerb im damaligen
Erwerbszeitpunkt gehabt hat468. Auch Grundbesitz, der vor dem 1. 1. 2009 erworben wurde, ist
mit seinem damals geltenden steuerlichen Wert anzusetzen469.

Alsdann ist die ermittelte Steuer zu kÅrzen um den fiktiven Steuerbetrag, der nach den Vor-
schriften und persÇnlichen Verh�ltnissen, die zur Zeit des Letzterwerbs gegeben sind, auf den
Vorerwerb entfallen wÅrde470. Sofern sich die Steuer, die tats�chlich fÅr den frÅheren Erwerb zu
entrichten war, hÇher darstellt, ist diese anstelle der fiktiven Steuer abzuziehen (§ 14 Abs. 1 S. 3
ErbStG)471.

Die Steuer, die sich fÅr den letzten Erwerb ohne Zusammenrechnung mit frÅheren Erwerben
ergibt, darf durch den vorstehenden Abzug der Steuer aber nicht unterschritten werden (§ 14
Abs. 1 S. 4 ErbStG)472. Insbesondere kann keine Erstattung der Mehrsteuern verlangt werden,

461 Keller/v. Schrenck, NWB-EV 2010, 86, 91

462 RE 5.1 Abs. 1 S. 2 ErbStR 2011; Wenhardt, NWB-EV 2012, 43, 44

463 Vgl. auch HÇne, NWB-EV 2012, 54, mit zahlreichen Beispielen

464 Landsittel, GestaltungsmÇglichkeiten von Erbf�llen und Schenkungen, 2000, Rz 553

465 R E 14.1 Abs. 4 ErbStR 2011; vgl. das Beispiel bei H E 14.1 (4) ErbStH 2011

466 vgl. das Beispiel bei H E 14.1 (4) ErbStH 2011

467 R E 14.1 Abs. 3 S. 2 ErbStR 2011; vgl. das Beispiel bei H E 14.1 (4) ErbStH 2011

468 R E 14.1 Abs. 2 S. 1 ErbStR 2011; vgl. das Beispiel bei H E 14.1 (4) ErbStH 2011

469 R E 14.1 Abs. 2 S. 2 ErbStR 2011

470 R E 14.1 Abs. 3 S. 3 ErbStR 2011; vgl. das Beispiel bei H E 14.1 (4) ErbStH 2011

471 R E 14.1 Abs. 3 S. 5 ErbStR 2011; vgl. das Beispiel bei H E 14.1 (4) ErbStH 2011

472 N�her Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, C Rz 252
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wenn die auf die Vorerwerbe entfallende Steuer hÇher ist als die fÅr den Gesamterwerb errech-
nete Steuer473

Erwerbe, fÅr die sich nach den steuerlichen Bewertungsgrunds�tzen kein positiver Wert ergeben
hat, bleiben unberÅcksichtigt (§ 14 Abs. 1 S. 5 ErbStG).

Gem. § 14 Abs. 3 darf die durch den Letzterwerb veranlasste Steuer nicht mehr betragen als
50 % dieses Erwerbs474. Hierbei handelt es sich um eine H�rtefallregelung, die entsprechend § 19
Abs. 3 H�rten durch TarifsprÅnge ausgleichen will475.

Sofern in einem Steuerfall § 14 Abs. 3 ErbStG und § 27 ErbStG zusammentreffen, ist zun�chst
die Erm�ßigung nach § 27 ErbStG vorzunehmen und alsdann auf die danach festzusetzende
Steuer die Begrenzung des § 14 Abs. 3 ErbStG anzuwenden476.

Die §§ 13a, 19a ErbStG sind bei der Steuerermittlung nur auf das in die Zusammenrechnung
einbezogene begÅnstigte VermÇgen anzuwenden, das nach dem 31. 12. 2008 zugewendet wur-
de477.

Zweck des § 14 ErbStG ist es, eine Umgehung des progressiven Steuertarifs sowie der betrags-
m�ßigen Begrenzung der Freibetr�ge zu verhindern, die der Steuerpflichtige sonst dadurch be-
wirken kÇnnte, dass er einen zugedachten grÇßeren Erwerb in Teilbetr�ge zerlegt478.

VIII. Mehrfacherwerb desselben VermÇgens
F�llt Personen der Steuerklasse I durch Erbfall VermÇgen zu, das in den letzten 10 Jahren vor
dem Erwerb bereits von Personen dieser Steuerklasse erworben, und fÅr das nach dem ErbStG
Erbschaftsteuer zu erheben war, greift die Steuererm�ßigung des § 27 ErbStG ein, um eine un-
billige Schm�lerung des VermÇgens durch Mehrfachbesteuerung zu vermeiden479. Erfasst wird
etwa der Fall, dass beide Elternteile in einem Zeitraum von weniger als 10 Jahren versterben
und die Kinder als Schlusserben des L�ngerlebenden eingesetzt sind. In diesem Fall droht eine
Mehrfachbesteuerung ein und desselben VermÇgens, die durch die Steuererm�ßigung des § 27
ErbStG abgemildert wird. Gem�ß § 27 Abs. 1 ErbStG erm�ßigt sich der Steuerbetrag in derarti-
gen F�llen grunds�tzlich480

um Prozent wenn zwischen den beiden Zeitpunkten
der Entstehung der Steuer liegen

50 nicht mehr als 1 Jahr

45 mehr als 1 Jahr, aber nicht mehr als 2 Jahre

40 mehr als 2 Jahre, aber nicht mehr als 3 Jahre

35 mehr als 3 Jahre, aber nicht mehr als 4 Jahre

30 mehr als 4 Jahre, aber nicht mehr als 5 Jahre

473 R E 14.1 Abs. 3 S. 8 ErbStR 2011

474 Pohl, in: HÇrger/Stephan, Unternehmens- und VermÇgensnachfolge, 2. Aufl. 2002, Rz 441

475 Meincke, ErbStG, 13. Aufl. 2002, § 14 Rz 26

476 R E 14.1 Abs. 5 ErbStR 2011

477 R E 14.2 Abs. 1 S. 1 ErbStR 2011; vgl. die Beispiele §§ 13a, 19a bei H E 14.2 und 14.3 ErbStH 2011

478 Walpert, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 12 Rz 421

479 Weinmann, Das neue Erbschaftsteuerrecht 1997, Rz 281

480 Vgl. die zahlreichen Berechnungsbeispiele bei H E 27 ErbStH 2011
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25 mehr als 5 Jahre, aber nicht mehr als 6 Jahre

20 mehr als 6 Jahre, aber nicht mehr als 8 Jahre

10 mehr als 8 Jahre, aber nicht mehr als 10 Jahre

Nach herrschender Meinung ist es erforderlich, dass die Steuerklasse I jeweils aus der Sicht des
einzelnen Erwerbsvorganges vorliegt. Demzufolge soll das nach § 27 erforderliche AngehÇrigen-
verh�ltnis etwa dann gegeben sein, wenn das VermÇgen vom Vater auf die Tochter und alsdann
von der Tochter auf deren Ehemann Åbergeht; w�hrend es umgekehrt nicht ausreichen soll,
wenn das VermÇgen vom Vater auf die Tochter und alsdann auf deren Bruder Åbergeht481.

Bei der Berechnung des auf die Erm�ßigung entfallenden Steuerbetrags ist als Bemessungs-
grundlage hÇchstens der Wert anzusetzen, mit dem das VermÇgen beim Vorerwerber tats�ch-
lich schon einmal der Besteuerung unterlag482. Sofern zwischen den beiden Erwerben eine Wert-
steigerung eingetreten ist, kann diese nicht in die Erm�ßigung einbezogen werden483. Umge-
kehrt darf im Falle einer Wertminderung nur der geminderte Wert des VermÇgens im Zeitpunkt
des Nacherwerbs der Erm�ßigung zugrunde gelegt werden484.

BegÅnstigt wird nur ein VermÇgensÅbergang, der innerhalb eines Zehnjahreszeitraumes seit
Entstehung der Erststeuer erfolgt485.

Ferner bestimmt § 27 Abs. 3 ErbStG als HÇchstgrenze der Erm�ßigung den Betrag, der sich bei
Anwendung der vorstehenden Vomhunderts�tze auf die Steuer ergibt, die der Vorerwerber fÅr
den Erwerb desselben VermÇgens entrichtet hat486.

IX. Stundung

GehÇrt zum Erwerb BetriebsvermÇgen oder land- und forstwirtschaftliches VermÇgen, ist dem
Erwerber die darauf entfallende Erbschaftsteuer auf Antrag bis zu zehn Jahren zu stunden, so-
weit dies zur Erhaltung des Betriebs notwendig ist; die Stundung erfolgt dabei zinslos (§ 28
Abs. 1 ErbStG). Die n�heren Einzelheiten sind iZm der Unternehmer- und Gesellschaftererbfolge
dargestellt487.

GehÇrt zum Erwerb begÅnstigtes VermÇgen iSd § 13 c Abs. 3 ErbStG (zu Wohnzwecken vermie-
tete GrundstÅcke), so ist dem Erwerber die darauf entfallende Erbschaftsteuer auf Antrag bis zu
zehn Jahren zu stunden, soweit er die Steuern nur durch Ver�ußerung dieses VermÇgens auf-
bringen kann (§ 28 Abs. 3 S. 1 ErbStG)488. Auf das Verwandtschaftsverh�ltnis des Erwerbers zum
Erblasser kommt es nicht an489

481 Meincke, ErbStG, 15. Aufl. 2009, § 27 Rz 6

482 R E 27 Abs. 1 S. 1 ErbStR 2011

483 R E 27 Abs. 1 S. 2 ErbStR 2011

484 R E 27 Abs. 1 S. 3 ErbStR 2011

485 Meincke, ErbStG, 13. Aufl. 2002, § 27 Rz 2

486 Walpert, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 12 Rz 447

487 Vgl. auch R E 28 ErbStR 2011

488 Vgl. auch R E 28 Abs. 2 ErbStR 2011

489 R E 28 Abs. 2 S. 3 ErbStR 2011;



B. Erbschaftsteuer

71

Eine Stundung kommt nicht in Betracht, wenn der Erwerber die auf das begÅnstigte VermÇgen
entfallende Erbschaftsteuer entweder aus weiterem erworbenen VermÇgen oder aus eigenem
VermÇgen aufbringen kann490, wobei der Erwerber auch die MÇglichkeit der Kreditaufnahme
ausschÇpfen muss491. Die Beweislast dafÅr, dass weder eigenes VermÇgen vorhanden noch eine
Kreditaufnahme mÇglich ist, tr�gt der Steuerpflichtige492. Kann der Schenker zur Zahlung der
Schenkungsteuer herangezogen werden, bleibt eine Stundung ebenfalls ausgeschlossen493.

Dem Erwerber ist zuzumuten, aus den Vermietungseinnahmen oder aus seinen sonstigen Ein-
nahmen die gestundete Steuer kontinuierlich zu tilgen494. Bei der PrÅfung der Frage, ob durch
die sofortige Entrichtung der Erbschaftsteuer die Ver�ußerung des GrundvermÇgens notwendig
wird, bleiben Nachlassverbindlichkeiten, z. B. Grundschulden, Pflichtteile oder Verm�chtnisse
außer Betracht495. Wird die Ver�ußerung des GrundvermÇgens dadurch notwendig, dass neben
der Erbschaftsteuer in erheblichem Umfang solche Nachlassverbindlichkeiten zu Åbernehmen
sind, kann zwar § 28 ErbStG nicht angewendet werden, es kann jedoch eine Stundung nach
§ 222 AO in Betracht kommen496.

Die Vorschrift des § 28 Abs. 3 S. 1 ErbStG gilt entsprechend, wenn zum Erwerb ein Ein- oder
Zweifamilienhaus oder Wohneigentum gehÇrt, das der Erwerber nach dem Erwerb zu eigenen
Wohnzwecken nutzt, l�ngstens fÅr die Dauer der Selbstnutzung (§ 28 Abs. 3 S. 2 ErbStG). Nicht
begÅnstigt ist eine Wohnung in einem Mietwohn-, Gesch�fts- oder gemischt genutzten Grund-
stÅck oder in einem sonstigen bebauten GrundstÅck497. Nach Aufgabe der Selbstnutzung ist die
Stundung unter den Voraussetzungen des § 28 Abs. 3 S. 1 ErbStG weiter zu gew�hren; also
dann, wenn es sich um GrundstÅcke, die zu Wohnzwecken vermietet sind, iSd § 13 c Abs. 3
ErbStG handelt, wobei die Stundung nach l�ngstens zehn Jahren endet (§ 28 Abs. 3 S. 3
ErbStG)498.

Die Stundung endet in jedem Fall, soweit das erworbene VermÇgen weiter verschenkt oder ver-
�ußert wird499. Auch in den F�llen des § 28 Abs. 3 ErbStG erfolgt die Stundung bei Erwerben von
Todes wegen zinslos (§ 28 Abs. 3 S. 5 ErbStG).

Insgesamt erreicht der Steuerpflichtige durch § 28 Abs. 3 ErbStG nur eine geringfÅgige Besser-
stellung gegenÅber einer Stundung nach § 222 AO500.

X. Zusammentreffen von Erbschaftsteuer und Einkommensteuer

Im Einzelfall kann es zu einer Doppelbelastung von Erbschaftsteuer und Einkommensteuer kom-
men. Das ist etwa dann der Fall, wenn Erbschaftsteuer auf den Ertragswert eines erworbenen
GrundstÅcks zu entrichten und in der Folgezeit bei einem Verkauf des GrundstÅcks Einkommen-

490 H E 28 ErbStH 2011

491 R E 28 Abs. 4 S. 1 ErbStR 2011

492 R E 28 Abs. 4 S. 3 ErbStR 2011

493 R E 28 Abs. 4 S. 4 ErbStR 2011

494 R E 28 Abs. 4 S. 5 ErbStR 2011

495 R E 28 Abs. 4 S. 6 ErbStR 2011

496 R E 28 Abs. 4 S. 7 ErbStR 2011

497 R E 28 Abs. 3 S. 3 ErbStR 2011

498 R E 28 Abs. 3 S. 5 ErbStR 2011

499 R E 28 Abs. 5 ErbStR 2011

500 HÇne, ZEV 2010, 565, 568



Teil 1: Grundlagen der Erbfolge

72

steuer auf einen Ver�ußerungsgewinn gem. § 23 EStG erhoben wird, der im Verh�ltnis zu den
Anschaffungskosten des Erblassers entstanden ist501.

Einer solcher Doppelbelastung begegnet § 35 b EStG in einem gewissen Umfang: Sind n�mlich
bei der Ermittlung des Einkommens EinkÅnfte berÅcksichtigt worden, die im Veranlagungszeit-
raum oder in den vorangegangenen vier Veranlagungszeitr�umen als Erwerb von Todes wegen
der Erbschaftsteuer unterlegen haben, so wird auf Antrag die um sonstige Steuererm�ßigungen
gekÅrzte tarifliche Einkommensteuer, die auf diese EinkÅnfte entf�llt, um den in § 35 b S. 2 EStG
bestimmten Prozentsatz erm�ßigt (§ 35 b S. 1 EStG)502.

Der Prozentsatz bestimmt sich gem. § 35 b S. 2 EStG nach dem Verh�ltnis, in dem die festgesetz-
te Erbschaftsteuer zu dem Betrag steht, der sich ergibt, wenn dem steuerpflichtigen Erwerb iSd
§ 10 Abs. 1 ErbStG die Freibetr�ge nach den § 16 und § 17 ErbStG sowie der steuerfreie Betrag
nach § 5 ErbStG hinzurechnet werden. Mithin sind in einem ersten Schritt die Freibetr�ge nach
§ 16 und § 17 ErbStG sowie ein etwaiger steuerfreier Zugewinn hinzuzurechnen. In einem zwei-
ten Schritt muss alsdann die festgesetzte Erbschaftsteuer zu dem so errechneten erbschaftsteu-
erlichen Erwerb ins Verh�ltnis gesetzt, so dass man zum erbschaftsteuerlichen Durchschnitts-
steuersatz gelangt503. In einem dritten Schritt ist dann die anteilige Einkommensteuer fest-
zustellen, die auf die bereits mit Erbschaftsteuer belasteten EinkÅnfte entf�llt. Diese anteilige
Einkommensteuer ist dann um den Prozentsatz des erbschaftsteuerlichen Durchschnittsteu-
ersatzes zu erm�ßigen504.

XI. Gesonderte Feststellung

Gem. § 151 Abs. 1 S. 1 BewG sind gesondert festzustellen505,

1. Grundbesitzwerte (§§ 138, 157 BewG),

2. der Wert des BetriebsvermÇgens oder das Anteils am BetriebsvermÇgen (§§ 95, 96, 97
BewG),

3. der Wert von Anteilen an Kapitalgesellschaften iSd § 11 Abs. 2 BewG,

4. der Anteil am Wert von anderen als in den Nr. 1 – 3 genannten VermÇgensgegenst�nden
und von Schulden, die mehreren Personen zustehen,

wenn die Werte fÅr die Erbschaftsteuer oder eine andere Feststellung iSd Vorschrift von Bedeu-
tung sind. Ausl�ndisches VermÇgen unterliegt nicht der gesonderten Feststellung (§ 151 Abs. 4
BewG).

FÅr die gesonderten Feststellungen ist gem. § 152 BewG grunds�tzlich Çrtlich zust�ndig:

" in den F�llen des § 151 Abs. 1 Nr. 1 BewG das Finanzamt, in dessen Bezirk das GrundstÅck
liegt (sog. Lagefinanzamt),

501 Vgl. auch Esskandari, ZEV 2012, 249, 252; Seifried, ZEV 2009, 285, 286; Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, C Rz 219

502 eingehend Zimmermann, NWB-EV 2010, 352

503 Seifried, ZEV 2009, 285, 286

504 Seifried, ZEV 2009, 285, 286; vgl. n�her auch Steiner, Das neue Erbschaftsteuerrecht, 2009, C Rz 221 ff.

505 Vgl. auch Krause/Grootens, NWB-EV 2012, 27
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" in den F�llen des § 151 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 und Nr. 3 BewG das Finanzamt, in dessen Bezirk sich
die Gesch�ftsleitung des Gewerbebetriebs bzw. der Kapitalgesellschaft befindet (sog. Be-
triebsfinanzamt),

" in den F�llen des § 151 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 BewG das Finanzamt, von dessen Bezirk die Verwal-
tung des VermÇgens ausgeht (sog. Verwaltungsfinanzamt).

BEISPIEL506: P GehÇren etwa zum VermÇgen einer vermÇgensverwaltenden Gemeinschaft/Gesellschaft in-
l�ndischer Grundbesitz, inl�ndisches BetriebsvermÇgen oder Anteile an Kapitalgesellschaften mit Sitz
oder Gesch�ftsleitung im Inland, teilt das Verwaltungsfinanzamt dies unter Bezeichnung der wirtschaft-
lichen Einheit und der Lage bzw. des Sitzes dem Erbschaftsteuerfinanzamt mit. Dieses fordert die erfor-
derlichen gesonderten Feststellungen bei dem jeweiligen Lagefinanzamt bzw. Betriebsfinanzamt an.
Das Verwaltungsfinanzamt fordert die erforderliche Erkl�rung zur Feststellung des Åbrigen VermÇgens
einschließlich des AuslandsvermÇgens und der Schulden von der Gemeinschaft/Gesellschaft an.

Das Finanzamt kann von jedem, fÅr dessen Besteuerung eine gesonderte Feststellung von Be-
deutung ist, die Abgabe einer Feststellungserkl�rung verlangen (§ 153 Abs. 1 S. 1 BewG).

Ist der Gegenstand der Feststellung mehreren Personen zuzurechnen oder ist eine Personenge-
sellschaft oder Kapitalgesellschaft dessen EigentÅmer, kann das Finanzamt auch von der Ge-
meinschaft oder Gesellschaft die Abgabe einer Feststellungserkl�rung verlangen (§ 153 Abs. 2
S. 1 BewG). In den F�llen des § 151 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 BewG kann das Finanzamt jedoch nur von der
Kapitalgesellschaft die Abgabe einer Feststellungserkl�rung verlangen (§ 153 Abs. 3 BewG).

Am Feststellungsverfahren sind gem. § 154 Abs. 1 BewG beteiligt:

1. diejenigen, denen der Gegenstand der Feststellung zuzurechnen ist,

2. diejenigen, die das Finanzamt zur Abgabe einer Feststellungserkl�rung aufgefordert hat,

3. diejenigen, die eine Steuer schulden, fÅr deren Festsetzung die Feststellung von Bedeutung
ist.

Teil 2: Testament und Erbvertrag
In zahlreichen F�llen wird die gesetzliche Erbfolge nicht dem Willen der Beteiligten entsprechen.
Als Mittel, die Erbfolge abweichend zu regeln, stehen Testament (§ 1937 BGB) und Erbvertrag
(§ 1941 BGB) zur VerfÅgung. Beide Rechtsinstitute unterscheiden sich im Wesentlichen darin,
dass das Testament regelm�ßig frei ab�nderbar und widerruflich ist (§§ 2253 ff. BGB), w�hrend
der Erblasser beim Erbvertrag an die VerfÅgung Åber sein hinterlassenes VermÇgen grunds�tz-
lich gebunden wird (§§ 2281 ff. BGB). Deshalb kommt ein Erbvertrag nur in besonderen F�llen in
Betracht, etwa wenn Ehegatten eine Erb- und Pflichtteilsregelung zusammen mit einem Ehever-
trag vornehmen wollen, wenn die Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft eine wech-
selseitig bindende Erbregelung anstreben, oder wenn die Erbregelung Gegenleistung fÅr eine
Versorgungsverpflichtung ist, die ein Dritter gegenÅber dem Erblasser Åbernimmt507. Der Erb-
vertrag508 soll im Anschluss an das Testament n�her betrachtet werden.

506 Vgl. H B 151.6 ErbStH 2011

507 N�her Langenfeld, Testamentsgestaltung, 3. Aufl. 2002, Rz 15 mwN

508 Hierzu etwa: Krause, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 2 Rz 168 ff.
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A. Testamentserrichtung
Im Rahmen der Testamentserrichtung erlangen Bedeutung die Testierfreiheit und deren Gren-
zen, der Testierwille, die Testamentsformen, die Testierf�higkeit und das Prinzip der HÇchstper-
sÇnlichkeit.

I. Testierfreiheit

1) Inhalt und Rechtsgrundlage

Die Testierfreiheit berechtigt den Erblasser, im Prinzip ohne Grund in beliebiger Weise durch
eine VerfÅgung von Todes wegen von der gesetzlichen Erbfolge abzugehen509. Die Testierfreiheit
ist wesentliches Element der durch Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG gew�hrleisteten Erbrechtsgarantie510,
die ebenso wie das Eigentumsrecht (Art. 14 GG) und die in Art. 2 Abs. 1 GG verankerte Privat-
autonomie der Selbstbestimmung des Einzelnen im Rechts- und Wirtschaftsleben dient511.

Das Gesetz tr�gt Sorge dafÅr, dass die Testierfreiheit des Erblassers grunds�tzlich bis zu seinem
Tode erhalten bleibt. So ist ein Vertrag, durch den sich jemand verpflichtet, eine VerfÅgung von
Todes wegen zu errichten oder nicht zu errichten, aufzuheben oder nicht aufzuheben, nichtig
(§ 2302 BGB)512.

Auch bleibt der Erblasser nach Errichtung eines Testamentes grunds�tzlich berechtigt, dieses
frei zu widerrufen513, wie noch darzustellen sein wird. Eine hiervon abweichende Selbstbindung
l�sst der Gesetzgeber nur unter bestimmten Voraussetzungen beim gemeinschaftlichen Testa-
ment sowie beim Erbvertrag zu514.

Schließlich wird die Testierfreiheit auch durch zahlreiche Bestimmungen geschÅtzt, die der Ver-
wirklichung des Testierwillens dienen515. Hierzu gehÇren insbesondere:

" das Prinzip der HÇchstpersÇnlichkeit der Testamentserrichtung (§§ 2064, 2065, 2247 BGB),

" die Orientierung der Testamentsauslegung am wirklichen Erblasserwillen (§ 133 BGB) anstel-
le des Empf�ngerhorizonts516,

" das Prinzip der wohlwollenden Auslegung (§ 2084 BGB) sowie

" die Anfechtbarkeit von Testamenten wegen Motivirrtums des Erblassers (§ 2078 Abs. 2 BGB).

2) Grenzen der Testierfreiheit

Umgekehrt unterliegt die Testierfreiheit selbst Schranken, wie es auch in Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG
fÅr die Erbrechtsgarantie vorgesehen ist517.

509 BGH, MDR 1999, 360; Rott/Jansen, NWB-EV 2010, 431

510 BVerfG, ZEV 2004, 241 f.; BGHZ 111, 36, 39

511 Krause, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 2 Rz 242

512 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 138

513 Frank, Erbrecht, 2000, § 3 Rz 4

514 Esser, in: Groll, Praxis-Handbuch Erbrechtsberatung, 2001, BII Rz 45

515 Frank, Erbrecht, 2000, § 3 Rz 5

516 BGH, NJW 1993, 256

517 Frank, Erbrecht, 2000, § 3 Rz 1
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a) Erbrechtlicher Typenzwang

AnzufÅhren ist insoweit zun�chst der erbrechtliche Typenzwang. Danach kann der Erblasser –
anders als im Schuldrecht – nicht jede beliebige Gestaltung vornehmen, sondern muss diejeni-
gen Instrumentarien (Testament oder Erbvertrag) und VerfÅgungsarten (Erbeinsetzung, Ver-
m�chtnis etc.) verwenden, die das Gesetz als Gestaltungsformen vorsieht518. Allerdings ist der
Erblasser prinzipiell frei darin, die vom Gesetz vorgesehenen Gestaltungsformen in der von ihm
gewÅnschten Weise miteinander zu kombinieren519.

b) Pflichtteilsrecht

Eine wesentliche Beschr�nkung erf�hrt die Testierfreiheit weiter durch das Pflichtteilsrecht
(§§ 2303 ff. BGB), das legitimiert durch Art. 6 GG den n�chsten AngehÇrigen des Erblassers einen
Mindestanteil am NachlassvermÇgen sichern will520. Danach sind der Testierfreiheit insoweit
Grenzen gesetzt, als der Erblasser seinen AbkÇmmlingen (Kinder, Enkel, Urenkel), Eltern oder
dem Ehegatten – soweit diese bei gesetzlicher Erbfolge Erben w�ren – grunds�tzlich nicht deren
Pflichtteil entziehen kann. Das bedeutet, dass ein pflichtteilsberechtigter gesetzlicher Erbe, der
durch Testament enterbt wird, aus dem Nachlass eine Pflichtteilszahlung in HÇhe der H�lfte sei-
nes gesetzlichen Erbteils (§ 2303 BGB) fordern kann. Setzt etwa ein Erblasser, dessen Ehefrau
bereits verstorben ist, seine Tochter zur Alleinerbin ein, w�hrend der Sohn enterbt wird, so kann
der Sohn eine Pflichtteilszahlung in HÇhe von ein Viertel des Nettonachlasses verlangen
(§§ 2303, 1924 BGB). Der Erblasser tut in derartigen F�llen gut daran, fÅr genÅgend Barmittel zu
sorgen, damit die Pflichtteilszahlung nach seinem Tode aus dem Nachlass erbracht werden
kann.

c) Sonstige Grenzen

Weitere Schranken der Testierfreiheit ergeben sich aus dem Prinzip der HÇchstpersÇnlichkeit
und aus §§ 134, 138 BGB521. Hierauf wird weiter unten n�her eingegangen.

II. Testierwille

Die Errichtung eines Testamentes setzt voraus, dass der Erblasser einen entsprechenden Testier-
willen hat, d. h. er muss den Willen haben, ein rechtsverbindliches Testament zu errichten522.
Regelm�ßig wird dieses Tatbestandselement unproblematisch zu bejahen sein, sofern nicht be-
sondere Umst�nde Anlass zu Zweifeln geben523. Ausnahmef�lle stellen idZ das Scherztestament,
das Scheintestament sowie das Testament unter geheimem Vorbehalt dar.

Bei einem Scherztestament wird eine nicht ernstlich gemeinte letztwillige VerfÅgung in der Er-
wartung errichtet, dass der Mangel an Ernstlichkeit nicht verkannt wird524. Ein solches Testa-
ment ist nach § 118 BGB als nichtig anzusehen, ohne dass der vermeintlich Bedachte einen Ver-

518 Rott/Jansen, NWB-EV 2010, 431, 432; Krause, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 2 Rz 256

519 Krause, in: Frieser u. a., Handbuch Erbrecht, 2002, Kap. 2 Rz 258

520 BVerfG, ZEV 2005, 301; BVerfG, ZEV 2000, 399; BGH, MDR 1999, 360

521 Frank, Erbrecht, 2000, § 3 Rz 1

522 Burkart, in: MÅnchener Kommentar, BGB Bd. 9, 3. Aufl. 1997, § 2247 Rz 5

523 Palandt-Edenhofer, BGB, 62. Aufl. 2003, § 2247 Rz 4

524 Ebenroth, Erbrecht, 1992, Rz 224
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trauensschutz geltend machen kann; denn eine letztwillige VerfÅgung rechtfertigt keinen Ver-
trauensschutz eines Dritten, wie auch § 2078 Abs. 3 BGB zu entnehmen ist525.

Bei einem Scheintestament wird ein Testament dagegen in Kenntnis des Bedachten nur zum
Schein errichtet. Auch insoweit ist die Nichtigkeit des Testaments schon deswegen zu bejahen,
weil es an schutzwÅrdigen Belangen des Bedachten fehlt526.

Dagegen sieht eine verbreitete Meinung Testamente unter geheimem Vorbehalt als wirksam
an527; denn eine Willenserkl�rung, die mit dem geheimen Vorbehalt erfolgt, das Erkl�rte nicht
zu wollen, ist nach allgemeinen Prinzipien wirksam (§ 116 S. 1 BGB). Richtigerweise kann § 116
BGB aber auf ein Testament grunds�tzlich nicht angewendet werden, da dieses wegen der Ein-
seitigkeit der darin niedergelegten Willenserkl�rung und der freien Widerruflichkeit prinzipiell
keinen Vertrauenstatbestand schafft528. Deshalb ist auch ein Testament unter geheimen Vor-
behalt grunds�tzlich als nichtig anzusehen529. Von der Unbeachtlichkeit des geheimen Vorbehal-
tes ist gem. § 116 BGB nur dann auszugehen, wenn es sich um wechselbezÅgliche VerfÅgungen
innerhalb eines gemeinschaftlichen Testamentes oder um einen Erbvertrag handelt530.

III. Testamentsformen

Das Gesetz kennt drei Testamentsformen, die sich in erster Linie in der Art und Weise der Testa-
mentserrichtung voneinander unterscheiden: das notarielle (auch: Çffentliche) Testament, das
eigenh�ndige Testament (§ 2231 BGB) und das Nottestament (§§ 2249 ff. BGB). Videotestamen-
te sind dagegen unwirksam531.

1) Notarielles Testament

Zur Niederschrift eines Notars kann ein Testament errichtet werden, indem der Erblasser dem
Notar eine Schrift mit der Erkl�rung Åbergibt, dass die Schrift seinen letzten Willen enthalte
(§ 2232 S. 1 BGB)532. Der Erblasser kann die Schrift offen oder verschlossen Åbergeben; sie
braucht nicht von ihm geschrieben zu sein (§ 2232 S. 2 BGB). Daneben kann ein notarielles Tes-
tament auch in der Weise errichtet werden, dass der Erblasser dem Notar seinen letzten Willen
zur Niederschrift erkl�rt (§ 2232 S. 1 BGB). Der Notar wird dann ein Testament entwerfen, dieses
nach Billigung durch den Erblasser noch einmal in dessen Gegenwart verlesen, worauf der Erb-
lasser die Urkunde vor dem Notar unterzeichnen wird.

Die nach § 2232 S. 1 BGB erforderliche Erkl�rung kann mÅndlich oder in nonverbaler Weise ab-
gegeben werden, etwa in der Weise, dass ein sprachbehinderter und schreibunf�higer Erblasser

525 Brox, Erbrecht, 18. Aufl. 2000, Rz 253

526 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 223

527 BayObLG, FamRZ 1977, 347; Staudinger/Otte, BGB, Vorbem. zu §§ 2064 bis 2086 Rz 12 ff.

528 Ebenroth, Erbrecht, 1992, Rz 287

529 Brox, Erbrecht, 18. Aufl. 2000, Rz 252

530 SchlÅter, Erbrecht, 14. Aufl. 2000, Rz 222

531 Rott/Jansen, NWB-EV 2010, 431, 433

532 Vgl. auch Palandt-Edenhofer, BGB, 62. Aufl. 2003, § 2232 Rz 1 ff.


